84. Beilage im Jahre 2022 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 84/2022 — Teil A: Gesetzestext

Regierungsvorlage

Gesetz
iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz

Der Landtag hat beschlossen:
Artikel I

Gesetz
iiber die Bildung und Betreuung von Kindern
(Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz — KBBG)

1. Hauptstiick
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Bildung sowie die Betreuung von Kindern in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen.
(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf

a) offentliche Praxiskindergérten, die einer offentlichen Schule zum Zweck lehrplanmaBig
vorgesehener Ubungen eingegliedert sind;

b) Sozialpadagogische Einrichtungen im Sinne des Kinder- und Jugendhilfegesetzes;
¢) Schulen einschlieflich der Tagesbetreuung an ganztigigen Schulen;
d) Schiilerheime;

e) die Betreuung von einzelnen oder mehreren Kindern durch Tageseltern oder durch bis zum
dritten Grad Verwandte oder Verschwigerte, Wahleltern oder sonst mit der Pflege oder
Erziehung betraute Personen.

§2
Ziele

(1) Das Land bekennt sich zu einer chancengerechten und qualitétsvollen Bildung und Betreuung in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen unter Beriicksichtigung des Wohles der Kinder.
(2) Ziele dieses Gesetzes sind insbesondere

a) die Forderung und Unterstiitzung der korperlichen, seelischen, kognitiven, sprachlichen,
ethischen und sozial-emotionalen Entwicklung der Kinder;

b) die Unterstiitzung der Familien in ihren Bildungs- und Erziehungsaufgaben;

¢) die Unterstiitzung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die Foérderung der Beteiligung
der Erziehungsberechtigen am Erwerbsleben.

§3

Grundsiatze

(1) Das Angebot an Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen ist breit und vielfdltig; es wird
von privaten und 6ffentlichen Rechtstragern erbracht (Angebotsvielfalt).



(2) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind ohne Unterschied der Geburt, des
Geschlechts, der sexuellen Orientierung, einer Behinderung, der Herkunft, der Sprache und des religiosen
oder weltanschaulichen Bekenntnisses der Kinder oder der Erziehungsberechtigten allgemein zugénglich
(diskriminierungsfreier Zugang).

(3) Von den Féllen der Besuchspflicht abgesehen, ist die Inanspruchnahme von Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen freiwillig (Freiwilligkeit).

(4) Die Bildungs- und Betreuungsarbeit erfolgt auf der Grundlage aktueller wissenschaftlicher
Erkenntnisse der Pddagogik unter Bertlicksichtigung sonstiger einschldgiger Wissenschaften; insbesondere
ist auch auf die sprachliche Entwicklung, ausreichend Bewegung und gesunde Erndhrung zu achten
(Qualitét).

(5) Die padagogischen Fachkrifte werden durch Assistenzkréfte unterstiitzt; im Falle besonderer
Anforderungen werden auch besonders qualifizierte Betreuungspersonen als Assistenzkrifte
herangezogen (Professionalitit).

(6) In Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen wird jedes Kind unter Achtung seiner Wiirde,
seiner Bediirfnisse und Rechte individuell unterstiitzt und betreut (Individualitat).

(7) Kinder mit erhohtem Forderbedarf werden gemeinsam mit Kindern ohne erhdhtem Forderbedarf
unter Beriicksichtigung ihrer besonderen Bediirfnisse gefordert und betreut (Inklusion).

(8) Die Bildung und Betreuung von Kindern in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
erfolgt in Zusammenarbeit zwischen Kindern, Erziehungsberechtigten, Betreuungspersonen und
Rechtstrigern unter besonderer Beriicksichtigung des Kindeswohls (Kooperation).

§4
Begriffe

(1) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind in einer rdumlichen und organisatorischen
Einheit betriebene Einrichtungen, in denen Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr in ihrer
Entwicklung unterstiitzt und betreut werden, sofern es sich nicht um Einrichtungen handelt, die vorrangig
der Vermittlung spezifischer Kenntnisse, Fertigkeiten und Fahigkeiten in bestimmten Lebensbereichen,
wie beispielsweise im Sport oder in der Musik dienen.

(2) Kleinkindgruppen sind elementare Bildungs- und Betreuungseinheiten in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen, die zur frithkindlichen Bildung und Betreuung von Kindern durch
padagogische Fachkrifte bestimmt sind und in denen Kinder grundsétzlich bis zum vollendeten dritten
Lebensjahr unterstiitzt und betreut werden.

(3) Kindergartengruppen sind elementare Bildungs- und Betreuungseinheiten in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen, die zur frihkindlichen Bildung und Betreuung von Kindern durch
padagogische Fachkrifte bestimmt sind und in denen Kinder grundsétzlich ab dem vollendeten dritten
Lebensjahr bis zum Schuleintritt unterstiitzt und betreut werden.

(4) Schulkindgruppen  sind  Bildungs- und  Betreuungseinheiten in  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen, die zur auBerschulischen Bildung und Betreuung von schulpflichtigen
Kindern durch piddagogische Fachkréfte bestimmt sind und in denen Kinder bis zum vollendeten 14.
Lebensjahr unterstiitzt und betreut werden.

(5) Kinderspielgruppen sind Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, in denen Kinder iiber
einen ldngeren Zeitraum bis zum Schuleintritt wiederkehrend unterstiitzt und betreut werden, wobei dies
nicht verpflichtend durch péddagogische Fachkréfte zu erfolgen hat.

§5
Rechtstriger
Rechtstrager einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung kann sein

a) jede natiirliche Person, die volljdhrig, entscheidungsfihig und verldsslich im Sinne des § 15
Abs. 1 erster Satz ist,

b) jede inldndische Gebietskorperschaft als Trager von Privatrechten,

c) jede sonstige juristische Person, deren vertretungsbefugte Organe verlédsslich im Sinne des § 15
Abs. 1 erster Satz sind.



§6

Angebotsplanung und Versorgungsauftrag

(1) Die Gemeinde hat jéahrlich bis Ende April Erhebungen zum erforderlichen Angebot an
Betreuungspliatzen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, differenziert nach Anzahl,
Offnungszeiten und Gruppenformen, durchzufiihren. Dabei hat sie insbesondere zu beriicksichtigen

a) den Bestand an Pléitzen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen in der Gemeinde,

einschlieBlich jener in Einrichtungen anderer, insbesondere privater Rechtstréger,

b) die ortlichen Gegebenheiten, insbesondere die Bevolkerungs-, Siedlungs- und Verkehrsstruktur

und deren Entwicklung, sowie

c) die Bedarfsmeldung von Erziehungsberechtigten eines Kindes mit Hauptwohnsitz in der

Gemeinde.

Rechtstriger, die in der Gemeinde eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung betreiben, und die
betroffenen Erziehungsberechtigten sind in geeigneter Form einzubinden.

(2) Reicht das vorhandene Angebot an Pliatzen in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen,
Schulkindgruppen, Kinderspielgruppen und bei Tageseltern nicht aus, hat die Gemeinde festzulegen,
durch welche geeigneten MaBinahmen das erforderliche Angebot kurzfristig und mittelfristig bestmdglich
zur Verfiigung gestellt werden kann (MaBnahmenplan); dabei sind insbesondere Maoglichkeiten
interkommunaler Zusammenarbeit sowie das Angebot privater Rechtstriger einschlieflich solcher in
betrieblichen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen zu beriicksichtigen. Ein allfdlliger
Mafnahmenplan, der iiber das Betreuungsjahr hinausreichende Mallnahmen (mittelfristige Maflnahmen)
beinhaltet, ist bis spétestens Ende des Kalenderjahres der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.

(3) Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass fiir jedes Kind, das am 31. August vor Beginn des
Betreuungsjahres das dritte Lebensjahr vollendet hat und noch nicht die Schule besucht, innerhalb des
folgenden Rahmens ein geeigneter Betreuungsplatz in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
oder bei Tageseltern zur Verfligung steht (Versorgungsauftrag):

a) Der Versorgungsauftrag gilt fiir Kinder, die in der betreffenden Gemeinde den Hauptwohnsitz

haben.

b) Der Betreuungsplatz muss bedarfsgerecht an Werktagen, ausgenommen an Samstagen, innerhalb
einer Rahmenzeit zwischen 7.30 Uhr und 17.30 Uhr zur Verfiigung stehen; dies gilt nicht fiir
hochstens vier Wochen wihrend der vom Rechtstréger festgelegten Ferien.

¢) Der Betreuungsplatz muss innerhalb des Gemeindegebietes oder im Rahmen eines fiir das Kind
zumutbaren Weges aulerhalb des Gemeindegebietes zur Verfiigung stehen.

(4) Der Versorgungsauftrag nach Abs. 3 gilt ab dem Betreuungsjahr 2024/2025 auch fiir Kinder, die
bereits die Schule besuchen bis zur vierten Schulstufe, soweit sie keine Mdglichkeit zum Besuch einer
ganztdgigen Schulform haben; abweichend von Abs. 3 lit. b muss der Betreuungsplatz innerhalb einer
Rahmenzeit zwischen 8.00 Uhr und 16.00 Uhr zur Verfiigung stehen. Dies gilt nicht wihrend der
Hauptferien und der schulfreien Tage nach den schulrechtlichen Vorschriften.

(5) Weiters gilt der Versorgungsauftrag nach Abs. 3 ab dem Betreuungsjahr 2025/2026 auch fiir
Kinder, die am Stichtag nach Abs. 3 das zweite Lebensjahr vollendet haben; abweichend von Abs. 3 lit. b
muss der Betreuungsplatz innerhalb der Rahmenzeit im Ausmall von zumindest fiinf Stunden zur
Verfiigung stehen; konnen Betreuungsplétze aus personellen Griinden und trotz der Regelung des § 17
ausnahmsweise nicht bedarfsgerecht zur Verfligung gestellt werden, sind zuerst jene Kinder
aufzunehmen, deren Erziehungsberechtigte berufstitig sind.

I1. Hauptstiick
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
mit Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen oder Schulkindgruppen

1. Abschnitt
Allgemeines

§7
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, in denen zumindest eine Kleinkindgruppe,
Kindergartengruppe oder Schulkindgruppe eingerichtet ist (im Folgenden in diesem Hauptstiick kurz:
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen), sind nach den Bestimmungen dieses Hauptstiickes zu
fithren.



2. Abschnitt
Bau- und Betriebsaufnahmeverfahren

§8

Bauverfahren

(1) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind unter Beriicksichtigung der Ziele (§ 2) und
Grundsitze (§ 3) dieses Gesetzes zweckentsprechend zu errichten und auszustatten. Sie miissen alle
Voraussetzungen erfiillen, die zur Bildung und Betreuung der Kinder erforderlich sind, haben
insbesondere auch den Grundsidtzen der Qualitit (§ 3 Abs.4) und der Inklusion (§3 Abs.7) zu
entsprechen. Jede Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung muss die nach der durchschnittlichen
Kinderzahl, dem Alter der Kinder und der Art der Betreuung notwendigen R&ume, einschlielich der
erforderlichen Ruhe- und Bewegungsmoglichkeiten sowie Spielmoglichkeiten im Freien aufweisen.

(2) Eine Mitverwendung von Gebduden und sonstigen Liegenschaften einer Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung fiir andere Zwecke darf zugelassen werden, wenn durch die angestrebte
Mitverwendung der Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nicht beeintrachtigt wird,
ansonsten nur in Katastrophenfallen.

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung regeln, welche Erfordernisse im Einzelnen
vorliegen miissen, damit eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung hinsichtlich ihrer Lage,
baulichen Gestaltung und Ausstattung den Bestimmungen des Abs. 1 entspricht. Dabei ist auf die
bestehenden bau-, feuer- und sanitétspolizeilichen Vorschriften und auf die Erfahrungen der technischen
Wissenschaften Bedacht zu nehmen.

(4) Die Baubehorde hat in den Verfahren nach dem Baugesetz die Erfordernisse nach Abs. 1 und 2
bzw. einer Verordnung nach Abs. 3 gleich wie die Vorschriften {iber die allgemeinen bautechnischen
Erfordernisse nach § 15 Baugesetz anzuwenden. Sie hat in solchen Verfahren jedenfalls einen im
offentlichen Sanititsdienst stehenden Arzt oder eine im dffentlichen Sanititsdienst stehende Arztin sowie
das padagogische Aufsichtsorgan (§ 39) anzuhéren.

§9
Betriebsaufnahmeverfahren

(1) Der Betrieb einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung darf nur mit Bewilligung der
Landesregierung aufgenommen werden (Betriebsbewilligung). Weitere Voraussetzung fiir die Aufnahme
des Betriebes ist, dass die nach dem Baugesetz erforderliche Berechtigung zur Beniitzung vorliegt.

(2) Die Erteilung der Betriebsbewilligung ist bei der Landesregierung schriftlich zu beantragen.
Diesem Antrag sind anzuschlieen:
a) Angaben zum Rechtstrager und zum Standort,
b) Angaben zu den padagogischen Erfordernissen (padagogisches Konzept),
¢) Angaben zur erforderlichen personellen und sachlichen Ausstattung (insbesondere in Bezug auf
die Zahl und Qualifikation des Betreuungspersonals sowie die verfiigbaren Rdumlichkeiten) und
d) Angaben zur Organisation der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (insbesondere zur Art
und Anzahl der Gruppen, zu den maximalen Gruppengrofen und zu den geplanten
Offnungszeiten).
Ist eine abschlieBende Beurteilung des geplanten Betriebes auf dieser Grundlage nicht mdglich, kann die
Landesregierung die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. Im Bewilligungsverfahren ist das
padagogische Aufsichtsorgan (§ 39) anzuhoren.

(3) Die Betriebsbewilligung ist binnen zwei Monaten nach Vorliegen des vollstindigen Antrages mit
Bescheid, erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen, Bedingungen und Befristungen, zu
erteilen, wenn die Angaben und Unterlagen nach Abs. 2 Gewihr bieten, dass die nach diesem Gesetz fiir
den ordnungsgeméfen Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung vorgesehenen
Voraussetzungen, insbesondere die péddagogischen, personellen, sachlichen und organisatorischen
Erfordernisse nach dem 3. Abschnitt erfiillt sind. Ansonsten hat die Landesregierung die
Betriebsaufnahme innerhalb der genannten Frist mit Bescheid zu untersagen.

(4) Liegt ein vollstdndiger Antrag im Sinne des Abs. 2 vor und wird kein Bescheid nach Abs. 3
innerhalb der dort genannten Frist erlassen, gilt die Betriebsbewilligung von Gesetzes wegen als erteilt.
Die Landesregierung hat den Eintritt dieser Rechtsfolge (Bewilligungsfiktion) ohne unnétigen Aufschub
dem Antragsteller schriftlich zu bestétigen.

(5) Die Abs. 1 bis 4 finden sinngemiB auch bei Anderungen des Betriebs der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung Anwendung, soweit sie von Einfluss auf die nach Abs. 2 erforderlichen
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Angaben und Unterlagen sind; dies gilt nicht bei lediglich geringfiigigen Anderungen der Offnungszeiten.
Von der Vorlage einzelner Angaben und Unterlagen nach Abs. 2 lit. a bis d kann abgesehen werden,
sofern diese im Einzelfall fiir das Bewilligungsverfahren entbehrlich sind.

3. Abschnitt
Betrieb

1. Unterabschnitt
Pidagogische Erfordernisse

§ 10
Bildungs- und Betreuungsarbeit

(1) Die Bildungs- und Betreuungsarbeit ist auf der Grundlage der Erkenntnisse der
Bildungswissenschaften, insbesondere der Elementar- und Frithpddagogik, der Gehirn- und
Lernforschung und der inklusiven Pddagogik unter Beriicksichtigung der einschldgigen Erkenntnisse der
Entwicklungspsychologie und der Kinderheilkunde durchzufiihren. Soweit sich dies aufgrund
staatsvertraglicher Verpflichtungen ergibt, sind spezifische pddagogische Grundlagendokumente
anzuwenden. Im Rahmen der Bildungs- und Betreuungsarbeit ist auf die Bediirfnisse von Kindern mit
erhohtem Forderbedarf oder mit besonderen Begabungen besonders Riicksicht zu nehmen. Zudem sind,
insbesondere unter den Aspekten Bewegung und Erndhrung, geeignete MaBnahmen zur
Gesundheitsforderung  zu treffen. Das Angebot von Mahlzeiten soll sich an aktuellen
erndhrungswissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren und nach Moglichkeit regionale, saisonale und
biologische Lebensmittel enthalten; auf besondere, gesundheitlich begriindete Bediirfnisse der Kinder ist
Bedacht zu nehmen.

(2) Die Planung, Organisation und Durchfithrung der friithkindlichen und auBerschulischen Bildung
und der Betreuung sowie die Reflexion der Bildungs- und Betreuungsarbeit obliegt den padagogischen
Fachkréften. Sie sind bei der Besorgung dieser Aufgaben durch die Assistenzkréfte zu unterstiitzen, die
unter ihrer Anleitung tdtig werden. Die péddagogischen Fachkréfte haben sich auf der Grundlage
kontinuierlicher Beobachtungen der Kinder mit Sorgfalt auf die tigliche Bildungs- und Betreuungsarbeit
vorzubereiten; dies gilt nach Mafigabe der dienstrechtlichen Vorschriften auch fiir Assistenzkréfte.

(3) Padagogische Fachkrifte und Assistenzkrifte, die an einer Schulung gemil § 19 Abs. 3
teilgenommen haben, sind berechtigt, die notwendigen einfachen pflegerischen Hilfstitigkeiten, wie
beispielsweise die Verabreichung von Medikamenten, nach Mallgabe einer schriftlichen é&rztlichen
Anordnung durchzufiihren.

(4) Die padagogischen Fachkrifte und Assistenzkréfte haben Kinder in die Gestaltung der Bildungs-
und Betreuungsarbeit mit einzubeziehen; insbesondere ist ihnen entsprechend ihrem Entwicklungsstand
Gelegenheit zu geben, eigene Standpunkte zu entwickeln und einzubringen.

(5) Um eine erfolgreiche Bildungs- und Betreuungsarbeit zu gewéhrleisten, haben padagogische
Fachkrifte, allenfalls unter Heranziehung der Assistenzkrifte, regelmdfigen Kontakt mit den
Erziehungsberechtigten zu pflegen. Es sind beispielsweise Elternabende durchzufithren und in
Einzelgesprichen die individuelle Entwicklung des Kindes mit den Erziehungsberechtigten zu erdrtern.

§11
Friihkindlicher und
auBlerschulischer Bildungsauftrag

(1) Im Rahmen der frithkindlichen Bildung in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen werden
die Kinder unter Beriicksichtigung friihkindlicher Lernformen in ihrer korperlichen, seelischen,
kognitiven, sprachlichen, ethischen und sozial-emotionalen Entwicklung altersgemd3 und mit Riicksicht
auf den individuellen Entwicklungsstand begleitet und unterstiitzt. Durch entsprechende Werteerziechung
sind die Kinder zu befdhigen, allen Menschen unabhingig von Herkunft, Religion, Geschlecht, sexueller
Orientierung, Behinderung und Sprache offen, tolerant und respektvoll zu begegnen und intolerantes
Gedankengut abzulehnen. In Kindergartengruppen werden die Kinder iiberdies zur Vorbereitung auf den
Schulbesuch insbesondere in ihrer Fahigkeit des Erkennens und Denkens, der Lernféhigkeit und der
Lernbereitschaft begleitet und unterstiitzt; einen wesentlichen Aspekt dabei bildet die Forderung der
Bildungssprache Deutsch, um eine Teilnahme am schulischen Unterricht zu ermdglichen.

(2) Die auBerschulische Bildung in Schulkindgruppen hat die schulische Bildung der Kinder zu
unterstiitzen und zu ergénzen; Abs. 1 erster und zweiter Satz gilt sinngemdB. Dabei ist Hilfe bei der
Erfillung schulischer Aufgaben unter Anwendung aktueller Lerntechniken anzubieten und eine alters-
und entwicklungsgemife Freizeitgestaltung zu ermdglichen.
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§ 12
Pidagogisches Konzept

(1) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der Bildungs- und Betreuungsqualitit ist vom
Rechtstriger unter Einbindung der padagogischen Fachkréfte ein padagogisches Konzept zu erstellen und
aktuell zu halten. Darin sind unter Beriicksichtigung der Ziele (§ 2) und Grundsitze (§ 3) sowie der
weiteren Vorgaben dieses Gesetzes auf Basis aktueller elementarpddagogischer Standards die Grundlagen
fiir die Bildungs- und Betreuungsarbeit in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung festzulegen,
insbesondere hinsichtlich

a) der Organisationsstruktur,

b) der piadagogischen Prozesse (z.B. Gestaltung der Eingewdhnungszeit und der Erholungsphasen,
Inklusion von Kindern mit erhhtem Forderbedarf, inhaltliche Schwerpunkte usw.),

c)der MaBnahmen zur Gesundheitsforderung, einschlieBlich eines Bewegungs- und
Erndhrungsplans,

d) der Maflnahmen zum Schutz der Kinder,
¢) der Formen der Zusammenarbeit im Team sowie der Personal- und Teamentwicklung,

f) der Formen der Einbeziehung der Kinder selbst, der Erziehungsberechtigten (z.B. Elternbeiréte)
und anderer Bezugspersonen,

g) der Kooperation mit anderen Bildungseinrichtungen,
h) der Offentlichkeitsarbeit.

(2) Das pidagogische Konzept muss im Internet auf der Homepage des Rechtstrigers fiir die
Allgemeinheit abrufbar sein. Sofern der Rechtstridger im Internet {iber keine Homepage verfiigt, ist das
padagogische Konzept auf Anfrage zur Verfiigung zu stellen.

§13
Durchfiihrungsbestimmungen

Die Landesregierung hat erforderlichenfalls durch Verordnung néhere Bestimmungen zu diesem
Unterabschnitt zu treffen, insbesondere iiber

a) die wesentlichen Grundsétze fiir eine Planung der Bildungs- und Betreuungsarbeit, die von
padagogischen Fachkriften zu erstellen ist (§ 10 Abs. 2);

b) ein Instrumentarium zur Priifung des Sprachforderbedarfes nicht angemeldeter Kinder (§ 11
Abs. 1 iVm § 25);

¢) ein Instrumentarium zur Feststellung des Entwicklungsstandes, insbesondere des Sprachstandes,
von Kindern ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt in Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen und tiber Inhalt und AusmaB jener padagogischen Maflnahmen, die im
Falle festgestellten Forderbedarfes zu ergreifen sind, einschlieBlich eines Instrumentariums zur
Feststellung der Wirkung dieser Maflnahmen (§ 11 Abs. 1);

d) begleitende padagogische Maflnahmen, wenn der Anteil an Kindern mit Sprachférderbedarf und
Kindern mit erheblichem sonstigen Forderbedarf in einer Gruppe hoch ist (§ 11 Abs. 1).

2. Unterabschnitt
Personelle Erfordernisse

§ 14
Pidagogische Fachkrifte und Assistenzkrifte

(1) Dem Rechtstriger obliegt die Beistellung der Betreuungspersonen, das sind die erforderlichen
padagogischen Fachkrifte sowie Assistenzkréfte.

(2) Padagogische Fachkrifte miissen geeignet, insbesondere verlésslich (§ 15 Abs. 1), gesundheitlich
geeignet (§ 15 Abs. 2) und fachlich beféhigt (§ 16) sein.

(3) Zur Unterstiitzung der padagogischen Fachkréfte konnen unter deren Anleitung Assistenzkréfte
eingesetzt werden. Diese miissen das 18. Lebensjahr vollendet haben, verldsslich (§ 15 Abs. 1),
gesundheitlich geeignet (§ 15 Abs. 2) und auch sonst fiir den Umgang mit Kindern, erforderlichenfalls
auch in besonderen Betreuungssituationen, geeignet sein; ein Einsatz vor Vollendung des
18. Lebensjahres ist nur zuldssig, wenn sie eine berufsspezifische Ausbildung abgeschlossen haben.

(4) Der  Rechtstriger  hat  eine  péddagogische Fachkraft ~ der  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung mit der paddagogischen und administrativen Leitung derselben zu betrauen;
allenfalls kann diese Aufgabe auch auf zwei pddagogische Fachkrifte iibertragen werden. Die Leitung
einer Einrichtung mit Kleinkind- oder Kindergartengruppen kann nur pddagogischen Fachkréften
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iibertragen werden, die aufgrund einer einschligigen Ausbildung dazu beféhigt sind oder eine solche
Ausbildung innerhalb von drei Jahren ab Ubernahme der Leitung absolvieren; wird die Ausbildung
innerhalb dieser Frist nicht erfolgreich abgeschlossen, ist die betreffende Person durch den Rechtstrager
von der Leitung abzuberufen und eine andere geeignete Person zu betrauen.

(5) Fiir den Fall, dass die Leitung (Abs. 4) verhindert ist, hat der Rechtstréger eine dafiir geeignete
Person aus dem Kreis der Betreuungspersonen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung mit der
Stellvertretung zu betrauen.

§15
Verlisslichkeit und gesundheitliche Eignung

(1) Als verldsslich nach § 14 Abs. 2 und 3 gilt eine Person nicht, wenn sie wegen einer vorsétzlichen,
mit mehr als einjéhriger Freiheitsstrafe bedrohten Handlung oder wegen einer strafbaren Handlung gegen
die sexuelle Integritit und Selbstbestimmung von einem ordentlichen Gericht verurteilt worden ist und
diese Verurteilung weder getilgt worden ist noch — ausgenommen Verurteilungen wegen einer strafbaren
Handlung gegen die sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung — der beschrinkten Auskunft nach dem
Tilgungsgesetz 1972 oder vergleichbaren Vorschriften eines anderen Staates unterliegt. Vor dem
erstmaligen Einsatz und sonst bei Vorliegen von Anhaltspunkten fiir eine Verurteilung ist die
Verlasslichkeit der Betreuungsperson unter Heranziehung des § 44 durch den Rechtstrager zu beurteilen.

(2) Die fiir Betreuungspersonen notwendige gesundheitliche Eignung hat der Rechtstrdger vor dem
erstmaligen Einsatz und sonst bei Vorliegen von Anhaltspunkten iiber eine fehlende gesundheitliche
Eignung zu iiberpriifen; sie ist durch ein von den Betreuungspersonen vorzulegendes drztliches Zeugnis
nachzuweisen. Von Unionsbiirgern sind jene Nachweise anzuerkennen, die in ihrem
Herkunftsmitgliedstaat als Nachweis flir die gesundheitliche Eignung gefordert werden. Wird im
betreffenden Mitgliedstaat ein solcher Nachweis nicht verlangt, ist eine Bescheinigung einer zustdndigen
Behorde dieses Staates iiber die gesundheitliche Eignung anzuerkennen. Diese Nachweise und
Bescheinigungen diirfen zum Zeitpunkt der Vorlage nicht dlter als drei Monate sein.

(3) Abs. 2 gilt sinngemd3 fiir Nachweise und Bescheinigungen, die in Drittstaaten oder fiir
Drittstaatsangehorige ausgestellt worden sind, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europdischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages
gleichzustellen sind.

§ 16
Fachliche Befihigung

(1) Die fachliche Befahigung als padagogische Fachkraft einer Kleinkindgruppe erbringt, wer eine in
Abs. 2 oder 3 genannte Priifung erfolgreich abgelegt oder ein Hochschulstudium aus dem Bereich
Bildungswissenschaften absolviert hat. Weiters gilt als fachlich befdhigt, wer eine andere Ausbildung, die
Mindeststandards einer elementarpddagogischen Ausbildung erfiillt, erfolgreich abgeschlossen hat, sofern
die Landesregierung unter Bedachtnahme auf die paddagogischen Anforderungen im Bereich der
frithkindlichen Bildung durch Verordnung die ndheren Vorschriften iiber eine solche Ausbildung und
iiber den Nachweis der fachlichen Befdhigung erlassen hat; dabei sind insbesondere die Dauer, der
Aufbau, der Lehrstoff und die Leistungsbeurteilung zu regeln.

(2) Die fachliche Befdahigung als pddagogische Fachkraft einer Kindergartengruppe
(Kindergartenpddagogin, Kindergartenpiddagoge) erbringt, wer die Reife- und Diplompriifung oder
Diplompriifung fiir Elementarpddagogik bzw. fiir Kindergérten, die Befdhigungspriifung fiir
Kindergirtnerinnen bzw. Kindergértner oder die Reife- und Befdhigungspriifung fiir Kindergéirten
erfolgreich abgelegt oder den Hochschullehrgang ,,Elementarpddagogik® im AusmaBl von 60 ECTS an
einer Pddagogischen Hochschule absolviert hat.

(3) Die fachliche Befahigung als pddagogische Fachkraft einer inklusiv gefiihrten Kleinkind- oder
Kindergartengruppe erbringt, wer die Diplompriifung fiir Sonderkindergérten und Frithférderung, die
Beféhigungspriifung fiir Sonderkindergértnerinnen, die Befdhigungspriifung fiir Sonderkindergérten und
Frithférderung oder die Diplompriifung fiir Inklusive Elementarpadagogik erfolgreich abgelegt oder den
Hochschullehrgang ,,Inklusive Elementarpddagogik™ im Ausmall von 90 ECTS an einer Pddagogischen
Hochschule absolviert hat.

(4) Die fachliche Befdhigung als pddagogische Fachkraft einer Schulkindgruppe erbringt, wer die
Reife- und Diplompriifung oder Diplompriiffung fiir Elementarpiddagogik mit der Zusatzausbildung
Hortpadagogik, die Befahigungspriifung fiir Erzicher, die Reife- und Beféahigungspriifung fiir Erzicher,
die Befdhigungspriiffung fiir Kindergirtnerinnen wund Horterzieherinnen, die Reife- und
Befahigungspriifung fiir Kindergédrten und Horte oder die Lehrbefahigungs- bzw. Lehramtspriifung
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erfolgreich abgelegt hat oder nach den schulrechtlichen Vorschriften des Bundes zur Betreuung im
Freizeitteil an ganztigigen Schulformen als beféhigt gilt.

(5) Die fachliche Befdhigung als pddagogische Fachkraft einer inklusiv gefiihrten Schulkindgruppe
erbringt, wer die Befihigungspriifung fiir Sondererzieher oder die Lehrbefihigungs- bzw.
Lehramtspriifung fiir Sonderschulen erfolgreich abgelegt hat.

(6) Neben den in Abs. 1 bis 5 genannten fachlichen Befidhigungen sollen piddagogische Fachkrifte,
die im Bereich der frithen sprachlichen Forderung eingesetzt werden, eine Qualifikation entsprechend
dem Lehrgang an der Padagogischen Hochschule zur Qualifizierung fiir die frithe sprachliche Forderung
absolviert haben oder im Rahmen der Fort- und Weiterbildung absolvieren.

(7) Die in den Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 bis 5 angefiihrten Priifungen sind durch Zeugnisse
offentlicher oder mit Offentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen, Universititen, Hochschulen oder
staatlicher Priifungskommissionen, die aufgrund schul-, universitits- oder hochschulrechtlicher
Vorschriften eingerichtet sind, nachzuweisen.

§17
Zeitlich befristete Verwendung und Verwendung an Randzeiten

(1) Solange geeignete padagogische Fachkréfte nicht zur Verfiigung stehen, konnen

a) in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. a und b an deren
Stelle Assistenzkrifte verwendet werden, sofern sie iiber eine einschldgige Berufserfahrung von
zumindest einem Jahr verfiigen und jedenfalls eine Hospitier- oder Praxiszeit von vier Wochen in
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung absolviert haben;

b) in Schulkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. ¢ an deren Stelle auch Assistenzkrifte
verwendet werden, sofern sie {iber eine einschlagige Berufserfahrung von zumindest einem Jahr
verfiigen, eine hohere oder mindestens dreijahrige mittlere Schule abgeschlossen haben oder eine
abgeschlossene Berufsausbildung nachweisen;

¢) in inklusiv gefiihrten Kleinkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle auch
nach § 16 Abs. 1 befdhigte padagogische Fachkrifte verwendet werden;

d) in inklusiv gefiihrten Kindergartengruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle
auch nach § 16 Abs. 2 befihigte paddagogische Fachkrifte verwendet werden;

e) in inklusiv gefiihrten Schulkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle auch
nach § 16 Abs. 3 befdhigte piddagogische Fachkrifte verwendet werden; sofern auch solche nicht
verfligbar sind, konnen pddagogische Fachkrifte mit einer Lehrbefdhigungs- bzw.
Lehramtspriifung oder nach § 16 Abs. 2 oder 4 befahigte padagogische Fachkrifte verwendet
werden.

(2) Eine lénger als fiinf Wochen dauernde Verwendung nach Abs. 1, ausgenommen die Verwendung
an Randzeiten und die Verwendung in Schulkindgruppen, ist der Landesregierung unter
Glaubhaftmachung des Vorliegens der jeweiligen Voraussetzungen unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

§18
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen
nach dem Recht der Européischen Union

(1) Den in § 16 Abs. 1 bis 5 genannten Ausbildungsnachweisen sind Nachweise iiber Ausbildungen
oder Priifungen gleichzuhalten, die einem oder einer von der Europdischen Kommission nach Art. 49a
Abs. 4 oder Art. 49b Abs. 4 der Richtlinie 2005/36/EG {iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen
festgelegten und von der Landesregierung eingefithrten gemeinsamen Ausbildungsrahmen oder
gemeinsamen Ausbildungspriifung entsprechen. Die Landesregierung hat einen gemeinsamen
Ausbildungsrahmen oder eine gemeinsame Ausbildungspriifung mit Verordnung einzufiihren, wenn die
in Art. 49a oder Art. 49b der Richtlinie 2005/36/EG genannten Voraussetzungen erfiillt sind.

(2) Mit einem Europdischen Berufsausweis zum Nachweis der fachlichen Qualifikation zur
Ausiibung eines Berufes nach § 16 Abs. 1 bis 5 in Vorarlberg (§ 22 Abs. 1 lit. a Landes-Dienstleistungs-
und Berufsqualifikationsgesetz) gelten die nach den genannten Bestimmungen erforderlichen
Ausbildungen und Priifungen als nachgewiesen.

(3) Andere Ausbildungsnachweise als solche nach Abs. 1 und § 16 Abs. 1 bis 5, die Angehorigen der
Mitgliedstaaten der Europdischen Union von einer zustidndigen Stelle eines Mitgliedstaates ausgestellt
worden sind, sind von der Landesregierung entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG auf Antrag durch
Bescheid als Ersatz fiir Priifungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 anzuerkennen. Bestehen wesentliche
Unterschiede zu den Priifungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5, ist der antragstellenden Person die Wahl
zwischen einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungspriifung zu iiberlassen; dies gilt nicht, soweit
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die wesentlichen Unterschiede durch Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen ausgeglichen sind, die
im Rahmen einer Berufspraxis oder durch lebenslanges Lernen in einem Mitgliedstaat oder einem
Drittstaat erworben und hierfiir von einer einschldgigen Stelle formell als giiltig anerkannt worden sind.

(4) Der Eingang eines Antrages nach Abs. 3 ist innerhalb eines Monats zu bestitigen und es ist dabei
gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Die Entscheidung der Landesregierung hat
spétestens innerhalb von vier Monaten nach Vorlage der vollstindigen Unterlagen mit Bescheid zu
erfolgen. Wird im Zuge der Anerkennung ein Anpassungslehrgang oder eine Eignungspriifung verlangt,
ist die Anerkennung unter der auflosenden Bedingung auszusprechen, dass sie erlischt, wenn die
Absolvierung des Anpassungslehrgangs oder die Ablegung der Eignungspriifung nicht innerhalb von vier
Jahren nach der Anerkennung erfolgt.

(5) Der antragstellenden Person ist die Mdglichkeit zu geben, die Eignungspriifung innerhalb von
sechs Monaten nach der Entscheidung iiber die Anerkennung der Berufsqualifikation (Abs. 4) abzulegen.

(6) Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, inwieweit Ausbildungsnachweise gemaf
Abs. 3 als Ersatz fiir Priifungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 gelten. Weiters kann die Landesregierung
durch Verordnung entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG die ndheren Vorschriften iiber die
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach Abs.3 bis 5, insbesondere iiber die wesentlichen
Unterschiede sowie den Inhalt und die Durchfiihrung von Anpassungslehrgingen und
Eignungspriifungen, erlassen.

(7) Die Abs.3 bis 6 gelten sinngemil fiir Ausbildungsnachweise, die in Drittstaaten oder fiir
Drittstaatsangehorige ausgestellt worden sind, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europdischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages
gleichzustellen sind.

(8) Die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen fiir den partiellen Berufszugang nach dem Recht
der Europdischen Union richtet sich nach §20 des Landes-Dienstleistungs- und
Berufsqualifikationsgesetzes. Im Falle einer solchen Anerkennung geniigt diese abweichend von § 16
Abs. 1 bis 5 als fachliche Qualifikation fiir die Ausilibung eines Berufes nach § 16 Abs. 1 bis 5 im
Umfang eines partiellen Berufszugangs. Fiir Personen mit Berechtigung zum partiellen Berufszugang
gelten die Bestimmungen fiir pddagogische Fachkréfte sinngemal.

(9) Zeugnisse aus Staaten, auf die die Abs. 3 bis 8 nicht anzuwenden sind, sind als Nachweis der
Erfillung der fachlichen Anstellungserfordernisse im Sinne dieses Gesetzes nur zuzulassen, wenn sie
schulbehdrdlich  Osterreichischen Zeugnissen der verlangten Art als gleichwertig anerkannt
(nostrifiziert) worden sind. Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, inwieweit
Ausbildungsnachweise aus solchen Staaten als Ersatz fiir Priifungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 gelten.

§19
Fortbildung

(1) Padagogische Fachkrifte in Kleinkind- und Kindergartengruppen sind verpflichtet, 32 Stunden
im Jahr, Assistenzkrifte acht Stunden im Jahr, an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen; fiir
padagogische Fachkrifte und Assistenzkrdfte in Schulkindgruppen besteht die Verpflichtung zur
Fortbildung im selben Ausmal} wie fiir Betreuungspersonen im Freizeitteil ganztigiger Schulformen. Die
Rechtstrager der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind  verpflichtet, den
Betreuungspersonen eine Teilnahme im Ausmal} von 32 Stunden im Jahr zu ermoglichen. Hinsichtlich
Teilzeitkréften bestehen die Verpflichtungen nach diesem Absatz in dem Ausmal, das dem Verhiltnis der
Teilzeitbeschéftigung zur vollen Arbeitszeit entspricht, bei Aufrundung auf volle Stunden.

(2) Die Veranstaltungen nach Abs.1 dienen der Fortbildung, Beratung und dem
Erfahrungsaustausch der padagogischen Fachkréfte und Assistenzkréfte. Die Landesregierung kann durch
Verordnung ndhere Vorschriften, insbesondere {iber Ausbildungsinhalte sowie iiber Form und Ausmal
solcher Veranstaltungen erlassen. Weiters konnen Regelungen iiber die Verpflichtung zur Teilnahme an
der Fortbildung und iiber die Ablegung von Priifungen getroffen werden.

(3) Zur Vorbereitung der péadagogischen Fachkrifte und Assistenzkriafte in Kleinkind- und
Kindergartengruppen auf die Durchfihrung von pflegerischen Hilfstiatigkeiten ist im Rahmen der
Fortbildungsveranstaltungen eine Ausbildung durch einen Arzt oder eine Arztin in der Dauer von sechs
Stunden vorzusehen.

(4) Die Fortbildungsveranstaltungen sind von der Landesregierung oder von einem vom Land
beauftragten Dritten zu organisieren; sie kann generell oder im Einzelfall bestimmen, ob andere
Fortbildungsveranstaltungen als gleichwertig gelten.



3. Unterabschnitt
Sachliche Erfordernisse

§ 20

Dem Rechtstrdger obliegen die Bereitstellung und Instandhaltung der fiir die Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung notwendigen Gebdude und sonstigen Liegenschaften, deren Reinigung,
Beleuchtung und Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung der Einrichtung und der Bildungs- und
Beschiftigungsmittel, die Deckung des sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung des zur
Betreuung der Gebdude und sonstigen Liegenschaften allenfalls erforderlichen Personals.

4. Unterabschnitt
Organisatorische Erfordernisse

§ 21
Gruppen

(1) In einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung werden die Kinder in Kleinkindgruppen,
Kindergartengruppen und Schulkindgruppen zusammengefasst. Zudem konnen auch Kinderspielgruppen
nach MafBigabe des dritten Hauptstiickes eingerichtet werden.

(2) Jede Gruppe ist, vorbehaltlich des § 17, wie folgt zu fiihren:

a) eine Kleinkindgruppe von einer padagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 1,

b) eine Kindergartengruppe von einer padagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 2,
¢) eine Schulkindgruppe von einer piddagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 4,

d) eine Kleinkindgruppe, Kindergartengruppe oder Schulkindgruppe, in der zumindest ein Kind mit
erhohtem Forderbedarf betreut wird (inklusiv gefiihrte Kleinkind-, Kindergarten- oder
Schulkindgruppe) von einer padagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 3 bzw. Abs. 5 und

e) eine Kinderspielgruppe von einer Betreuungsperson nach § 34 Abs. 2.

(3) In jeder Gruppe konnen auch Kinder anderer Altersgruppen unterstiitzt und betreut werden
(alterserweiterte Gruppenfiihrung), sofern diese das zweite Lebensjahr vollendet haben; dabei ist
insbesondere der Grundsatz des § 3 Abs. 6 zu beachten; die Besuchspflicht in Kindergartengruppen (§ 26
Abs. 1) bleibt davon unbertihrt.

(4) Eine alterserweitert gefiihrte Gruppe nach Abs. 2 lit. a bis ¢ gilt als Gruppe nach lit. a, wenn
mehrheitlich Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr, als solche nach lit. b, wenn mehrheitlich
Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt, und als solche nach lit. ¢, wenn
mehrheitlich schulpflichtige Kinder betreut werden; sind Altersgruppen im selben Ausmaf vertreten, gibt
die jiingere Altersgruppe den Ausschlag. In einer alterserweitert gefiihrten Kinderspielgruppe nach Abs. 2
lit. ¢ miissen mehrheitlich Kinder bis zum Schuleintritt betreut werden.

(5) Die Art und das Ausmal} des Personaleinsatzes in den einzelnen Gruppen sowie die Anzahl der
in einer Gruppe betreuten Kinder hat die Landesregierung mit Verordnung festzulegen; dabei ist
insbesondere auf piddagogische Erfordernisse, das Alter und die besonderen Bediirfnisse der Kinder, die
Belastung des Betreuungspersonals sowie auf sachliche Erfordernisse Riicksicht zu nehmen. In einer
solchen Verordnung kann auch vorgesehen werden, dass die Landesregierung auf Antrag mit Bescheid
Ausnahmen von der Anwendung bestimmter in ihr festgelegter Vorschriften zulassen kann, wenn dies im
Einzelfall aus organisatorischen Griinden erforderlich und aus paddagogischen Griinden vertretbar ist.

§22
Betreuungsjahr und Ferien

(1) Das Betreuungsjahr in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung beginnt jeweils am
zweiten Montag im September und dauert bis zum Beginn des ndchsten Betreuungsjahres.

(2) Die Ferien sind vom Rechtstrager unter Bedachtnahme auf die Bediirfnisse der Kinder und der
beteiligten Familien (§ 2 Abs. 2 lit. ¢) festzulegen und auf geeignete Weise bekannt zu machen. Ferien
diirfen jedenfalls nur wahrend den Hauptferien oder schulfreien Tagen nach dem Pflichtschulzeitgesetz
festgelegt werden; die Erflillung des Versorgungsauftrages nach § 6 Abs. 3 bis 5 ist sicherzustellen;
Forderrichtlinien nach § 41 konnen weitere Einschrinkungen als Fordervoraussetzung festlegen.

8§23
Offnungszeiten
(1) Die téglichen Zeiten, in denen Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen

zum Besuch durch die Kinder offengehalten werden (Tagesoffnungszeiten), hat der Rechtstrager
festzulegen und auf geeignete Weise bekannt zu machen. Dabei ist auf die Bediirfnisse der Kinder und
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der beteiligten Familien (§ 2 Abs. 2 lit. ¢) sowie besonders darauf Riicksicht zu nehmen, dass den
Kindern die iiblichen Mahlzeiten und die notwendigen Schlaf- bzw. Ruhezeiten geboten werden kdnnen;
die Erfiillung des Versorgungsauftrages nach § 6 Abs. 3 bis 5 ist sicherzustellen.

(2) Kindergartengruppen miissen jedenfalls tdglich an allen Werktagen, ausgenommen an
Samstagen, zumindest von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr gedffnet sein. Dies gilt nicht wahrend den vom
Rechtstriger festgelegten Ferien, bei Unbeniitzbarkeit des Gebédudes, in Katastrophenféllen oder bei
sonstigen zwingenden Griinden. Férderrichtlinien nach § 41 konnen weitergehende Offnungszeiten als
Fordervoraussetzung festlegen.

(3) Der Rechtstriger hat fiir die der Besuchspflicht (§ 26 Abs. 1) unterliegenden Kinder festzulegen,
an welchen Zeiten sie die Kindergartengruppe jedenfalls besuchen miissen (Kernzeit). Als Kernzeit
diirfen nur Zeiten vormittags bis 12.30 Uhr festgelegt werden; dabei darf ein Ausmall von 20 Stunden pro
Woche nicht iiberschritten werden. Die Kernzeit ist nach Abs. 1 bekannt zu machen. Die Mdglichkeit zur
Festlegung von Randzeiten (Abs. 4) bleibt unberiihrt.

(4) Der Rechtstrager kann Zeiten am Anfang und am Ende der Tagesoffnungszeit als Randzeit
festlegen; das tégliche AusmaR dieser Randzeiten darf insgesamt hochstens 5 % der Wochenoffnungszeit
betragen. Zusétzlich kann auch die Mittagszeit als Randzeit im Ausmall von hochstens eineinhalb
Stunden festgelegt werden. Die Randzeiten sind nach Abs. 1 bekannt zu machen.

4. Abschnitt
Besuchsregelungen, Mitwirkung der Erziehungsberechtigten

§ 24
Aufnahme

(1) Der Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist fiir alle Kinder — soweit nicht
eine Besuchspflicht nach § 26 besteht — freiwillig.

(2) Fiir die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist eine Anmeldung durch
die Erziehungsberechtigten notwendig; dabei ist insbesondere das Ausmall des Betreuungsbedarfes
bekannt zu geben. Mehrfache Anmeldungen desselben Kindes sind den betroffenen Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen mitzuteilen. Bei der Aufnahme ist der Grundsatz des nichtdiskriminierenden
Zugangs (§ 3 Abs.2) zu beachten. Der Rechtstriger hat jede Anmeldung oder Abmeldung ohne
unndtigen Aufschub der Gemeinde, in der das Kind seinen Hauptwohnsitz hat, zur Kenntnis zu bringen.

(3) Eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, deren Rechtstriger eine Gemeinde ist, muss
ein angemeldetes Kind aufnehmen, soweit dies zur Erfiillung des Versorgungsauftrages nach § 6 Abs. 3
bis 5 erforderlich ist. Ein Rechtsanspruch ist daraus nicht abzuleiten.

(4) Gelangt ein Rechtstriger zur Einschitzung, dass der Besuch der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung durch ein angemeldetes Kind mit erhdhtem Forderbedarf fiir dieses aus
medizinischen Griinden zu einer unzumutbaren Belastung wiirde, teilt er dies den Erziehungsberechtigten
mit und bemiiht sich gemeinsam mit diesen um eine alternative Betreuungsmoglichkeit. Falls sie sich
nicht einigen, kann der Rechtstrdger mit Bescheid entscheiden, dass eine Aufnahmepflicht abweichend
von Abs. 3 nicht besteht, sofern sich nach Einholung eines medizinischen Gutachtens ergibt, dass der
Besuch fiir das Kind aus medizinischen Griinden eine unzumutbare Belastung wére.

(5) Liegt zwar kein Fall des Abs. 4 vor, wére aber flir den Rechtstridger mit der Ermdglichung des
Besuchs durch das angemeldete Kind mit erhohtem Forderbedarf ein aulergewohnlicher sachlicher oder
organisatorischer Aufwand verbunden, dann kann der Rechtstriager verlangen, dass iiber dic Vor- und
Nachteile der Aufnahme des Kindes mit den Erziehungsberechtigten ein Mediationsgespriach unter
Leitung des Kinder- und Jugendanwaltes oder der Kinder- und Jugendanwiltin stattfindet; an diesem
Gesprach hat auch das pddagogische Aufsichtsorgan (§ 39) teilzunehmen. Ziel des Gespriches sollte —
unbeschadet des Abs. 3 — eine einvernehmliche Losung sein.

(6) Gelangt ein Rechtstriger zur Einschdtzung, dass durch den Besuch der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung eines bereits aufgenommenen Kindes eine schwerwiegende Gefahrdung eines
anderen Kindes, einer Betreuungsperson oder des ordnungsgeméfien Betriebsablaufs gegeben ist, kann er
verlangen, dass mit den Erziehungsberechtigten ein Mediationsgesprich unter Leitung des Kinder- und
Jugendanwaltes oder der Kinder- und Jugendanwiltin stattfindet; an diesem Gesprach hat auch das
piadagogische Aufsichtsorgan (§ 39) teilzunehmen. Ziel dieses Gesprédches sollte — unbeschadet des
Abs. 3 — eine einvernehmliche Losung sein. Diese kann auch in einer alternativen Betreuung bestehen
oder in einem zeitlich befristeten Aussetzen des Besuchs einer Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung.
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§ 25
Priifung des Sprachférderbedarfes nicht angemeldeter Kinder, Elterngesprich

(1) Nach Ablauf der von der Gemeinde festgelegten Anmeldefrist (§ 29 Abs. 1 dritter Satz) hat die
Gemeinde die Erziehungsberechtigten jener Kinder, die in der Gemeinde den Hauptwohnsitz haben und
a) am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres (§ 22 Abs. 1) ihr viertes Lebensjahr vollendet
haben,

b) nach Vollendung ihres sechsten Lebensjahres schulpflichtig werden und
¢) nicht bereits zum Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet sind (§ 24 Abs. 2),

schriftlich aufzufordern, einen allfdlligen Sprachforderbedarf ihrer Kinder feststellen zu lassen, es sei
denn, der Sprachforderbedarf wurde bereits im Zuge des Besuches einer Kleinkindgruppe gepriift.

(2) Gleichzeitig hat die Gemeinde die Erziehungsberechtigten eines Kindes im Sinne des Abs. 1 zu
einem Elterngesprich, bei dem auch das betroffene Kind anwesend sein kann, einzuladen. Bei diesem
Gesprach hat eine geeignete Fachperson die positiven Auswirkungen des Besuchs einer
Kindergartengruppe auf die kognitiven, sprachlichen, korperlichen und sozial-emotionalen Féhigkeiten
des Kindes darzulegen; das Kind ist in geeigneter Form in das Gespréch einzubinden und am Gespréch zu
beteiligen.

(3) Die Gemeinde hat die Erziehungsberechtigten ohne unnétigen Aufschub schriftlich zu
informieren, ob nach Abs. 1 ein Sprachforderbedarf festgestellt wurde oder nicht bzw. dariiber, ob im
Zuge des Besuches einer Kleinkindgruppe ein Sprachforderbedarf festgestellt worden ist. Auf die
Moglichkeit, eine Entscheidung der Landesregierung mit Bescheid zu verlangen (§ 26 Abs. 1 lit. b), ist
hinzuweisen.

(4) Finden eine Priifung des Sprachforderbedarfes nach Abs. 1 und ein Elterngesprach nach Abs. 2
nicht statt, weil ein Kind bereits zum Besuch der Kindergartengruppe angemeldet ist, und wird dieses
Kind nachtriglich abgemeldet oder besucht es die Kindergartengruppe nicht im Ausmall der
Besuchspflicht, hat die Gemeinde ohne unnétigen Aufschub zur Feststellung eines allfalligen
Sprachforderbedarfes sinngemif3 nach Abs. 1 bis 3 vorzugehen.

§ 26
Besuchspflicht

(1) Kinder sind, sofern sie nicht vorzeitig die Schule besuchen, im Ausmaf3 des Abs. 2 zum Besuch
einer Kindergartengruppe verpflichtet, wenn sie am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres (§ 22
Abs. 1)

a) ihr fiinftes Lebensjahr vollendet haben und im Folgejahr schulpflichtig werden oder

b) ihr viertes Lebensjahr vollendet haben und nach § 25 oder im Zuge des Besuches einer
Kleinkindgruppe ein Sprachforderbedarf festgestellt wurde oder ein solcher festgestellt wird; die
Erziehungsberechtigten konnen binnen vierzehn Tagen ab Mitteilung der Gemeinde nach § 25
Abs. 3 schriftlich verlangen, dass die Landesregierung {iber das Vorliegen eines
Sprachforderbedarfes und die Besuchspflicht mit Bescheid entscheidet.

(2) Die Besuchspflicht besteht wihrend des gesamten Betreuungsjahres mit Ausnahme der
Hauptferien und schulfreien Tage nach dem Pflichtschulzeitgesetz im Ausmafl von 20 Stunden an
mindestens vier Werktagen pro Woche; das Nahere bestimmt der Rechtstrager (§ 23 Abs. 3).

(3) Auf Antrag der Erziehungsberechtigten konnen Kinder von der Besuchspflicht nach Abs. 1 und 2
ganz oder teilweise ausgenommen werden, wenn
a) ihnen aufgrund einer Behinderung, aus medizinischen Griinden, aufgrund eines besonderen
sonderpadagogischen Forderbedarfes, aufgrund schwieriger Wegverhiltnisse oder aufgrund der
Entfernung zwischen ihrem Wohnort und der nichstgelegenen Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung der Besuch nicht zugemutet werden kann;

b) sie einen offentlichen Praxiskindergarten (§ 1 Abs. 2 lit. a) besuchen;

c) sie héduslich erzogen oder durch eine Tagesmutter (einen Tagesvater) betreut werden, sofern
sichergestellt ist, dass die Bildungsaufgaben und Werteerzichung entsprechend dem
staatsvertraglich zwischen dem Bund und den Léndern vereinbarten Leitfaden fiir die hdusliche
Betreuung sowie die Betreuung durch Tageseltern sowie dem Werte- und Orientierungsleitfaden
wahrgenommen werden und kein Sprachfoérderbedarf besteht.

(4) Ein Antrag nach Abs. 3 ist ndher zu begriinden und muss bis Ende Mai vor Beginn des
Betreuungsjahres schriftlich beim paddagogischen Aufsichtsorgan (§ 39) eingebracht werden. Das
padagogische Aufsichtsorgan hat die Erziehungsberechtigten ohne unnétigen Aufschub schriftlich
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dariiber zu informieren, ob eine Ausnahme vorliegt oder ob die Voraussetzungen nicht gegeben sind. In
letzterem Fall hat die Landesregierung auf schriftliches Verlangen der Erziehungsberechtigten iiber den
Antrag auf Gewdhrung einer Ausnahme mit Bescheid zu entscheiden. Die Gemeinde, in der das Kind den
Hauptwohnsitz hat, ist {iber die genannten Entscheidungen in Kenntnis zu setzen.

(5) Wenn als Ausnahmegrund eine Betreuung nach Abs. 3 lit. b oder ¢ geltend gemacht wird, sind
die zur Betreuung genannten Personen und Einrichtungen verpflichtet, dem pédagogischen
Aufsichtsorgan (§ 39) bzw. der Landesregierung auf Verlangen Auskiinfte zu erteilen, soweit diese zur
Priifung eines Antrages nach Abs. 3 erforderlich sind.

(6) Kinder, fiir die Besuchspflicht besteht, diirfen nur im Falle einer gerechtfertigten Verhinderung
fernbleiben. Eine solche liegt insbesondere bei Erkrankung des Kindes oder der Erziehungsberechtigten,
bei Urlaub im Ausmal} von maximal fiinf Wochen pro Betreuungsjahr sowie bei auflergewdhnlichen
Ereignissen vor.

§ 27
Entgeltfreiheit, soziale Staffelung

(1) Der Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, deren Rechtstriger eine
Gebietskorperschaft ist, ist fiir Kinder, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres (§ 22 Abs. 1)
ihr fiinftes Lebensjahr vollendet haben, im AusmaBl der Besuchspflicht (§ 26 Abs. 2), jedenfalls aber
vormittags bis 12.30 Uhr entgeltfrei. Die betreffenden Rechtstrager haben die Erziehungsberechtigten der
betroffenen Kinder iiber diesen Umstand im Vorhinein — und zwar bis zum 1. April des jeweiligen
Kalenderjahres — schriftlich zu informieren.

(2) Im Ubrigen ist der Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung im Sinne des
Abs. 1 zu sozial gestaffelten Tarifen zu ermdglichen. Erziehungsberechtigte, die vom sozial gestaffelten
Tarif Gebrauch machen méchten, haben dem Rechtstriiger zur Uberpriifung der Voraussetzungen die
erforderlichen Nachweise vorzulegen.

(3) Der Abs. 1 schlieft einen allfilligen Beitrag zu den Kosten fiir Mahlzeiten oder fiir die
Teilnahme an Spezialangeboten nicht aus.

§28
Zutritt

(1) Zu einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung haben die Erziehungsberechtigten,
Beauftragte des Rechtstrigers, Beauftragte der Landesregierung, Bevollmdchtigte des Bundes zur
Durchfiihrung von staatsvertraglich zwischen dem Bund und den Landern vereinbarten Hospitationen
oder Einzelfallpriifungen sowie Personen, mit denen die Betreuungspersonen (§ 14) gesetzlich oder
vertraglich zur Zusammenarbeit verpflichtet ist, Zutritt. Die Entscheidung dariiber, inwieweit andere
Personen zutrittsberechtigt sind, obliegt dem Rechtstriger, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist.

(2) Auf Verlangen ist die Berechtigung nach Abs. 1 glaubhaft zu machen.

§ 29
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten

(1) Die Anmeldung fiir eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, deren Rechtstrdger eine
Gebietskdrperschaft ist, hat innerhalb der hiefiir festgelegten Frist zu erfolgen. In den Fillen des § 25
Abs. 2 und 3 oder im Falle einer Anderung der Umstiinde, die fiir den Versorgungsauftrag nach § 6
Abs. 3 bis 5 maligebend sind, ist auch eine Anmeldung nach Ablauf dieser Frist moglich. Die
Anmeldefrist ist von der Gebietskorperschaft festzulegen und auf geeignete Weise bekannt zu machen;
sie hat in der Zeit zwischen Anfang Mérz und Ende Juni zu liegen.

(2) Die Erziehungsberechtigten sind aktiv in die Bildungs- und Betreuungsarbeit einzubeziehen
(§§ 10 Abs.5 und 12 Abs.1) und iiber Entscheidungen, die den Betrieb der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung wesentlich beriihren, zu informieren.

(3) Die Erziehungsberechtigten haben am Elterngesprach (§ 25 Abs. 2) teilzunehmen und dafiir
Sorge zu tragen, dass nicht angemeldete Kinder an der Priifung eines allfilligen Sprachforderbedarfes
(§ 25) teilnehmen.

(4) Die Erziechungsberechtigten jener Kinder, fiir die eine Besuchspflicht besteht (§ 26 Abs. 1),
haben dafiir Sorge zu tragen, dass ihre Kinder zum Besuch eciner Kindergartengruppe angemeldet werden
(§ 24 Abs. 2) und der Besuchspflicht nachkommen. Eine Verhinderung nach § 26 Abs. 6 ist unverziiglich
unter Angabe des Grundes der padagogischen Fachkraft oder der Leitung der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung bekannt zu geben. Erziehungsberechtigte, die fiir ihre Kinder eine Ausnahme
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nach § 26 Abs. 3 lit. b oder ¢ in Anspruch genommen haben, haben dafiir Sorge zu tragen, dass eine
Betreuung entsprechend dem geltend gemachten Ausnahmegrund erfolgt.

(5) Die Erziehungsberechtigten haben dafiir Sorge zu tragen, dass die Kinder in der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung entsprechend dem Instrumentarium nach § 13 lit. ¢ an der Feststellung ihres
Entwicklungsstandes sowie — im Falle festgestellten Forderbedarfes — an der Forderung teilnehmen. Bei
festgestelltem Sprachforderbedarf haben die Erziehungsberechtigten mit dem Rechtstrager eine
Vereinbarung iiber die elterliche Mitarbeit abzuschlieen.

(6) Die Erziehungsberechtigten haben nach Maligabe der zivilrechtlichen Vorschriften fiir die
Sicherheit der Kinder auf dem Weg zum und von der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu
sorgen.

(7) Die Erziehungsberechtigten haben ansteckende Krankheiten ihrer Kinder oder einen Befall mit
Parasiten, z.B. mit Kopfliusen unverziiglich der paddagogischen Fachkraft oder der Leitung der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu melden und die Kinder, solange eine Ansteckungs- oder
Ubertragungsgefahr besteht, von der Einrichtung fernzuhalten. Gleiches gilt, wenn durch ein gesundes
Kind ansteckende Krankheiten, die in der Familie aufgetreten sind, auf andere Kinder iibertragen werden
konnten. Soweit es zur Vermeidung einer Ansteckung zum Schutz der anderen Kinder und
Betreuungspersonen erforderlich ist, kann der Rechtstriger den Besuch der Einrichtung durch das
betroffene Kind im Rahmen des Hausrechtes untersagen.

5. Abschnitt
Modellversuche

§ 30

(1) Zur Erprobung neuer Formen der Bildung und Betreuung von Kindern kdnnen mit Bewilligung
der Landesregierung abweichend von den Bestimmungen des 2. bis 4. Abschnittes Modellversuche
durchgefiihrt werden.

(2) Die Erteilung der Bewilligung ist vom Rechtstriger nach Anhorung der betroffenen
Erziehungsberechtigten schriftlich unter Anschluss einer Beschreibung des Modellversuches bei der
Landesregierung zu beantragen. In der Versuchsbeschreibung sind Inhalt, Zweck und Ziel des
Modellversuches sowie die erforderlichen Abweichungen eingehend darzulegen.

(3) Die Bewilligung ist mit Bescheid, erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen,
Bedingungen und Befristungen, zu erteilen, wenn
a) Bediirfnisse zur Erprobung neuer Formen der Bildung und Betreuung von Kindern vorliegen,

b) die Abweichungen von den Bestimmungen des 2. bis 4. Abschnittes zur Erreichung des
Versuchszweckes und des Versuchsziels unbedingt erforderlich sind und

¢) der Modellversuch weder den Zielen (§ 2) und Grundsétzen (§ 3) dieses Gesetzes noch anderen
offentlichen Interessen widerspricht.

I11. Hauptstiick
Kinderspielgruppen

§ 31
Allgemeines

Kinderspielgruppen sind, unbeschadet des § 21, nach den Bestimmungen dieses Hauptstiickes zu
fithren.

§ 32
Bau- und Betriebsaufnahmeverfahren

(1) Kinderspielgruppen sind unter Beriicksichtigung der Ziele (§ 2) und Grundsétze (§ 3) dieses
Gesetzes zweckentsprechend zu errichten und auszustatten; die Bestimmung des § 8 (Bauverfahren) gilt
sinngemdl mit der Maflgabe, dass eine Kinderspielgruppe auch ohne Raumlichkeiten betrieben werden
kann, soweit dies mit der Art der Betreuung vereinbar ist.

(2) Der Betrieb von Kinderspielgruppen darf nur mit Bewilligung der Landesregierung
aufgenommen werden (Betriebsbewilligung); die Bestimmung des § 9 (Betriebsaufnahmeverfahren) gilt
sinngemal.
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§ 33
Pidagogische Erfordernisse

Zur Sicherstellung und Weiterentwicklung der Bildungs- und Betreuungsarbeit ist vom Rechtstriger
ein padagogisches Konzept zu erstellen und aktuell zu halten; die Bestimmung des § 12 (Pddagogisches
Konzept) ist sinngemédl anzuwenden.

§ 34
Personelle Erfordernisse

(1) Dem Rechtstrager obliegt die Beistellung der erforderlichen Betreuungspersonen.

(2) Betreuungspersonen miissen das 18. Lebensjahr vollendet haben, verlédsslich, gesundheitlich
geeignet und auch sonst fir den Umgang mit Kindern geeignet sein; § 15 (Verldsslichkeit und
gesundheitliche Eignung) gilt sinngeméB. Ein Einsatz vor Vollendung des 18. Lebensjahres ist nur
zuldssig, wenn sie eine berufsspezifische Ausbildung abgeschlossen haben.

(3) Der Rechtstriager hat eine oder mehrere geeignete Betreuungspersonen mit der Leitung der
Einrichtung zu betrauen.

§ 35
Sachliche Erfordernisse

Dem Rechtstriager obliegen die Bereitstellung und Instandhaltung der fiir die Kinderspielgruppe
notwendigen Gebédude und sonstigen Liegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung und Beheizung, die
Anschaffung und Instandhaltung der Einrichtung und der Bildungs- und Beschiftigungsmittel, die
Deckung des sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung des zur Betreuung der Gebidude und
sonstigen Liegenschaften allenfalls erforderlichen Personals.

§ 36
Organisatorische Erfordernisse

Die Art und das Ausmal des Personaleinsatzes in Kinderspielgruppen, ndhere Vorgaben zur Bildung
von Gruppen und zur Anzahl der in einzelnen Gruppen betreuten Kinder kann die Landesregierung mit
Verordnung festlegen; dabei ist insbesondere auf das Alter und die besonderen Bediirfnisse der Kinder,
die Belastung des Betreuungspersonals sowie auf sachliche Erfordernisse Riicksicht zu nehmen. In einer
solchen Verordnung kann auch vorgesehen werden, dass die Landesregierung auf Antrag mit Bescheid
Ausnahmen von der Anwendung bestimmter in ihr festgelegter Vorschriften zulassen kann, wenn dies im
Einzelfall aus organisatorischen Griinden erforderlich und aus padagogischen Griinden vertretbar ist.

IV. Hauptstiick
Sonstige Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen

§ 37

Fir den Betrieb sonstiger Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, wie beispielsweise
Ferienheime, Ferienlager oder die stundenweise Betreuung in Hotels oder Einkaufszentren oder in
Ergénzung zur Betreuung in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, gelten die Bestimmungen
der §§ 34 bis 36 (personelle, sachliche, organisatorische Erfordernisse) sinngema0.

V. Hauptstiick
Aufsicht

§ 38
Allgemeines

(1) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen unterliegen der Aufsicht der Landesregierung.

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der
aufgrund dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen jederzeit zu liberpriifen; bei einem begriindeten
Verdacht auf VerstoBe gegen den staatsvertraglich zwischen dem Bund und den Léndern vereinbarten
Werte- und Orientierungsleitfaden hat eine solche Uberpriifung unverziiglich stattzufinden.

(3) Rechtstriager haben die Ausiibung der Aufsicht durch die Landesregierung zu ermoglichen. Zu
diesem Zweck haben sie der Landesregierung auf Verlangen
a) alle erforderlichen Auskiinfte zu erteilen,
b) Einsicht in die erforderlichen Dokumente zu gewahren,
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¢) unbeschrinkt Zutritt zu Gebduden, Rdumen und sonstigen Liegenschaften der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung zu gewéhren,

d) dic Beobachtung des Betriecbs ecinschlieBlich Gespriche mit den Kindern, den
Erziehungsberechtigten und den Betreuungspersonen zu ermdglichen.

§ 39
Pidagogisches Aufsichtsorgan

(1) Die Landesregierung hat aus dem Kreis der Bediensteten des Amtes der Landesregierung eine
oder nach Bedarf mehrere qualifizierte Personen mit ausreichender praktischer Erfahrung im Berufsfeld
als padagogisches Aufsichtsorgan zu bestellen.

(2) Dem padagogischen Aufsichtsorgan obliegt die Aufsicht iber Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen in padagogischer Hinsicht einschlieBlich der fachlichen Beratung der
Betreuungspersonen  in  Kinderbildungs- und  -betreuungseinrichtungen im Rahmen des
Qualitditsmanagements (§ 40 Abs. 1).

(3) Das pédagogische Aufsichtsorgan ist bei der Vollzichung dieses Gesetzes in allen
Angelegenheiten fachlicher Art als Amtssachverstdndige bzw. Amtssachverstandiger zu verwenden.

§ 40
Qualititsmanagement, Mafinahmen

(1) Die Landesregierung hat die Kinderbildungs- wund -betreuungseinrichtungen zur
Qualitdtssicherung und -entwicklung beratend zu unterstiitzen. Diese Beratung hat sich insbesondere auf
die Umsetzung der péadagogischen Grundlagendokumente, diec Umsetzung der Bildungsarbeit
einschlieBlich Beobachtung, Bildungsplanung und -dokumentation, das paddagogische Konzept der
Einrichtung sowie auf Mafinahmen zur Inklusion zu beziehen.

(2) Das  Ergebnis einer Uberpriifung betreffend die Einhaltung des Werte- und
Orientierungsleitfadens (§ 38 Abs. 2) ist dem Bund zur Kenntnis zu bringen.

(3) Wird von der Landesregierung im Zuge der Aufsicht festgestellt, dass Rechtstriger der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen ihre Tatigkeit nicht bewilligungskonform ausiiben oder
sonstige Anforderungen nach diesem Gesetz nicht einhalten, ist der Rechtstriger aufzufordern, die
festgestellten Mingel innerhalb angemessener Frist zu beheben. Wird dieser Aufforderung nicht
entsprochen, ist die Behebung der festgestellten Méngel innerhalb angemessener Frist mit Bescheid
aufzutragen.

(4) Die Landesregierung kann nach Maflgabe der festgestellten Mangel mit Bescheid den Betrieb der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ginzlich oder teilweise einstellen, wenn
a) eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ohne Betriebsbewilligung (§ 9) betrieben wird,
b) die festgestellten Miangel einer Behebung nicht zugénglich sind,
c) dem Auftrag zur Mingelbehebung nicht nachgekommen wird und die Vollstreckung des
Bescheides nicht zweckmaBig ist oder
d) aus gesundheitlichen oder anderen schwerwiegenden Griinden Gefahr im Verzug fiir das Wohl
der Kinder gegeben ist.

(5) Zur Abwehr unmittelbar drohender Gefahren fiir die Sicherheit und das Wohl der Kinder kénnen
die erforderlichen Malinahmen auch ohne vorangegangenes Verfahren durch Anwendung von
Zwangsmitteln getroffen werden. Uber eine solche MaBnahme ist innerhalb eines Monats ein schriftlicher
Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die getroffene Malnahme als aufgehoben gilt. Liegen die
Voraussetzungen fiir die Erlassung eines Bescheides nicht mehr vor, so ist ein allenfalls erlassener
Bescheid von der Landesregierung auf Antrag aufzuheben.

(6) Erwachsen der Landesregierung durch Maflnahmen nach Abs. 5 erster Satz Kosten, kdnnen diese
dem Verpflichteten mit Bescheid zum Ersatz vorgeschrieben werden, sofern eine Entscheidung nach
Abs. 5 zweiter Satz rechtskréftig wird.

VI. Hauptstiick
Schlussbestimmungen

§ 41
Forderung des Landes
(1) Das  Land  fordert die Errichtung wund den Betriecb von  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen privater und Offentlicher Rechtstriger im Rahmen der
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Privatwirtschaftsverwaltung unter Beriicksichtigung der Ziele (§ 2) und Grundsitze (§ 3) dieses Gesetzes.
Das Nihere bestimmt die Landesregierung in Forderrichtlinien.

(2) Im Rahmen einer Férderung nach Abs. 1 hat die Landesregierung einer Gebietskorperschaft, die
eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung im Sinne des zweiten Hauptstiickes betreibt, die
angemessenen Kosten zu ersetzen, die aufgrund der Entgeltfreiheit nach § 27 Abs. 1 entstehen. Davon
Abweichendes kann mit dem Vorarlberger Gemeindeverband vereinbart werden.

(3) Zeichnet sich, insbesondere aufgrund der Angebotsplanung der Gemeinden (§ 6 Abs. 2), eine
Entwicklung ab, die allenfalls auch eine Anderung der Forderrichtlinien nach Abs. 1 zweckmiBig
erscheinen ldsst, so haben dazu auf Verlangen der Landesregierung oder des Vorarlberger
Gemeindeverbandes Gespriche stattzufinden.

§ 42
Dialog

(1) Zur Beratung tiber grundsétzliche Fragen in Angelegenheiten der Kinderbildung und -betreuung
findet ein Dialog statt.

(2) Zu diesem Zweck hat das fiir Kindergarten, Schulkindbetreuung und Kleinkindbetreuung
zustiandige Mitglied der Landesregierung bei Bedarf, mindestens jedes zweite Jahr, einzuladen.

(3) Am Dialog haben neben dem vorsitzenden Mitglied der Landesregierung teilzunehmen:
a) zwei Vertreter bzw. Vertreterinnen des Vorarlberger Gemeindeverbandes,

b) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin des Landesverbandes der selbstorganisierten Kindergruppen
Vorarlbergs,

¢) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der Wirtschaftskammer Vorarlberg,
d) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir Vorarlberg,
e) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der Industriellenvereinigung Vorarlberg,

f)ein Vertreter bzw. eine Vertreterin des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes
Landesorganisation Vorarlberg,

g) der Kinder- und Jugendanwalt bzw. die Kinder- und Jugendanwiltin,

h) je ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der fir Kindergarten, Schulkindbetreuung und
Kleinkindbetreuung bzw. fiir Kinder- und Jugendhilfe zustindigen Abteilungen im Amt der
Landesregierung.

Neben den in lit. a bis h genannten Stellen kann das vorsitzende Mitglied der Landesregierung
erforderlichenfalls weitere Einrichtungen und Fachpersonen, insbesondere Fachexperten oder
Fachexpertinnen aus dem Bereich elementare Kinderbildung- und -betreuung, beiziehen.

§43
Verarbeitung personenbezogener Daten, Allgemeines

(1) Die Landesregierung, die Organe der Gemeinden und die Organe der sonstigen Rechtstrager von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind erméchtigt, personenbezogene Daten wie folgt
automationsunterstiitzt zu verarbeiten:

a) Daten nach Abs.2 lit.a bis f, soweit dies zur Angebotsplanung und Erfiillung des
Versorgungsauftrages nach § 6 sowie zur Feststellung des Betreuungsbedarfes wéhrend der
Ferien, zur Durchfiihrung der Bildungs- und Betreuungsarbeit nach §§ 10 und 11, zur
padagogischen und administrativen Leitung nach § 14, zur Ausiibung der Aufsicht iiber
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen nach §§ 38 bis 40 sowie zur Auswertung fiir
statistische, planerische und steuernde Zwecke einschlieBlich des Berichtswesens und fiir
wissenschaftliche Zwecke erforderlich ist;

b) Daten nach Abs.2 lit.ta und lit.¢c bis e, soweit dies zur Durchfiihrung eines
Betriebsaufnahmeverfahrens nach den §§ 9 und 32 Abs. 2, zur Gruppenbildung nach den §§ 21,
36 und 37 iVm 36, zur Abwicklung von nach diesem Gesetz gewéhrten Forderungen (§ 41)
sowie zur Uberpriifung des Vorliegens der fiir die Gewiihrung, Einstellung oder Riickforderung
einer Forderung notwendigen Voraussetzungen erforderlich ist;

c) Daten nach Abs.2 lit.a und b, soweit dies zur Priifung des Sprachforderbedarfes nicht
angemeldeter Kinder und zur Durchfiihrung des Elterngespriaches nach § 25 sowie zur
Durchfiihrung des entgeltfreien Besuches bzw. des Besuches zu sozial gestaffelten Tarifen nach
§ 27 erforderlich ist;
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d) Daten nach Abs.2 lit.e, soweit dies zur Durchfilhrung von Verfahren betreffend die
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach § 18 erforderlich ist;

e) Daten nach Abs. 2 lit. a, soweit dies zur Erhebung des Entwicklungsstandes insbesondere des
Sprachstandes sowie zur Durchfithrung der erforderlichen FérdermaBnahmen nach § 13, zur
Besorgung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufnahme von Kindern in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen nach § 24 sowie zur Einhaltung der Besuchspflicht bzw. zur
Erteilung von Ausnahmen nach § 26 erforderlich ist;

f) Daten nach Abs. 2 lit. e, soweit dies zur Erfiillung personeller Erfordernisse nach §§ 14 bis 17,
34 und 37 iVm 34 sowie zur Durchfiihrung der Fortbildung des Betreuungspersonals nach § 19
erforderlich ist.

(2) Folgende personenbezogene Daten diirfen nach Mafigabe des Abs. 1 verarbeitet werden:

a) Daten der Kinder: Allgemeine Personenstandsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Gesundheitsdaten,
Daten zum Entwicklungsstand, Daten zu Art und Umfang des Betreuungsbedarfes, Daten zur
tatsdchlich in Anspruch genommenen Betreuung und Identifikationsdaten sowie Betreuungsdaten
von Geschwisterkindern;

b) Daten der Erziehungsberechtigten betreuter Kinder: Allgemeine Personenstandsdaten,
Erreichbarkeitsdaten und Daten zur beruflichen Tétigkeit;

c) Daten der Rechtstriger (natiirliche Personen):  Allgemeine Personenstandsdaten,
Erreichbarkeitsdaten, Daten zur Beurteilung der Verlédsslichkeit und der sonstigen personlichen
Eignung, Daten zum Betreuungsangebot, Daten iiber die Abrechnung von Leistungen und
Bankverbindungsdaten;

d) Daten der Rechtstrdger (juristische Personen): Identifikationsdaten und Erreichbarkeitsdaten der
juristischen  Person, Allgemeine Personenstandsdaten und Erreichbarkeitsdaten der
vertretungsbefugten Organe, Daten zur Beurteilung der Verldsslichkeit und der sonstigen
personlichen Eignung der vertretungsbefugten Organe, Daten zum Betreuungsangebot, Daten
tiber die Abrechnung von Leistungen und Bankverbindungsdaten;

e) Daten der Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen: Allgemeine
Personenstandsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Daten zur Beurteilung der Verldsslichkeit,
gesundheitlichen und sonstigen persénlichen Eignung, Daten zur fachlichen Qualifikation, Daten
zur beruflichen Tatigkeit und Bankverbindungsdaten;

f) Daten der Tageseltern: Allgemeine Personenstandsdaten und Erreichbarkeitsdaten; die zur
Erteilung einer Bewilligung fiir Tageseltern nach § 30 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
zustidndige Behorde ist verpflichtet, auf Verlangen der Gemeinde die entsprechenden Daten zu
iibermitteln, soweit sie die jeweilige Gemeinde betreffen.

(3) Die Organe der Rechtstridger von Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen im Sinne des
zweiten Hauptstiickes haben Daten zum Entwicklungsstand der Kinder nach Abs. 2 lit. a, insbesondere
solche zum Sprachstand und zu durchgefiihrten FérdermaBBnahmen, zu iibermitteln an:

a) die Landesregierung oder einen von ihr beauftragten Dritten, soweit dies zur Feststellung des
Entwicklungsstandes und der Wirkungen der pddagogischen Fordermanahmen nach § 13 lit. ¢
erforderlich ist;

b) die Organe einer anderen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, an eine Tagesmutter oder
einen Tagesvater auf deren bzw. dessen Ersuchen, sofern das Kind dorthin wechselt und dies zur
Feststellung des Forderbedarfes des Kindes erforderlich ist;

¢) die Organe der Schule, bei der das Kind zum Besuch angemeldet ist, auf deren Ersuchen, wenn
die Erzichungsberechtigten des Kindes ihrer Verpflichtung zur Vorlage der Unterlagen gemél
§ 6 Abs. la des Schulpflichtgesetzes 1985 nicht nachkommen.

(4) Die Verpflichtung nach Abs. 3 lit. b gilt fiir die Organe der Rechtstriger von Kinderspielgruppen
im Sinne des dritten Hauptstiickes sinngemaf.

(5) Die Ubermittlung von Daten nach Abs. 1 an Organe und Dienststellen des Bundes, des Landes
und der Gemeinden ist, wenn nicht weitergehende Ubermittlungen gesetzlich vorgesehen sind, nur auf
deren begriindetes Ersuchen und nur soweit zuldssig, als diese Daten unabdingbare Voraussetzung fiir die
Erfillung der ihnen {libertragenen Aufgaben sind.

(6) Die Landesregierung, die Organe der Gemeinden und die Organe der sonstigen Rechtstrager von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind erméchtigt, die von ihnen ermittelten
personenbezogenen Daten nach Abs. 1 unter Beachtung der zuldssigen Verarbeitungszwecke gemél
Art. 26 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) gemeinsam zu verarbeiten. In
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diesem Fall nimmt die Landesregierung, sofern nichts anderes vereinbart ist, die sich aus der
Datenschutz-Grundverordnung ergebenden Pflichten wahr, insbesondere was die Rechte der von der
Verarbeitung betroffenen Personen betrifft; dabei kann die Landesregierung die Organe der Gemeinden
oder die Organe der sonstigen Rechtstriager zur Unterstiitzung heranziehen.

(7) Die Organe und Dienststellen des Landes und der Gemeinden sowie die Organe der sonstigen
Rechtstrdger von Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen haben bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, insbesondere von besonderen Kategorien personenbezogener Daten sowie
Daten {iiber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten, die zum Schutz der Geheimhaltungsinteressen
der betroffenen Personen erforderlichen technischen und organisatorischen Vorkehrungen zu treffen. Als
solche Vorkehrungen sind insbesondere Zugriffsbeschrankungen auf jene Daten, die zur Erfiillung der
Aufgaben der jeweiligen Stelle unbedingt erforderlich sind, und die Verschliisselung der Daten bei der
Ubermittlung in 6ffentlichen Netzwerken vorzusehen.

§ 44
Verarbeitung personenbezogener Daten, Einschaurechte

(1) Die Landesregierung hat im Wege einer Registerabfrage Auskiinfte gemidll §9 des
Strafregistergesetzes 1968 bei der Landespolizeidirektion Wien einzuholen, soweit diese zur Beurteilung
der Verlasslichkeit

a) einer natiirlichen Person, die selbst Rechtstriger ist oder einer zur Vertretung des Rechtstragers
nach auen befugten Person im Betriebsbewilligungsverfahren (§ 9) erforderlich sind; oder

b) einer natiirlichen Person, die selbst Rechtstrager ist, einer zur Vertretung des Rechtstragers nach
auflen befugten Person oder einer Betreuungsperson bei Vorliegen von Anhaltspunkten filir ein
nicht verléssliches Verhalten im Rahmen der Aufsicht (§§ 38 bis 40) erforderlich sind.

(2) Der Rechtstriager einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, soweit es sich um eine
Gebietskorperschaft handelt, hat im Wege einer Registerabfrage Auskiinfte gemil §9 des
Strafregistergesetzes 1968 sowie Sonderauskiinfte zu Sexualstraftitern gemdl §9a des
Strafregistergesetzes 1968 bei der Landespolizeidirektion Wien einzuholen, soweit diese zur Beurteilung
der Verlasslichkeit im Zusammenhang mit der Anstellung von Betreuungspersonen erforderlich sind.

(3) Andere als im Abs. 2 genannte Rechtstrager von Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
haben zur Beurteilung der Verlésslichkeit im Zusammenhang mit der Anstellung von Betreuungspersonen
die Vorlage einer Strafregisterbescheinigung nach § 10 Abs. 1 und la des Strafregistergesetzes 1968
durch die betreffende Person zu verlangen.

(4) Von Unionsbiirgern sind jene Nachweise betreffend die Verldsslichkeit anzuerkennen, die ihnen
von einer zustdndigen Behorde ihres Herkunftsmitgliedstaates ausgestellt worden sind. Werden dort
solche Nachweise nicht ausgestellt, kann der Nachweis der Verldsslichkeit durch eine eidesstattliche
Erklarung, ist eine solche in dem betreffenden Mitgliedstaat nicht vorgesehen, durch eine feierliche
Erkldrung vor einer zustindigen Stelle dieses Staates erfolgen.

(5) Die Nachweise und Bescheinigungen nach Abs. 3 und 4 diirfen zum Zeitpunkt der Vorlage nicht
alter als drei Monate sein.

(6) Die Abs. 4 und 5 gelten sinngemil fiir Nachweise und Bescheinigungen, die in Drittstaaten oder
fiir Drittstaatsangehorige ausgestellt worden sind, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europdischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages
gleichzustellen sind.

§ 45
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde, ausgenommen jene nach § 25, sind solche
des eigenen Wirkungsbereiches.
§ 46
Strafbestimmungen
(1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht, wer

a) eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ohne die erforderliche Betriebsbewilligung
nach § 9 oder § 32 Abs. 2 betreibt,

b) gegen eine Verpflichtung nach § 14 Abs. 4, § 34 Abs. 3 oder §§ 37 iVm 34 Abs. 3 verstoBt,

c) als Erziehungsberechtigter gegen eine der Pflichten nach § 24 Abs. 2 zweiter Satz, § 29 Abs. 3,
Abs. 4 erster und dritter Satz oder Abs. 5 erster Satz verstoft,
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d) einen Modellversuch ohne die erforderliche Bewilligung nach § 30 durchfiihrt,

e) einer Verpflichtung zur Ermoglichung der Aufsicht nach § 38 Abs. 3 nicht nachkommt,

f) Anordnungen im Rahmen von Méngelbehebungsbescheiden nach § 40 nicht erfiillt,

g) sonstigen in Bescheiden nach diesem Gesetz enthaltenen Geboten oder Verboten zuwiderhandelt.

(2) Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1, ausgenommen solche nach lit.c, sind von der
Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 2.000 Euro zu bestrafen. Verwaltungsiibertretungen
nach Abs. 1 lit. ¢ sind von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 440 Euro zu bestrafen.

§47
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten, Ubergangsbestimmungen

(1) Art. T des Gesetzes {iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft. Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes konnen von
dem der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag an erlassen werden. Sie diirfen jedoch frithestens
mit diesem Gesetz in Kraft treten.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, tritt das Kindergartengesetz, LGBLNr. 52/2008, in der
Fassung LGBILNr. 59/2009, Nr.26/2010, Nr.44/2013, Nr.58/2016, Nr. 78/2016, Nr. 78/2017,
Nr. 25/2018, Nr. 45/2019, Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022
und Nr. ../2022 (im Folgenden kurz KGG), auBer Kraft; Abs. 3 bleibt unbertihrt.

(3) Die Bestimmungen des §6 Abs.3 (Versorgungsauftrag), des zweiten Unterabschnittes
(Personelle Erfordernisse), des vierten Unterabschnittes (Organisatorische Erfordernisse) sowie die §§ 24,
36 und 37 iVm 36 finden erstmals fiir das Betreuungsjahr 2023/24 Anwendung; bis dahin finden fiir
Kindergartengruppen die Bestimmungen der §§5 bis 7, 13, 14, 16 bis 18 KGG sowie fiir
Kleinkindgruppen, = Schulkindgruppen,  Kinderspielgruppen = und  sonstige  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen im Sinne des vierten Hauptstiickes die Bestimmungen der §§ 31 und 31a
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, LGBL.Nr. 29/2013, in der Fassung LGBIL.Nr. 37/2018, Nr. 39/2018,
Nr. 46/2019, Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 81/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022,
Nr../2022 und Nr../2022 (im Folgenden kurz KJH-G), Anwendung. Fir Bau- und
Betriebsauthahmeverfahren, die vor dem 11. September 2023 eingeleitet werden, gelten anstelle der §§ 8,
9 und 32 die Bestimmungen der §§ 3 und 4 KGG sowie der §§ 31 und 31a KJH-G.

(4) Eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung im Sinne des zweiten Hauptstiickes, deren
Betrieb nach § 4 KGG oder nach §§ 31 oder 31a KJH-G angezeigt und nicht untersagt worden ist, gilt als
nach § 9 bewilligt.

(5) Eine Kinderspielgruppe im Sinne des dritten Hauptstiickes, deren Betrieb nach § 31 KJH-G
angezeigt und nicht untersagt worden ist, gilt als nach § 32 Abs. 2 bewilligt.

(6)Im  Zeitpunkt des  Inkrafttretens dieses  Gesetzes  bestechende  Gruppen in
Kinderbetreuungseinrichtungen nach § 31 oder 31a KJH-G, in denen tiberwiegend

a) dreijahrige Kinder betreut werden, konnen bis zum Ende des dritten auf das Inkrafttreten dieses
Gesetzes folgende Betreuungsjahr von einer padagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 1 gefiihrt
werden;

b) vier- und fiinfjahrige Kinder betreut werden, kdnnen bis zum Ende des auf das Inkrafttreten
dieses Gesetzes folgenden Betreuungsjahres von einer paddagogischen Fachkraft nach § 16 Abs. 1
gefiihrt werden.

(7) Rechtstrager von Einrichtungen, die nach Abs. 4 oder Abs. 5 als bewilligt gelten und die kein
padagogisches Konzept haben oder deren padagogisches Konzept nicht den Anforderungen nach § 12
entspricht, sind verpflichtet, der Landesregierung spétestens bis 31. Dezember 2023 ein pddagogisches
Konzept nach § 12 vorzulegen.

(8) Betreuungspersonen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits mit der Leitung
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung betraut sind, diirfen diese Funktion weiterhin ausiiben,

auch wenn sie nicht iiber die erforderliche fachliche Befdhigung zur Leitung der Einrichtung nach § 14
Abs. 4 verfligen.

(9) Betreuungspersonen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits rechtméaBig in
einer Kleinkindgruppe oder einer Schulkindgruppe tétig sind, konnen diese Tatigkeit weiterhin ausiiben.

(10) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes aufrechte Bescheide gemaf

a) § 6, § 13b Abs. 1 lit. b, § 13b Abs. 4, § 17 oder § 20 Abs. 3 KGG gelten als Bescheide geméal
§ 18, § 26 Abs. 1 lit. b, § 26 Abs. 4, § 30 oder § 40 Abs. 3 und 4;
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b) § 31 Abs. 6, §§ 31a Abs. 1 iVm 31 Abs. 6 oder § 32 Abs. 2 KJH-G gelten als Bescheide gemal
§ 40 Abs. 3 und 4.

(11) Nach § 21 KGG bestellte Kindergarteninspektorinnen oder Kindergarteninspektoren gelten als
nach § 39 bestellte paddagogische Aufsichtsorgane.

(12) Auf Verfahren und MaBinahmen nach dem KGG oder nach dem dritten Abschnitt des KJH-G,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, sind — vorbehaltlich
des Abs. 3 — die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden.

(13) Fiir den Fall, dass § 44 Abs. 1 und 2 oder Teile dieser Bestimmung nicht kundgemacht werden
konnen, ist das Gesetz iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2022,
ohne diese Bestimmung oder ohne diese Teile kundzumachen.

Artikel 11

Das Antidiskriminierungsgesetz, LGBL.Nr. 17/2005, in der Fassung LGBI.Nr. 49/2008, Nr. 91/2012,
Nr. 46/2014, Nr. 16/2017, Nr. 8/2019, Nr. 57/2019, Nr.23/2021 und Nr. 44/2021, wird wie folgt
geédndert:

1. Im § 10a Abs. 2 wird die Wortfolge ,,, Kindergirten oder Kinderbetreuungseinrichtungen durch die
Wortfolge ,,oder Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen* ersetzt.
2. Nach dem § 22 wird folgender § 23 angefiigt:

-8 23
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBL.Nr. ../2022

Art. II des Gesetzes tiber die Bildung und Betreuung von Kindern
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*

Sammelgesetz,

Artikel ITT

Das Landesbedienstetengesetz 1988, LGBILNr. 1/1988, in der Fassung LGBILNr. 28/1991,
Nr. 29/1993, Nr. 40/1993, Nr. 22/1994, Nr. 27/1994, Nr. 49/1995, Nr. 2/1997, Nr. 4/1997, Nr. 58/1997,
Nr. 64/1997, Nr. 5/1998, Nr. 25/1998, Nr. 19/1999, Nr. 49/2000, Nr. 14/2001, Nr. 58/2001, Nr. 21/2002,
Nr. 52/2002, Nr. 26/2003, Nr. 17/2005, Nr. 38/2007, Nr. 1/2008, Nr. 23/2009, Nr. 36/2009, Nr. 67/2010,
Nr. 12/2011, Nr. 25/2011, Nr. 31/2012, Nr. 36/2013, Nr. 44/2013, Nr. 24/2015, Nr. 50/2015, Nr. 35/2017,
Nr. 37/2018, Nr. 66/2019, Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022
und Nr. ../2022, wird wie folgt geédndert:

1. Im § 120 entfillt im Verweis auf ,,§ 9a — Fachliche Anstellungserfordernisse fiir Erzieher an Horten und
Schiilerheimen — die Wortfolge ,,Horten und*.
2. Nach dem § 158 wird folgender § 159 angefiigt:

»$ 159
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNT. ../2022

Art. IIT des Gesetzes {iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*

Artikel IV

Das Landesbedienstetengesetz 2000, LGBILNr. 50/2000, in der Fassung LGBLNr. 15/2001,
Nr. 22/2002, Nr. 51/2002, Nr. 25/2003, Nr. 17/2005, Nr. 39/2007, Nr. 24/2009, Nr. 36/2009, Nr. 68/2010,
Nr. 11/2011, Nr. 25/2011, Nr. 36/2011, Nr. 30/2012, Nr. 35/2013, Nr. 44/2013, Nr. 49/2015, Nr. 58/2016,
Nr. 37/2018, Nr. 29/2019, Nr. 65/2019, Nr. 72/2019, Nr. 19/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021,
Nr. 4/2022 und Nr. ../2022, wird wie folgt gedndert:

1. In der Uberschrift des § 9a entfiillt die Wortfolge ,,Horten und*.
2. Im § 9a Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,an Horten und fiir Erzieher*.

3. Im § 9a Abs. 1 lit. a wird nach dem Wort ,Erzieher* ein Beistrich sowie die Wortfolge ,,der Reife- und
Befahigungspriifung fiir Erzieher* eingefiigt.
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4.Im §9a Abs. 1 lit. b wird die Wortfolge ,Befdahigungspriifung fiir Kindergartenpddagoginnen und
Horterzieherinnen oder durch die Wortfolge ,Befdhigungspriifung fiir Kindergirtnerinnen und
Horterzieherinnen oder der Reife- und Befédhigungspriifung fiir Kindergirten und Horte, ersetzt.

5.Im § 9a Abs. 1 lit. ¢ wird am Ende der Punkt durch das Wort ,oder” ersetzt und folgende lit. d
angefiigt:
»d) die erfolgreiche Ablegung der Reife- und Diplompriifung oder Diplompriifung fiir
Elementarpddagogik mit der Zusatzausbildung Hortpddagogik.*

6. Im § 9a Abs. 2 entfdllt die Wortfolge ,,Erzieher an Sonderhorten und fiir*.
7.Im § 9a Abs. 3 lit. a entfdllt die Wortfolge ,,an Horten und*.

8. Im §9a Abs. 3 lit. a Z. 2 wird nach dem Wort ,erfillt” der Gedankenstrich durch einen Beistrich
erselzt.

9.Im § 9a Abs. 3 lit. b entfdllt die Wortfolge ,,an Sonderhorten und*.

10.Im  §9a Abs.3 litb Z 1 wird  die Wortfolge  ,Befdhigungspriifung  fiir
Sonderkindergartenpddagoginnen durch die Wortfolge ,Diplompriifung fiir Sonderkindergérten und
Friihforderung, der Befdhigungspriifung fiir Sonderkindergirtnerinnen, der Beféhigungspriifung fiir
Sonderkindergérten und Frithférderung, der Diplompriifung fiir Inklusive Elementarpddagogik oder die
Absolvierung des Hochschullehrgangs ,Inklusive Elementarpiddagogik® im Ausmall von 90 ECTS an
einer Pddagogischen Hochschule* ersetzz.

11.Im §9a Abs. 3 lit. b Z. 2 wird die Wortfolge ,joder der Befdhigungspriifung fiir Erzieher oder
Kindergartenpadagoginnen durch die Wortfolge ,joder einer in Abs. 1 oder in § 16 Abs.2 KBBG
genannten Priifung® ersetzt.

12. Nach dem § 129 wird folgender § 130 angefiigt:

»§ 130
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNTr. ../2022
Art. IV des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel V

Das Gemeindebedienstetengesetz 1988, LGBI.Nr. 49/1988, in der Fassung LGBILNr. 29/1991,
Nr. 30/1993, Nr. 41/1993, Nr. 28/1994, Nr. 5/1995, Nr. 50/1995, Nr. 5/1997, Nr. 61/1997, Nr. 64/1997,
Nr. 6/1998, Nr. 26/1998, Nr. 20/1999, Nr. 24/2001, Nr. 58/2001, Nr. 23/2002, Nr. 53/2002, Nr. 27/2003,
Nr. 20/2005, Nr. 44/2006, Nr. 40/2007, Nr. 22/2009, Nr. 36/2009, Nr. 66/2010, Nr. 25/2011, Nr. 33/2012,
Nr. 38/2013, Nr. 44/2013, Nr. 24/2015, Nr. 52/2015, Nr. 36/2017, Nr. 34/2018, Nr. 37/2018, Nr. 6/2019,
Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022 und Nr. ../2022, wird wie
folgt gedndert:

1.Im §1 Abs.2 wird die Wortfolge ,Dieses Gesetz findet auf Kindergartenpddagoginnen und
Kindergartenassistentinnen insoweit keine Anwendung, als im Kindergartengesetz abweichende
Bestimmungen enthalten sind. Ferner findet dieses Gesetz* durch die Wortfolge ,,Dieses Gesetz findet*
ersetzt.
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2.Im §123 wird im Verweis auf ,§35 — Erholungsurlaub — jeweils die Wortfolge
,Kindergartenpiddagoginnen und Kindergartenassistentinnen durch die Wortfolge ,,péadagogische
Fachkréfte und Assistenzkrifte in Kindergartengruppen® ersetzt.

3. Nach dem § 128 wird folgender § 129 eingefiigt:

»$ 129
Besondere Bestimmungen fiir Betreuungspersonen in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen

(1) Fiir Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten die
Bestimmungen iiber Verwendungsgruppen, Dienstzweige, Dienstpostengruppen (§ 125) und das Gehalt
der Gemeindeangestellten (§ 126) nur insoweit, als sich aus den Abs. 2 bis 6 nicht anderes ergibt.
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(2) Die Dienstposten der Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
gliedern sich in die Verwendungsgruppe k1 — Pddagogische Fachkraft und in die Verwendungsgruppe k2
— Sonstige Betreuungsperson.

(3) Die Bestellung auf einen Dienstposten der Verwendungsgruppe k1 erfordert die entsprechende
fachliche Befdhigung als pddagogische Fachkraft, die Bestellung auf einen Dienstposten der
Verwendungsgruppe k2 eine mindestens zweijahrige Praxis als Betreuungsperson.

(4) Der Gehalt der Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen wird durch
die Verwendungsgruppe, in die sie eingereiht sind, sowie durch das Lebensalter und die Dienstzeit
bestimmt. Der Gehalt betragt

in der Verwendungsgruppe

in der Gehaltsstufe ki k2
Euro

1 1.720,71 1.470,90
2 1.770,93 1.524,29
3 1.843,60 1.577,42
4 1.927,10 1.630,81
5 1.999,78 1.683,94
6 2.072,44 1.737,57
7 2.144,94 1.761,42
8 2.228,70 1.791,21
9 2.279,36 1.832,11
10 2.326,95 1.858,65
11 2.385,62 1.885,64
12 2.477,01 1.913,04
13 2.546,78 1.941,42
14 2.643,53 1.969,57
15 2.756,83 1.997,37
16 2.820,98 2.013,76
17 2.868,73 2.041,56
18 2.905,49 2.069,78
19 2.942.15 2.097,43
20 3.007,69 2.136,10
21 3.051,57 2.179,12

Die Teuerungszulage und eine allfdllige besondere Zulage zum Gehalt sind erstmalig zum 1. Janner 2009
zu gewéhren.

(5) Die Bestimmungen des § 126 Abs. 3 und 4 sowie 6 bis 11 gelten fiir Betreuungspersonen in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sinngemif mit der Abweichung, dass es keine
Dienstpostengruppen gibt, und dass an die Stelle der Verwendungsgruppe b die Verwendungsgruppe k1
und an die Stelle der Verwendungsgruppe d die Verwendungsgruppe k2 zu treten haben.

(6) Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die vier Jahre in der
hochsten Gehaltsstufe verbracht haben, gebiihrt eine Dienstalterszulage im AusmalBl von 150 v.H. des
letzten Vorriickungsbetrages. Die Bestimmungen der §§ 18 und 127 Abs.1 gelten fiir diese
Betreuungspersonen nicht.*

4. Nach dem § 164 wird folgender § 165 angefiigt:

) »§ 165
Ubergangs- und Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNTr. ../2022

(1) Art. V. des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.

(2) Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die bei Inkrafttreten der
Novelle LGBLNTr. ../2022 in einer anderen Verwendungsgruppe als jener nach § 129 eingereiht sind,
konnen eine schriftliche Erklarung abgeben, wonach sich ihre Einreihung nach der Bestimmung des § 129
richtet. Die Erklarung wird mit Beginn des folgenden Kalenderjahres wirksam. Sie ist unwiderrufbar. Die
Beifiigung einer Bedingung ist bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit der Erklarung unzuléssig.“

23



Artikel VI

Das Gemeindeangestelltengesetz 2005, LGBLNr. 19/2005, in der Fassung LGBILNr. 43/2006,
Nr. 1/2008, Nr. 21/2009, Nr. 69/2010, Nr. 25/2011, Nr. 37/2011, Nr. 32/2012, Nr. 37/2013, Nr. 44/2013,
Nr. 51/2015, Nr. 58/2016, Nr. 34/2018, Nr. 37/2018, Nr. 7/2019, Nr. 29/2019, Nr. 19/2020, Nr. 91/2020,
Nr. 36/2021, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022 und Nr. ../2022, wird wie folgt gedndert:

1. In der Uberschrifi des 7. Abschnitts entfiillt die Wortfolge ,,Horten und*.
2. Im § 82 Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,an Horten und fiir Erzieher*.

3. Im § 82 Abs. 1 lit. a wird nach dem Wort ,Erzieher ein Beistrich sowie die Wortfolge ,,der Reife- und
Befahigungspriifung fiir Erzieher* eingefiigt.

4.Im §82 Abs. 1 lit. b wird die Wortfolge ,Befahigungspriifung fiir Kindergartenpddagoginnen und
Horterzieherinnen; oder durch die Wortfolge ,Befahigungspriifung fiir Kindergértnerinnen und
Horterzieherinnen oder der Reife- und Beféahigungspriifung fiir Kindergirten und Horte;* ersetzt.

5.Im §82 Abs. 1 lit. ¢ wird am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und das Wort ,,oder"
eingefiigt sowie folgende lit. d angefiigt:
»d) die erfolgreiche Ablegung der Reife- und Diplompriifung oder Diplompriifung fiir
Elementarpddagogik mit der Zusatzausbildung Hortpddagogik.*

6. In der Uberschrift des II. Hauptstiicks wird die Wortfolge ,Piddagoginnen und Assistentinnen in
Kindergirten sowie fiir Pddagoginnen in anderen Kinderbetreuungseinrichtungen® durch die Wortfolge
»Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen® ersetzt.

7. Der § 83 lautet:

-8 83
Anwendungsbereich

(1) Fiir Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten die
Bestimmungen iiber das Gehalt (§ 57) nur insoweit, als sich aus diesem Hauptstiick nicht anderes ergibt.

(2) Dasselbe gilt auch fiir die Bestimmungen iiber die Arbeitszeit (§ 20), den Erholungsurlaub
(§ 35) und den Monatsbezug (§ 56 Abs. 2), soweit die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nicht
ganzjahrig gedffnet ist. Als ganzjihrig geoffnet gilt eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, die
wihrend des Kalenderjahres an hochstens 25 der in § 84 Abs. 1 angefiihrten Tagen geschlossen ist;
Samstage, Sonn- und Feiertage bleiben dabei unberiicksichtigt. Stellt eine Gemeinde auf einen ganzjahrig
geoffneten Betrieb um, gilt fiir die bereits beschéftigten Betreuungspersonen, dass sich das
Beschiftigungsausmall aus der zuletzt vereinbarten Jahresarbeitszeit — berechnet in Stunden — ergibt.*

8. Nach dem nunmehrigen § 83 wird folgender § 83a eingefiigt:

S 83a
Jahresarbeitszeit

(1) Die Jahresarbeitszeit ist mit dem Gemeindeangestellten zu vereinbaren. Die Jahresarbeitszeit
ergibt sich aus der Wochenarbeitszeit fiir den Zeitraum von 38 vollen Wochen innerhalb eines Jahres
sowie aus der Zeit fiir die Jahresvor- und -nachbereitung und den dariiber hinaus vereinbarten
Arbeitszeiten.

(2) Die Wochenarbeitszeit umfasst die Betreuungszeiten sowie die Zeiten fiir die wochentliche Vor-
und Nachbereitung.*

9.Im § 84 Abs. 3 wird das Wort ,Kindergartenpiadagoginnen durch die Wortfolge ,piddagogischen
Fachkréften in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen und Assistenzkriften, die voriibergehend an
deren Stelle tétig sind,” und die Wortfolge ,Mit Kindergartenassistentinnen durch die Wortfolge ,Mit
anderen Betreuungspersonen® ersetzt.

10. Die Uberschrift des § 85 lautet:
5§ 85
Piadagogische Fachkriifte*

11.Im §85 Abs. 1 wird die Wortfolge ,Kindergartenpadagogin zéhlen die” durch die Wortfolge
.padagogischen Fachkraft zihlen die Bildung und* ersetzt und wird nach der Wortfolge ,Betreuung, die*
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die Wortfolge ,— in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen verpflichtende (§ 84 Abs. 3)—
eingefiigt.

12. Im § 85 Abs. 2 entfillt der Klammerausdruck ,(Tages-, Wochen-, Monats- und Jahresplanung)“ sowie
das Wort ,,personliche®.

13.Im §85 Abs.3 wird nach der Wortfolge ,Nachbereitungszeit fiir eine die Wortfolge
»Kleinkindgruppe oder, nach dem Ausdruck ,,16 Stunden® ein Strichpunkt sowie die Wortfolge ,,sie darf
jedoch 35 % jenes StundenausmaBes, das der wochentlichen Offnungszeit der betreffenden Gruppe
entspricht, nicht iiberschreiten (Rahmenzeit) und nach der Wortfolge ,wird eine“ die Wortfolge
LKleinkindgruppe oder eingefiigt sowie das Wort ,Kindergartenpiddagogin® durch die Wortfolge
»padagogischen Fachkraft“ und die Wortfolge ,hat die wochentliche Vor- und Nachbereitungszeit fiir
diese Gruppe zumindest 12 Stunden zu betragen® durch die Wortfolge ,,s0 betragt die wochentliche Vor-
und Nachbereitungszeit fiir diese Gruppe 12 Stunden* ersezzt.

14. Der § 85 Abs. 4 lautet:

,»(4) Fir die Leitung einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist zusétzlich wochentliche
Vor- und Nachbereitungszeit in folgendem Ausmal vorzusehen:

a) bei einer Kleinkind- oder Kindergartengruppe, eine Stunde,

b) bei zwei Kleinkind- oder Kindergartengruppen, zwei Stunden,

¢) bei drei Kleinkind- oder Kindergartengruppen, vier Stunden und

d) bei vier und mehr Kleinkind- oder Kindergartengruppen, sechs Stunden.*

15.Im §85 Abs. 5 wird vor dem Wort ,Kindergartengruppe* die Wortfolge ,,Kleinkindgruppe oder
eingefiigt.

16. Im § 85 Abs. 6 wird das Wort ,Kindergartenpadagoginnen durch die Wortfolge ,padagogischen
Fachkrifte ersetzt.

17. Im § 85 Abs. 8 wird der Ausdruck ,,§ 83 Abs. 2 durch den Ausdruck ,,§ 83a Abs. 1 ersetzt.

18. Im § 85 Abs. 10 wird das Wort ,Kindergartenpddagoginnen durch die Wortfolge ,padagogische
Fachkréfte und die Wortfolge ,Kindergarten/Kinderbetreuung Padagogik™ durch die Wortfolge
»padagogische Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen® ersetzt.
19. Die Uberschrift des § 86 lautet:
»§ 86
Assistenzkriifte*

20. Im § 86 Abs. 1 wird das Wort ,Kindergartenassistentin“ durch das Wort ,,Assistenzkraft und die
Wortfolge ,die Reinigung des Kindergartens® durch die Wortfolge ,einfache unterstiitzende Tatigkeiten,
soweit diese zur unmittelbaren Aufrechterhaltung des Betreuungsbetriebes erforderlich sind* ersetzt.

21.Im §86 Abs.2 wird das Wort ,Sofern” durch das Wort ,Soweit“ und das Wort
,Kindergartenassistentin“ durch das Wort ,,Assistenzkraft” ersetzt.

22. Der § 86a entfillt.

23.Im § 94 Abs. 2 wird die Wortfolge ,Kindergartenpddagoginnen und Kindergartenassistentinnen®
durch die Wortfolge ,.Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen® ersetzt.

24. Die §§ 111 und 112 entfallen.

25. Nach dem § 115 wird folgender § 116 angefiigt:

»$ 116
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNT. ../2022

Art. VI des Gesetzes {iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. September 2023 in Kraft.*

26. Die Anlage 9 wird durch die angeschlossene Anlage 9 ersetzt.
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Gehaltsschema fiir padagogische Fachkrifte in

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 2022

Anlage 9
(zu § 85 Abs. 10)

Gehalts-
stufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Gehalts- | Stellen-
klasse wert bis
7 3312.469,01|2.725,58 | 2.842,21 |2.935,50|2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50 | 2.935,50
8 36(2.638,30(2.913,49 | 3.038,58 | 3.163,69 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67 | 3.188,67
9 3912.842,7413.140,41 [ 3.275,71 |3.438,09|3.492,21 {3.492,21 | 3.492,21|3.492,21|3.492,21 {3.49221|3.492,21|3.492,21
10 4213.045,133.365,05|3.510,46 | 3.686,25 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74 | 3.803,74
11 4513.242,0313.615,23|3.803,433.991,61 |4.148,43|4.148,43 |4.148,43 |4.148.43 |4.148,43|4.148,43 |4.148,43 | 4.148,43
12 4813.432,15|3.896,82|4.129,83 | 4.362,86 | 4.495,97|4.495,97 | 4.495,97 | 4.495,97 | 4.495,97 | 4.495,97 | 4.495,97 | 4.495,97
13 51]3.635,27|4.200,53 | 4.447,84 | 4.659,82 | 4.871,77 |4.871,77 | 4.871,77 | 4.871,77 | 4.871,77 | 4.871,77 | 4.871,77 | 4.871,77
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Artikel VII

Das Wettengesetz, LGBIL.Nr. 18/2003, in der Fassung LGBI.Nr. 27/2005, Nr. 1/2008, Nr. 9/2012,
Nr. 44/2013, Nr.46/2017, Nr.37/2018, Nr.68/2019, Nr.24/2020 und Nr.4/2022, wird wie folgt
gedndert:

1.Im §3 Abs. 1 lit.j wird das Wort ,Kindergérten® durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und
-betreuungeinrichtungen® ersetzt.

2. Nach dem § 19 wird folgender § 20 angeffiigt:

»$ 20
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNTr. ../2022
Art. VII des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel VIII

Das Sittenpolizeigesetz, LGBILNr. 6/1976, in der Fassung LGBILNr. 27/2005, Nr. 1/2008,
Nr. 44/2013, Nr. 24/2020 und Nr. 4/2022, wird wie folgt gedndert:

1.Im §6 Abs.4 wird das Wort ,Kindergirten“ durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen* ersetzt.
2. Nach dem § 21 wird folgender § 22 angefiigt:

»§ 22
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNTr. ../2022

Art. VIII des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel IX

Das Katastrophenhilfegesetz, LGBIL.Nr. 47/1979, in der Fassung LGBIL.Nr. 57/1997, Nr. 33/1999,
Nr. 52/2001, Nr. 58/2001, Nr.72/2012, Nr.44/2013, Nr. 54/2015 und Nr. 4/2022, wird wie folgt
gedndert:

1.Im §2 Abs.3 wird das Wort ,Kindergirten“ durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen und die Wortfolge ,des Kindergartens” durch die Wortfolge ,der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung* ersezzt.

2. Nach dem § 38 wird folgender § 39 angefiigt:

»§ 39
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNT. ../2022
Art. IX des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel X

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz, LGBILNr.29/2013, in der Fassung LGBILNr. 37/2018,
Nr. 39/2018, Nr. 46/2019, Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 81/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021,
Nr. 4/2022 und Nr. ../2022, wird wie folgt gedndert:

1. Die Uberschrift des 3. Abschnitts lautet:

»-3. Abschnitt
Tageseltern*

2. Die Uberschrift des § 30 entfiillt.

3. Im § 30 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,§§ 11 Abs. 1 und 2 sowie 17a des Kindergartengesetzes* durch den
Ausdruck ,,§§ 10 Abs. 1, 11 und 43 Abs.3 des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes™ und die
Wortfolge ,,Erziehung und vorschulische Bildung durch Tageseltern im Sinne des § 11 Abs. 1 und 2 des
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Kindergartengesetzes* durch die Wortfolge ,friihkindliche und auBerschulische Bildung durch
Tageseltern im Sinne des § 11 des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes ersetzt.

4. Die §§ 31, 31a und 32 entfallen.

5.Im §33 Abs. 2 entfillt der Ausdruck ,31a Abs. 3, und wird die Wortfolge ,die Untersagung,
Bewilligung und Beaufsichtigung im Rahmen der Kinderbetreuung (3. Abschnitt) durch die Wortfolge
,»die Bewilligung der Tétigkeit als Tageseltern und deren Beaufsichtigung (§ 30)* ersetzt.

6.Im §40 Abs. 4 wird der Klammerausdruck ,(§§25, 26, 28 und 30 bis 32)“ durch den
Klammerausdruck ,,(§§ 25, 26, 28 und 30) ersetzt.

7. Im § 41 Abs. 4 entfillt die Wortfolge ,, , Kinderbetreuungseinrichtungen und Ferienheimen*.

8. Im § 42 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,.Die Kinderbetreuungseinrichtungen, Kindergirten und* durch die
Wortfolge ,,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sowie® ersetzt.

9. Der § 47 Abs. 1 lit. e bis h entfdllt; die bisherigen lit. i bis k werden als lit. e bis g bezeichnet.

10. Im nunmehrigen § 47 Abs. 1 lit. e wird der Ausdruck ,,§§ 25, 28, 30, 31 oder 32 durch den Ausdruck
»$§ 25, 28 oder 30% ersetzt.

11. Im nunmehrigen § 47 Abs. 1 lit. f wird der Ausdruck ,,§§ 25, 26, 28, 30, 31 oder 32 durch den
Ausdruck ,,8§ 25, 26, 28 oder 30 ersetzt.

12. Im § 47 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,, ausgenommen solche nach Abs. 1 lit. f und g, und entfillt
der letzte Satz.

13. Der § 48 Abs. 7 bis 9 entfillt,; die bisherigen Abs. 10 bis 12 werden als Abs. 7 bis 9 bezeichnet.
14. Nach dem § 53 wird folgender § 54 angefiigt:

»§ 54
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNr. ../2022
Art. X des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,

LGBINr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft; §47 Abs.3 des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes, LGBI.NTr. ../2022, bleibt unberiihrt.

Artikel XI

Das Gesetz iiber die Kinder- und Jugendanwaltschaft, LGBLNr.30/2013, in der Fassung
LGBI.Nr. 37/2018, wird wie folgt gedndert:

1.Im §4 Abs. 2 lit. ¢ wird die Wortfolge ,Kinderbetreuungseinrichtungen, Kindergérten® durch die
Wortfolge ,,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen* ersetzt.

2. In der Uberschrift des §9 wird nach dem Wort ,\Ubergangsbestimmung® der Klammerausdruck
,»(LGBLNT. 30/2013)* eingefiigt.

3. Nach dem § 9 wird folgender § 10 angefiigt:

»$ 10
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNr. ../2022
Art. XI des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel XII

Das Bienenzuchtgesetz, LGBIL.Nr. 20/1990, in der Fassung LGBLNr. 58/2001, Nr.36/2009,
Nr. 44/2013 und Nr. 24/2018, wird wie folgt gedndert:

1.Im §2 Abs.3 wird das Wort ,Kindergirten durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen ersetzt.
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2. Dem § 10 wird folgender Abs. 5 angefiigt:
»(5) Art. XII des Gesetzes iiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
Artikel XIII

Das Baugesetz, LGBIL.Nr. 52/2001, in der Fassung LGBI.Nr. 23/2003, Nr. 27/2005, Nr. 44/2007,
Nr. 34/2008, Nr. 32/2009, Nr. 29/2011, Nr. 72/2012, Nr. 44/2013, Nr. 11/2014, Nr. 12/2014, Nr. 17/2014,
Nr. 22/2014, Nr. 23/2015, Nr. 37/2015, Nr. 54/2015, Nr. 8/2017, Nr. 47/2017, Nr. 78/2017, Nr. 34/2018,
Nr. 35/2018, Nr. 37/2018, Nr. 64/2019, Nr. 19/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 69/2021, Nr. 83/2021,
Nr. 4/2022, Nr. ../2022 und Nr. ../2022, wird wie folgt gedndert:

1.Im §8 Abs.2 lit.c wird das Wort ,Kinderbetreuungseinrichtungen durch die Wortfolge
,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen‘ ersetzt.

2.Im §15 Abs.2 wird das Wort ,Kindergirten® durch die Wortfolge ,Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen® ersetzt.

3.Im §48a Abs. 1 wird die Wortfolge ,Kindergirten oder sonstige Kinderbetreuungseinrichtungen*
durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen® ersetzt.
4. Nach dem § 60 wird folgender § 61 angefiigt:

»§ 61
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNT. ../2022

Art. XIII des Gesetzes 1tiber die Bildung und Betreuung von Kindern — Sammelgesetz,
LGBI.Nr. ../2022, tritt am 1. Janner 2023 in Kraft.*
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84. Beilage im Jahre 2022 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 84/2022 — Teil B: Bericht

Bericht zur Regierungsvorlage
I. Allgemeines:
1. Ziel und wesentlicher Inhalt:

1.1. Derzeit bestechen in unterschiedlichen Materiengesetzen Regelungen zur institutionellen
Kinderbildung und -betreuung. Wihrend die Bildung und Betreuung in Kindergirten im
Kindergartengesetz (im Folgenden: KGG) geregelt ist, bestehen im Kinder- und Jugendhilfegesetz (im
Folgenden: = KJH-G) Regelungen zur Bildung und Betreuung von  Kindern in
Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderbetreuungseinrichtungen mit vorschulischem Bildungsauftrag,
Spielgruppen, Ferienheime, Ferienlager udgl. Diese Regelungen unterscheiden sich auch durch die
unterschiedliche Regelungsdichte: Wéhrend das KGG detaillierte Regelungen insbesondere zu
»Errichtung und Betrieb®, ,,Aufgabe und Organisation® sowie ,,Aufsicht” enthélt, bestechen im KJH-G
lediglich rudimentire Vorgaben.

1.2. Vor diesem Hintergrund hat der Vorarlberger Landtag mit EntschlieBung vom 14. November 2018
die Vorarlberger Landesregierung aufgefordert, dem Beispiel anderer Bundesldnder folgend, unter
Einbeziechung aller im Landtag vertretenen Parteien gemeinsam mit den Systempartnern
(Gemeindeverband, Gewerkschaft) die Grundlagen fiir ein Vorarlberger Kinderbildungs- und
Kinderbetreuungsgesetz zu schaffen, um eine Beschlussfassung im Landtag am Beginn der nichsten
Gesetzgebungsperiode zu ermdglichen.

Entsprechend diesem Auftrag ist auch im Regierungsprogramm fiir die Jahre 2019 bis 2024 vorgesehen,
die Bereiche Kinderbetreuung und Kindergarten auf eine gemeinsame gesetzliche Basis zu stellen und auf
Grundlage der Vereinbarung gemiBl Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Léndern iiber die
Elementarpddagogik fiir die Kindergartenjahre 2022/23 bis 2026/27 (im Folgenden: Vereinbarung gemaf
Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik) folgende Maflnahmen umzusetzen:

- Ausbau der Betreuungsplitze fiir 0 bis 2-J&hrige
- Ausbau der Offnungszeiten mit dem Ziel der Reduzierung von SchlieBtagen (VIF-konform)

- Etablierung bzw. Fortsetzung der standardisierten Sprachstandsfeststellung in
Kinderbetreuungseinrichtungen mit vorschulischem Bildungsauftrag

- Schwerpunkt Sprachférderung in Fort- und Weiterbildungen

Weiters werden im Regierungsprogramm die Spielgruppen als wichtige Ergdnzung des gesamten
Angebotes im Kleinkindbereich hervorgehoben und betont, dass das Land Vorarlberg gemeinsam mit den
Gemeinden Schritte setzt, um die finanzielle Basis der Spielgruppen zu sichern.

1.3. Ausgehend von diesem Auftrag soll mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf ein qualitativ
hochwertiges und leistbares Bildungs- und Betreuungsangebot gewihrleistet werden. Gleichzeitig soll
den Rechtstragern groftmdgliche Flexibilitdt bei der Bereitstellung von Betreuungsplétzen eroffnet und
dadurch Anreize fiir den weiteren Ausbau des Bildungs- und Betreuungsangebotes geschaffen werden.

Der Gesetzesentwurf ist in den bestehenden europa- und verfassungsrechtlichen Rahmen eingebettet und
beriicksichtigt die einschlagigen grundsatzgesetzlichen Anforderungen sowie die Verpflichtungen des
Landes, die sich aus der Vereinbarung gemaB Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik ergeben.

Entsprechend dem Auftrag der zitierten LandtagsentschlieBung wurde der Gesetzesentwurf im Rahmen
einer politischen Arbeitsgruppe unter der Leitung von Frau Landesstatthalterin Schobi-Fink mit
verschiedenen Systempartnern erortert. In dieser Arbeitsgruppe waren insbesondere die Bildungssprecher
der im Landtag vertretenen Parteien, der Gemeindeverband, die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten
(Younion), der Kinder- und Jugendanwalt und der Landesverband fiir selbstorganisierte Kindergruppen
und Elterninitiativen Vorarlbergs vertreten. Zudem fanden laufend Abstimmungsgespriche mit
unterschiedlichen Interessenvertretern statt. Der gesamte Gesetzwerdungsprozess wurde durch das
Charlotte-Biihler-Institut wissenschaftlich begleitet.

1.4. Die wichtigsten Neuerungen gegeniiber der bisherigen Rechtslage im KGG und KJH-G lassen sich
im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen:

- Systematik: Im neuen Gesetz wird die institutionelle Kinderbildung und -betreuung abschlieSend
geregelt. Dabei werden — nach Hauptstiicken gegliedert — die folgenden drei Kategorien von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen unterschieden: Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen mit Kleinkind-, Kindergarten- oder Schulkindgruppen (II.
Hauptstiick), Kinderspielgruppen (III. Hauptstiick) und sonstige Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtungen (IV. Hauptstiick).



Ziele und Grundsitze: Neu ist, dass dem Gesetz grundlegende Ziele (§ 2) und Grundsétze (§ 3) fiir
die Kinderbildung und -betreuung vorangestellt werden. Es handelt sich dabei um wesentliche
Parameter, die bei allen weiteren Entscheidungen nach diesem Gesetz zu beriicksichtigen sind. Das
neue Gesetz dient in erster Linie dem Ziel, die Kinder bestmdglich in ihrer Entwicklung zu fordern
und zu unterstiitzen. Gleichzeitig sollen aber auch die Familien in ihrer Bildungs- und
Erziehungsaufgabe unterstiitzt und zudem die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessert
werden (§ 2). Mit den in § 3 formulierten Grundsitzen (Angebotsvielfalt, diskriminierungsfreier
Zugang, Freiwilligkeit, Qualitit, Professionalitét, Individualitdt, Inklusion und Kooperation) werden
Handlungsanleitungen zur Erreichung dieser Ziele festgelegt.

Umfassende Angebotsplanung und Versorgungsauftrag: Anders als bisher haben die Gemeinden
nach § 6 Abs. 1 jahrlich Erhebungen zum erforderlichen Angebot an Betreuungsplétzen fiir Kinder
bis zum 14. Lebensjahr durchzufiihren (bisher bestand eine vergleichbare Verpflichtung im KGG in
Bezug auf die Altersgruppe der drei- bis fiinfjahrigen Kinder). Sofern im Zuge dieser Erhebungen
festgestellt wird, dass das vorhandene Angebot nicht ausreicht, hat die betreffende Gemeinde in
einem MaBnahmenplan festzulegen, welche konkreten Schritte gesetzt werden, um das erforderliche
Angebot bestmdglich zur Verfiigung stellen zu koénnen und dabei erforderlichenfalls auch mit
privaten Rechtstrdgern und anderen Gemeinden zu kooperieren (§ 6 Abs. 2).

Dariiber hinaus wird ein Versorgungsauftrag formuliert, der von den Gemeinden (iiber die
Verpflichtung, das erforderliche Angebot bestmoglich bereitzustellen hinaus) einzuhalten ist (§ 6
Abs. 3 bis 5). Danach sind die Gemeinden in einem ersten Schritt verpflichtet, fiir Kinder ab dem
vollendeten dritten Lebensjahr, die noch nicht die Schule besuchen und einen Hauptwohnsitz in der
Gemeinde haben, bei entsprechendem Bedarf von Montag bis Freitag innerhalb einer bestimmten
Rahmenzeit einen geeigneten Betreuungsplatz bereitzustellen. Diese Verpflichtung besteht nicht
wihrend vier Wochen innerhalb der vom Rechtstriager festzulegenden Ferien. Anzumerken ist, dass
seitens der Erziehungsberechtigten nicht nidher dargelegt werden muss, aus welchen Griinden ein
Betreuungsbedarf besteht. In einem zweiten Ausbauschritt — und zwar ab dem Betreuungsjahr
2024/2025 — besteht dieser Versorgungsauftrag (ausgenommen wihrend den Schulferien) auch fiir
Schiiler und Schiilerinnen bis zur vierten Schulstufe, soweit sie keine Mdglichkeit zum Besuch einer
ganztidgigen Schulform haben. Ab dem Betreuungsjahr 2025/2026 ist in einem weiteren
Ausbauschritt vorgesehen, dass der Versorgungsauftrag dariiber hinaus in einem bestimmten
Umfang auch fiir Kinder ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr besteht.

Neu ist auch, dass Kindern mit erh6htem Forderbedarf, die zwar bereits das Alter fur den
Schuleintritt erreicht haben, jedoch nach § 15 Schulpflichtgesetz 1985 vom Schulbesuch befreit sind
und daher keine Schule besuchen, im Rahmen des Versorgungsauftrages weiterhin ein
Betreuungsplatz zur Verfligung zu stellen ist. Bisher lag dies im Ermessen des Trégers, wobei bis
dato kaum vom Ablehnungsrecht Gebrauch gemacht wurde.

Betriebsaufnahme: Die Aufnahme des Betriebs einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
ist nach dem neuen Gesetz nur mit Bewilligung der Landesregierung zuldssig. Diese ist innerhalb
von zwei Monaten nach Vorliegen des vollstindigen Antrages zu erteilen, wenn die
Antragsunterlagen Gewéhr daflir bieten, dass die gesetzlichen Betriebserfordernisse eingehalten
werden. Ein wesentlicher Vorteil gegeniiber dem bisher vorgesehenen Anzeigeverfahren besteht
darin, dass die Betriebsbewilligung auch unter Auflagen, Bedingungen und Befristungen erteilt
werden kann. Dies war bisher im Anzeigeverfahren nicht mdglich, sodass die Betriebsaufnahme zu
untersagen war, wenn die Voraussetzungen nicht (vollstindig) erfiillt worden sind. Wird die
Betriebsaufnahme (trotz Vorliegens eines vollstindigen Antrages) innerhalb der genannten Frist
weder bewilligt noch untersagt, gilt die Bewilligung von Gesetzes wegen als erteilt (§ 9). Damit soll
den Rechtstragern eine moglichst rasche Betriebsaufnahme ermoglicht werden.

Bildungs- und Betreuungsarbeit bzw. Bildungsauftrag: In den vergangenen Jahren hat sich die
Péadagogik im Elementarbereich stark verdndert. Diesen Verdnderungen wird durch entsprechende
Vorgaben im Bereich der Bildungs- und Betreuungsarbeit (§ 10) sowie durch die Verankerung eines
zeitgemélBen Bildungsauftrages (§ 11) Rechnung getragen. Neben der sprachlichen Entwicklung der
Kinder soll kiinftig auch die Gesundheitsférderung — insbesondere unter den Aspekten Bewegung
und Erndhrung — einen ganz besonderen Stellenwert in der Bildungs- und Betreuungsarbeit
einnehmen.

Pidagogisches Konzept: Das pddagogische Konzept (§12) bildet die gemeinsame
Arbeitsgrundlage und beschreibt auf Basis der gesetzlichen Vorgaben und elementarpddagogischen
Standards die Rahmenbedingungen fiir die Bildungs- und Betreuungsarbeit in der Einrichtung.
Dieses Instrumentarium wird gegeniiber bisher insbesondere in qualitativer Hinsicht erheblich



aufgewertet. Dies zeigt sich insbesondere an den deutlich hoheren inhaltlichen Anforderungen. So
miissen in einem solchen Konzept kiinftig insbesondere Festlegungen zu den zentralen
padagogischen Prozessen, zu den Mafinahmen zur Gesundheitsforderung, zum Kinderschutz oder zu
den Formen der Einbeziehung der Kinder und Erziehungsberechtigten enthalten sein.

Abgesehen von sonstigen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (z.B. Ferienheime,
Ferienlager usw.), miissen kiinftig alle Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen iiber ein
padagogisches Konzept verfiigen. Einrichtungen, die bereits iiber ein Konzept verfiigen, das aber
noch nicht den Anforderungen des neuen Gesetzes entspricht, sind verpflichtet, ihr padagogisches
Konzept entsprechend anzupassen (s. dazu die Ubergangsbestimmung des § 47 Abs. 7). Das
Konzept ist vom Rechtstrager unter Einbindung der padagogischen Fachkrifte zu erstellen bzw.
anzupassen.

Personaleinsatz: Wie bisher miissen padagogische Fachkrifte in Kindergartengruppen bestimmte
Qualifikationserfordernisse erfiillen. Dies gilt nun auch fiir pddagogische Fachkrifte in
Kleinkindgruppen (bisher bestanden lediglich Vorgaben hinsichtlich der Qualifikation fiir die
Leitung einer Kinderbetreuungseinrichtung auf Verordnungsebene). Zudem werden auch fiir
padagogische Fachkrifte in Schulkindgruppen Qualifikationserfordernisse festgelegt; die bisher im
Dienstrecht der Landes- und Gemeindebediensteten vorgesehenen Qualifikationserfordernisse fiir
Erzieher an Horten entfallen. Gleichzeitig ist vorgesehen, dass unter bestimmten Voraussetzungen an
Stelle einer padagogischen Fachkraft in den genannten Gruppen voriibergehend auch Personen
eingesetzt werden konnen, die nicht iiber die erforderliche Qualifikation verfiigen (§ 17). Mit dieser
Moglichkeit soll den Rechtstrigern der Personaleinsatz in den Einrichtungen erleichtert werden. Fiir
Betreuungspersonen in Kinderspielgruppen und in sonstigen Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen bestehen keine verpflichtenden Qualifikationserfordernisse (§§ 34 und
37).

Fortbildung: Nach den Bestimmungen des neuen Gesetzes sind kiinftig nicht nur padagogische
Fachkrifte in Kindergartengruppen, sondern auch péddagogische Fachkrifte in Kleinkindgruppen
verpflichtet, Fortbildungen im Ausmall von 32 Stunden pro Jahr zu absolvieren. Neu ist auBerdem,
dass auch Assistenzkréfte zur Fortbildung im AusmaB von acht Stunden pro Jahr verpflichtet sind.
Fiir pddagogische Fachkrifte und Assistenzkréfte in Schulkindgruppen besteht die Verpflichtung zur
Fortbildung im selben Ausmal wie fiir Betreuungspersonen im Freizeitteil ganztigiger Schulformen
(§ 19).

Zudem ist der Rechtstriger — im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage — verpflichtet, allen
Betreuungspersonen (also auch jenen, deren Fortbildungsverpflichtung weniger als 32 Stunden
betrdgt) eine Teilnahme an Fortbildungen im AusmaB von 32 Stunden pro Jahr zu erméglichen. Bei
Teilzeitbeschéftigten bestehen die genannten Verpflichtungen in dem Ausmal, das dem Verhéltnis
der Teilzeitbeschéftigung zur vollen Arbeitszeit entspricht.

Gruppenbildung: Anders als bisher kdnnen in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung —
sozusagen unter einem Dach — Kleinkindgruppen (fir Kinder bis zum vollendeten dritten
Lebensjahr), Kindergartengruppen (fiir Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum
Schuleintritt) und Schulkindgruppen (fiir schulpflichtige Kinder) gefiihrt werden; zudem konnen
auch Kinderspielgruppen, fiir die geringere Anforderungen gelten, eingerichtet werden (§ 21 Abs. 1).
Ebenfalls neu ist die Moglichkeit, in den einzelnen Gruppen auch Kinder anderer Altersgruppen
aufzunehmen (alterserweiterte Gruppenfithrung). Diese Mdglichkeit bietet einerseits Vorteile und
Chancen fiir die Kinder, andererseits ergeben sich daraus fiir die Rechtstriger zusitzliche
Gestaltungsspielrdume bei der Gruppenbildung und dem damit verbundenen Personaleinsatz (§ 21
Abs. 3).

Aufnahmepflicht: Neu ist weiters, dass Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, deren
Rechtstriger Gemeinden sind, Kinder aufnehmen miissen, soweit dies zur Erfiillung des
Versorgungsauftrages nach § 6 Abs. 3 bis 5 erforderlich ist (§ 24 Abs. 3). Anders als bisher, darf
einem Kind die Aufnahme insbesondere nicht mehr wegen ,,mangelnder Kindergartenreife* oder
»~mangelnder personeller oder rdumlicher Ressourcen” verwehrt werden. Sofern ein Kind in einer
bestimmten Einrichtung nicht aufgenommen werden kann, muss der Rechtstriger dafiir sorgen, dass
ein geeigneter und bedarfsgerechter Betreuungsplatz in einer anderen Einrichtung zur Verfiigung
steht.

Die Ablehnung eines Kindes mit erhohtem Forderbedarf ist — im Unterschied zur geltenden
Rechtslage — ausschlieflich dann moglich, wenn der Besuch der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung fiir das betreffende Kind aus medizinischen Griinden zu einer
unzumutbaren Belastung wiirde. In einem solchen Fall kdnnte die Gemeinde nach Einholung eines



medizinischen Gutachtens mit Bescheid feststellen, dass keine Aufnahmepflicht besteht (§ 24
Abs. 4).

Mitwirkung der Kinder und der Erziehungsberechtigten: Entsprechend dem Grundsatz der
Kooperation sollen kiinftig sowohl die Kinder selbst als auch die Erziehungsberechtigten verstirkt in
die Bildungs- und Betreuungsarbeit eingebunden werden. Vor diesem Hintergrund sind einerseits die
Kinder in die Gestaltung der Bildungs- und Betreuungsarbeit einzubeziehen; dabei ist ihnen —
entsprechend ihrem Entwicklungsstand — die Mdoglichkeit zu geben, eigene Standpunkte zu
entwickeln und einzubringen (§ 10 Abs. 4). Andererseits wird festgelegt, dass auch die
Erziehungsberechtigten aktiv in die Bildungs- und Betreuungsarbeit einzubeziehen und iiber
Entscheidungen, die den Betrieb der Einrichtung wesentlich beriihren, zu informieren sind.
Gleichzeitig werden verschiedene Mitwirkungsverpflichtungen der Erziehungsberechtigten
verankert (§ 29).

Modellversuche: Zur Erprobung neuer Formen der Bildung und Betreuung von Kindern besteht die
Maoglichkeit, im Rahmen von Modellversuchen von Bestimmungen dieses Gesetzes abzuweichen.
Anders als bisher besteht diese Moglichkeit kiinftig auch in Bezug auf Kleinkindgruppen oder
Schulkindgruppen. Die erforderliche Bewilligung ist vom Rechtstriger (nach Anhérung der
betroffenen Erziehungsberechtigten) bei der Landesregierung zu beantragen.

Aufsicht und  Qualititsmanagement: Die  Aufsicht dber die Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen wird von der Landesregierung (in padagogischer Hinsicht
insbesondere durch eigens bestellte pddagogische Aufsichtsorgane) wahrgenommen. Im Rahmen der
Aufsicht hat die  Landesregierung  dafiir zu  sorgen, dass  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen bewilligungskonform betricben und die gesetzlichen Vorgaben
eingehalten werden. Ein wesentlicher Teil der Aufsicht besteht kiinftig jedenfalls auch in der
Beratung und Unterstiitzung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (§§ 38 bis 40).

Datenschutz: Mit den Bestimmungen iiber den Datenschutz werden nunmehr entsprechend den
Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung klare Regeln fiir die Verwendung bestimmter
Daten geschaffen (§ 47).

Strafbestimmungen: Anders als bisher sind kiinftig bestimmte gravierende Verstdofe der
Rechtstriger (z.B. Betrieb einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ohne die erforderliche
Betriebsbewilligung usw.) verwaltungsstrafrechtlich sanktioniert (§ 46).

1.5. Aufgrund des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (Art.I) sind Anpassungen in
verschiedenen anderen Landesgesetzen erforderlich:

Mit den Anderungen im LBedG 1988, LBedG 2000, GBedG 1988 und GAG 2005 erfolgen die vor
dem Hintergrund des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes erforderlichen Anpassungen
im Dienstrecht der Landes- und Gemeindebediensteten. Dabei wird insbesondere beriicksichtigt,
dass die Qualifikationserfordernisse fiir pddagogische Fachkréfte in Schulkindgruppen (Erzieher an
Horten) kiinftig im Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz geregelt sind. Weiters werden die
bestehenden dienstrechtlichen Sondervorschriften des § 22 KGG in das GBedG 1988 iibernommen.
AuBerdem werden im GAG 2005 die Bestimmungen des zweiten Hauptstiickes (Besondere
Bestimmungen fiir Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen) angepasst
und im Zuge dessen insbesondere die Regelungen zur Vor- und Nachbereitungszeit iiberarbeitet (s.
Art. 1T bis VI).

Mit den Anderungen im KJH-G wird beriicksichtigt, dass die institutionelle Kinderbildung und -
betreuung im neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz abschlieBend geregelt wird. Daher
konnen die Regelungen des dritten Abschnittes — mit Ausnahme jener iiber die Tageseltern (§ 30
KJH-G) — entfallen. Die {ibrigen Bestimmungen sind entsprechend anzupassen (s. Art. X).

Im Antidiskriminierungsgesetz, Wettengesetz, Sittenpolizeigesetz, Katastrophenhilfegesetz, Kinder-
und Jugendanwaltschaftsgesetz, Bienenzuchtgesetz sowie im Baugesetz werden derzeit die Begriffe
,Kindergarten® und ,Kinderbetreuungseinrichtung® verwendet. Entsprechend der neuen
Terminologie des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes werden diese Begriffe durch den Begriff
»Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung® ersetzt (s. Art. II, VII bis IX und XI bis XIII).
Inhaltliche Anderungen sind damit nicht verbunden.

2. Kompetenzen:

Das Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz stiitzt sich im Wesentlichen auf Art. 14 Abs. 4 lit. b B-VG,
wonach das Kindergartenwesen und Hortwesen in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache ist. Die
Regelungen betreffend die fachliche Befdhigung pddagogischer Fachkrifte in Kindergartengruppen und
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Schulkindgruppen stiitzen sich auf die Kompetenz des Landesgesetzgebers nach Art. 14 Abs. 3 lit. ¢
B-VG zur Erlassung von Ausfithrungsbestimmungen betreffend fachliche Anstellungserfordernisse fiir
die von den Lindern, Gemeinden oder Gemeindeverbdnden anzustellenden Kindergértnerinnen und
Erzicher an Horten. Die Anderungen im Dienstrecht (Art. ITI bis VI) stiitzen sich auf Art. 21 Abs. 1 B-VG
sowie — hinsichtlich der fachlichen Anstellungserfordernisse fiir Erzieher an Schiilerheimen — auf Art. 14
Abs. 3 lit. ¢ B-VG. Mit den Regelungen zu Kinderspielgruppen sowie zu Art. II und Art. VII bis XIII
stiitzt sich der Gesetzesentwurf auf Art. 15 Abs. 1 B-VG.

3. Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Der vorliegende Entwurf sieht im Zusammenhang mit der Einholung von Auskiinften nach den §§ 9 und
9a des Strafregistergesetzes 1968 (§ 44 Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz) eine Mitwirkung von
Bundesorganen vor.

Dariiber hinaus wird durch die vorgeschlagenen Anderungen im KJH-G (insbesondere durch den Entfall
der §§ 31, 31a und 32 im 3. Abschnitt) der Umfang der Mitwirkungsverpflichtung der Bundesorgane nach
diesem Gesetz (§ 42 KJH-G) gedndert.

Aus diesen Griinden (jedenfalls aufgrund des § 44 Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz) bedarf der
Gesetzesbeschluss des Landtages der Zustimmung der Bundesregierung nach § 97 Abs. 2 B-VG.

4. Finanzielle Auswirkungen:
4.1. Versorgungsauftrag

Kiinftig sind die Gemeinden verpflichtet, fiir Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr, die noch
nicht die Schule besuchen und einen Hauptwohnsitz in der Gemeinde haben, bei entsprechendem Bedarf
von Montag bis Freitag innerhalb einer bestimmten Rahmenzeit einen geeigneten Betreuungsplatz
bereitzustellen. Diese Verpflichtung besteht nicht wiahrend vier Wochen innerhalb der vom Rechtstriger
festzulegenden Ferien. Ab dem Betreuungsjahr 2024/2025 gilt dies (ausgenommen wéhrend den
Schulferien) auch fiir Schiiler und Schiilerinnen bis zur vierten Schulstufe, soweit sie keine Mdglichkeit
zum Besuch einer ganztigigen Schulform haben. Dariiber hinaus besteht ab dem Betreuungsjahr
2025/2026 der Versorgungsauftrag in einem bestimmten Umfang auch fiir Kinder ab dem vollendeten
zweiten Lebensjahr.

Der Versorgungsauftrag beruht auf der Annahme, dass dessen Kostenfolgen fiir die Gemeinden finanziell
verkraftbar sind und die Kostensteigerung im Ausbauzeitraum nicht mehr betrégt, als die Steigerung der
Ertragsanteile der Gemeinden plus 2 %. Sollte sich diese Annahme als falsch herausstellen, wird der
Versorgungsauftrag zu iiberdenken und erforderlichenfalls anzupassen sein (vgl. auch §41 Abs.3
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz).

Versorgungsauftrag fiir Kinder bis zum Schuleintritt:

Zum Stichtag 1. September 2021 wurden rund 2.760 der insgesamt 4.367 in Vorarlberg lebenden Kinder
im Alter von zwei Jahren und rund 4.090 der insgesamt 4.476 in Vorarlberg lebenden Kinder im Alter
von drei Jahren in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung betreut; das entspricht einer
Betreuungsquote von ca. 63 % bei den Zweijdhrigen und von ca. 91 % bei den Dreijdhrigen. Das
bedeutet, dass rund 37 % der Zweijéhrigen (also ca. 1.610 Kinder) und rund 9 % der Dreijéhrigen (also
ca. 390 Kinder) noch keine Betreuung in einer institutionellen Kinderbildungs- und -betreuungeinrichtung
in Anspruch nehmen. Dabei ist allerdings nicht bekannt, in welchem AusmaB die angemeldeten Kinder
die Einrichtungen besuchen. Fiir Kinder im Alter von vier und fiinf Jahren sind keine zusitzlichen
Betreuungsplitze erforderlich, zumal in diesen Altersgruppen bereits eine Betreuungsquote von ca. 100 %
erreicht ist.

Nachdem derzeit keine zuverldssigen Daten dazu vorliegen, in welchem Ausmal} bereits angemeldete
Kinder eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung besuchen und auch keine Daten iiber die
Bedarfserhebungen in den Gemeinden bestehen, kann der aus dem Versorgungsauftrag resultierende
Mehraufwand lediglich grob abgeschitzt werden. Dabei ist davon auszugehen, dass die (sich bereits iiber
die letzten Jahre abzeichnende) Entwicklung durch den Versorgungsauftrag lediglich beschleunigt wird.
Der weiteren Kostenschitzung wird die Annahme zu Grunde gelegt, dass pro Gruppe im Durchschnitt
Personalkosten in Hohe von ca. 10.460,-- Euro pro Monat anfallen. Weiters ist zu beriicksichtigen, dass
bei den Rechtstrigern einmalig Investitionskosten fiir die Schaffung neuer Gruppen anfallen werden,
wobei diese Kosten unterschiedlich hoch sein diirften. Fiir die weitere Schdtzung wird davon
ausgegangen, dass pro neu geschaffener Gruppe Investitionskosten in Hohe von rund 200.000,-- Euro zu
veranschlagen sind.




Mehraufwand fiir die Zweijahrigen:

Auch wenn die Betreuungsquote bei den Zweijahrigen vermutlich nicht 100 % erreichen diirfte, wird bei
der angenommenen Steigerung der zusitzliche Bedarf beriicksichtigt; dieser wird sich in erster Linie
daraus ergeben, dass Zweijdhrige, die aktuell bereits iiber einen Betreuungsplatz verfiigen, kiinftig
zusétzliche Betreuungszeiten bzw. Betreuungstage in Anspruch nehmen werden. Dazu diirften insgesamt
ca. 148 neue Gruppen notwendig werden. Allerdings ist zu beriicksichtigen, dass der Versorgungsauftrag
fir die Zweijdhrigen lediglich im Ausmal} von fiinf Stunden pro Werktag besteht, weshalb sich die
durchschnittlichen Personalkosten pro Gruppe um ein Viertel verringern. Auf Basis der oben dargestellten
durchschnittlichen  Personalkosten pro Gruppe sowie der geschitzten durchschnittlichen
Investitionskosten pro Gruppe stellt sich der Mehraufwand zur Erfiillung des Versorgungsauftrages bei
den Zweijdhrigen wie folgt dar:

Personalkosten pro Jahr in Euro einmalige Investitionskosten
(gerundet) (gerundet)
148 neue Gruppen 13,9 Mio 29,6 Mio

Mehraufwand fiir die Dreijahrigen:

Durch die Bereitstellung der Betreuungsplétze unabhéngig von der Berufstétigkeit ist davon auszugehen,
dass bei den Dreijéhrigen (wie auch bei den Vier- und Fiinfjahrigen) eine Betreuungsquote von nahezu
100 % erreicht werden wird. Um alle Dreijdhrigen, die bisher tiber keinen Betreuungsplatz verfiigen,
aufnehmen zu konnen, diirften ca. 27 neue Gruppen erforderlich sein. Weiters wird davon ausgegangen,
dass dreijéhrige Kinder durchschnittlich zwischen 20 und 25 Stunden in der Einrichtung anwesend sein
werden. Daraus ergibt sich, dass sich die Betreuungszeiten der bereits betreuten Kinder um ca. 20 %
erhdhen wird. Zur Abdeckung des zusétzlichen Bedarfes an Betreuungszeit der bereits betreuten
Dreijéhrigen diirften ca. 50 neue Gruppen notwendig werden. Auf Basis der oben dargestellten
durchschnittlichen  Personalkosten pro Gruppe sowie der geschitzten durchschnittlichen
Investitionskosten pro Gruppe stellt sich der Mehraufwand zur Erfiillung des Versorgungsauftrages bei
den Dreijahrigen daher wie folgt dar:

Personalkosten pro Jahr in Euro einmalige Investitionskosten in Euro
(gerundet) (gerundet)
77 neue Gruppen 9,7 Mio 15,5 Mio

Zur Erfiillung des Versorgungsauftrages fiir Kinder bis zum Eintritt in die Schule ist daher in Summe mit
zusitzlichen Personalkosten in Hohe von ca. 23,6 Mio Euro pro Jahr zu rechnen. Dariiber hinaus diirften
einmalige Investitionskosten in Hohe von 45,1 Mio Euro anfallen.

Versorgungsauftrag fiir Schulkinder:

Zum Beginn des Schuljahres 2021/2022 besuchen 14.251 der insgesamt 31.335 in Vorarlberg lebenden
Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren — also ca. 45 % — eine Schulkindgruppe oder nehmen eine Betreuung
im Rahmen einer ganztigigen Schulform in Anspruch. Umgekehrt bedeutet das, dass rund 55 % dieser
Kinder noch keine Betreuung in einer institutionellen Einrichtung in Anspruch nehmen.

Die durchschnittlichen Personalkosten pro Schulkindgruppe betragen derzeit rund 8.300,-- Euro. Da der
Betreuungsbedarf in den einzelnen Gemeinden sehr stark variiert (von einer Mittagsbetreuung pro Woche
in landlichen Gegenden bis hin zur tdglichen Betreuung inklusive Friih- und Spidtmodulen in den Stidten),
schwankt auch das Angebot stark. Ein Ausbau der Betreuung in Schulkindgruppen wird vor allem in
jenen Gemeinden erforderlich sein, die bisher noch iiberhaupt keine Betreuung anbieten. Es wird in den
néchsten Jahren von einer Steigerung von schiatzungsweise 55 zusitzlichen Gruppen ausgegangen. Diese
(sich bereits iiber die letzten Jahre abzeichnende) Entwicklung wird durch den Versorgungsauftrag
lediglich beschleunigt. Im Bereich der Personalkosten ergeben sich dadurch jahrliche Mehrkosten in
Hohe von ca. 460.000,-- Euro fiir das Land und die Tréger. Bei dieser groben Kostenschdtzung wurde
nicht unterschieden, ob auBerschulische Schulkindgruppen geschaffen werden, die dem neuen
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz unterliegen, oder Gruppen im Rahmen von ganztigigen
Schulformen. Eine Schétzung der Investitionskosten ist insofern nicht serids moglich, da nicht bekannt
ist, inwiefern bereits vorhandene Infrastruktur (etwa Schulgebédude) fiir Zwecke der Schulkindbetreuung
genutzt werden kann.




4.2. Pddagogisches Konzept

Aus dem verpflichtenden paddagogischen Konzept fiir Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
ergibt sich fiir die Rechtstriger kein Mehraufwand, zumal in der Praxis alle bestehenden Kindergérten,
Kinderbetreuungseinrichtungen und Spielgruppen bereits iiber ein padagogisches Konzept verfiigen. Die
erforderliche Anpassung des pddagogischen Konzeptes an die neuen gesetzlichen Anforderungen durch
die piddagogischen Fachkrifte wird auBerdem im Rahmen ihrer Vor- und Nachbereitungszeit erfolgen.

4.3. Vor- und Nachbereitungszeit

Die bestehenden Regelungen zur Vor- und Nachbereitungszeit fiir Kindergartengruppen werden
dahingehend angepasst, dass kiinftig auch fiir Kleinkindgruppen eine wochentliche Vor- und
Nachbereitungszeit sowie eine Jahresvor- und -nachbereitungszeit besteht (§ 85 Abs. 3 bis 5 GAG 2005).
Das bisherige AusmaBl der wochentlichen Vor- und Nachbereitungszeit bzw. der Jahresvor-
und -nachbereitungszeit nach § 85 Abs. 3 bis 5 GAG 2005 bleibt unverdndert. Im Ergebnis wird damit die
Vor- und Nachbereitungszeit fiir Gruppen in bestehenden Kinderbetreuungseinrichtungen nach § 31a
KJH-G an jene fiir Kindergartengruppen angeglichen. Bisher wurde die Vor- und Nachbereitungszeit fiir
diese Gruppen im Rahmen einer Forderrichtlinie geregelt.

Der weiteren Kostenschitzung wird die Annahme zu Grunde gelegt, dass derzeit fiir Gruppen in
Kinderbetreuungseinrichtungen nach § 31a KIH-G durchschnittlich 12,75 Stunden pro Woche an Vor-
und Nachbereitungszeit (einschlieBlich Leitungsstunden) zur Verfiigung stehen. Aufgrund der
Anderungen im §85 Abs.3 bis 5 GAG 2005 erhoht sich die durchschnittliche Vor- und
Nachbereitungszeit (einschlieBlich Leitungsstunden sowie Jahresvor- und -nachbereitungszeit) in diesen
Gruppen um ca. 6 Stunden pro Woche und Gruppe. Weiters ist zu beriicksichtigen, dass derzeit etwa 370
Gruppen in Kinderbetreuungseinrichtungen nach § 31a KJH-G bestehen, sodass in Summe mit einem
zusétzlichen Personalaufwand von rund 2.220 Mehrstunden pro Woche zu rechnen ist. Daraus ergeben
sich in Summe zusétzliche Personalkosten in Hohe von jéhrlich ca. 3.250.000,-- Euro.

5. EU-Recht:

Das Recht der Europdischen Union enthdlt keine Bestimmungen, die dem im Entwurf vorliegenden
Gesetz entgegenstehen. Im Gegenteil: Die Vorschriften dienen insbesondere der Umsetzung der
Richtlinie 2005/36/EG iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen in der Fassung der Richtlinie
2013/55/EU.

Soweit im vorliegenden Entwurf auf die Richtlinie 2005/36/EG iiber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (im Folgenden: Berufsqualifikationsrichtlinie) verwiesen wird, ist diese in der
Fassung der Richtlinie 2013/55/EU anzuwenden. Im Falle weiterer Anderungen ist die Richtlinie
2005/36/EG nach Ablauf der Umsetzungsfrist in ihrer jeweils aktuellen Fassung anzuwenden.

An dieser Stelle wird auch auf die Empfehlung des Rates der Europédischen Union zur Einfiihrung einer
Européischen Garantie fiir Kinder hingewiesen. In dieser Empfehlung werden den Mitgliedstaaten eine
Reihe von Maflnahmen vorgeschlagen, darunter etwa die Ermittlung und Beseitigung finanzieller und
nichtfinanzieller Hindernisse fiir die Teilnahme an friihkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung.

6. VerhiltnismiBigkeitspriifung:

6.1.Nach den §§32 Abs.1 iVm 31 Abs.1 des Landes-Dienstleistungs- und Berufsrechtsgesetzes
(L-DBQG) sind in Gesetzesvorschldgen der Landesregierung enthaltene Vorschriften, mit denen der
Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausiibung beschrinkt wird, vor Vorlage an den Landtag
einer VerhdltnismiBigkeitspriifung zu unterziehen. Diese Verpflichtung gilt sowohl bei Erlassung neuer
Berufszugangs- oder Berufsausiibungsbeschrinkungen als auch bei Anderung bestehender
Beschriankungen.

6.2. Aus der Bestimmung des § 14 Abs. 2 ergibt sich, dass die berufliche Tétigkeit als padagogische
Fachkraft in einer Kleinkindgruppe, Kindergartengruppe oder Schulkindgruppe nur ausgeiibt werden darf,
wenn die betreffende Person fachlich befdhigt ist. Welche fachliche Befdhigung im Einzelnen zu
erbringen ist, ergibt sich aus der Bestimmung des § 16. Mit diesen Vorschriften wird daher der Zugang
zur beruflichen Tatigkeit als pddagogische Fachkraft in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen oder
Schulkindgruppen  beschrankt. Anzumerken ist, dass die Qualifikationserfordernisse  fiir
Kindergartenpddagoginnen und Kindergartenpddagogen (padagogische Fachkrifte in
Kindergartengruppen) bereits derzeit gesetzlich festgelegt sind. Ebenso bestehen gesetzlich festgelegte
Qualifikationserfordernisse fiir Landes- oder Gemeindebedienstete, die als Erzieherinnen und Erzieher an
Horten (pddagogische Fachkrifte in Schulkindgruppen) titig sind (§ 9a LBedG 2000 und § 82 GAG
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2005). Diese sollen kiinftig fiir alle pddagogischen Fachkréifte in Schulkindgruppen gelten. Fiir
padagogische Fachkrifte in Kleinkindgruppen bestanden bisher keine gesetzlich festgelegten
Qualifikationserfordernisse.

Neben den genannten Qualifikationserfordernissen besteht nach der Bestimmung des § 19 fiir
padagogische Fachkrifte zudem die Verpflichtung, jéhrlich in einem bestimmten Umfang Fortbildungen
zu absolvieren.

Bei den  dargestellten  Regelungen  handelt es sich um  Berufszugangs-  bzw.
Berufsausiibungsbeschrankungen im Sinne des § 31 Abs. 1 L-DBG, die nach § 32 Abs. 1 L-DBG einer
VerhéltnisméaBigkeitspriifung zu unterziehen sind.

6.3. Der Inhalt der VerhéltnismaBigkeitspriifung ergibt sich aus den §§ 32 Abs.3 iVm 31 L-DBG.
Demnach ist in diesem Rahmen zu priifen, ob die betreffenden Regelungen

- keine direkte oder indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehdrigkeit oder des Wohnsitzes
beinhalten,

- durch Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt und

- zur Verwirklichung der angestrebten Ziele geeignet sind sowie nicht iiber das zur Zielerreichung
Erforderliche hinausgehen.

Bei dieser Priifung sind auBerdem die Kriterien und Anforderungen nach Art. 7 Abs. 2, 3 und 5 der
Richtlinie  (EU)2018/958  iiber eine  VerhéltnisméaBigkeitspriifung  vor  Erlass  neuer
Berufsreglementierungen (VerhiltnismaBigkeitsrichtlinie) zu beachten.

6.3.1. Die nach § 16 geforderte fachliche Befdhigung muss von allen Personen, die eine Tétigkeit als
padagogische Fachkraft in einer Kleinkindgruppe, Kindergartengruppe oder Schulkindgruppe ausiiben,
gleichermaBlen erfiillt werden; dies gilt ebenso fiir die Fortbildungsverpflichtung nach § 19. Die
genannten Bestimmungen enthalten daher keine direkte Diskriminierung aufgrund der
Staatsangehorigkeit oder des Wohnsitzes. Abgesehen davon hat die Landesregierung nach Mallgabe des
§ 18 andere Ausbildungsnachweise als jene nach § 16 anzuerkennen, diec Angehérigen der
Mitgliedstaaten der Europdischen Union von einer zustindigen Stelle eines Mitgliedstaates ausgestellt
worden sind. Zudem kann die Landesregierung auch andere als von ihr selbst (oder einem beauftragten
Dritten) organisierte Fortbildungsveranstaltungen als gleichwertig anerkennen. Aufgrund der bestehenden
Moglichkeiten zur Anerkennung anderer Ausbildungsnachweise bzw. anderer
Fortbildungsveranstaltungen beinhalten die in Rede stehenden Regelungen auch keine unzuldssige
mittelbare Diskriminierung.

6.3.2. Aufgabe der piddagogischen Fachkrifte in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und
Schulkindgruppen ist die Planung, Organisation und Durchfithrung der friihkindlichen und
auBerschulischen Bildung und Betreuung der Kinder. Dies erfordert einschligiges Fachwissen
insbesondere im piddagogischen Bereich. Die vorgesehenen Qualifikationserfordernisse sowie die
Verpflichtung zur regelméBigen Fortbildung stellen sicher, dass die Bildungs- und Betreuungsarbeit
fachgerecht besorgt und auf dieser Grundlage eine hohe Bildungs- und Betreuungsqualitit in den
Einrichtungen gewihrleistet werden kann. Insofern sind die gegenstindlichen Mallnahmen jedenfalls
durch das im Allgemeininteresse gelegene bildungspolitische Ziel gerechtfertigt, eine qualititsvolle
Bildung und Betreuung der Kinder in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen zu gewéhrleisten,
um diese in ihrer Entwicklung bestmoglich zu begleiten und zu unterstiitzen.

6.3.3. Die vorgesehenen Qualifikationserfordernisse fiir die Auslibung der Tatigkeit als pddagogische
Fachkréfte in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen sowie die Verpflichtung
zur laufenden Fortbildung sind grundlegende Voraussetzungen fiir eine hohe Bildungs- und
Betreuungsqualitdt in den Einrichtungen. Diese Anforderungen sind daher jedenfalls geeignet, das
angestrebte bildungspolitische Ziel in systematischer und kohérenter Weise zu erreichen. Sie gehen auch
nicht iber das zur Zielerreichung erforderliche MaBl hinaus, zumal es sich dabei um solche
Qualifikationen handelt, die jedenfalls erforderlich sind, um die Bildungs- und Betreuungsarbeit
fachgerecht erfiillen zu konnen. So werden fiir die Tétigkeit als paddagogische Fachkraft in
Kindergartengruppen und Schulkindgruppen jene Mindestanforderungen festgelegt, die bereits durch das
Grundsatzgesetz des Bundes vorgegeben sind. Fiir die Tétigkeit als padagogische Fachkraft in
Kleinkindgruppen ist vorgesehen, dass zumindest eine Ausbildung absolviert werden muss, die
Mindeststandards einer elementarpddagogischen Ausbildung erfiillt. In diesem Zusammenhang ist weiters
zu beriicksichtigen, dass auch fiir vergleichbare Tétigkeiten in anderen Bundesldndern entsprechende
Qualifikationen erfiillt werden miissen. Nachdem ohne die in Rede stehenden Mallnahmen eine
qualititsvolle Bildung und Betreuung in den Einrichtungen nicht erreicht werden kdnnte, sind diese
jedenfalls geeignet und auch erforderlich, um das angestrebte Ziel zu erreichen.
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6.3.4. SchlieBlich ist zu beriicksichtigen, dass das Erfordernis einer bestimmten fachlichen Qualifikation
fir die Tatigkeit als paddagogische Fachkraft in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und
Schulkindgruppen mit der Verpflichtung zur Fortbildung kombiniert wird. Dies ist, wie bereits ausgefiihrt
erforderlich, um die notwendige fachliche Qualifikation zur Besorgung der Bildungs- und
Betreuungsarbeit in den Einrichtungen sicherzustellen. Abgesehen davon bestehen keine weiteren
Vorschriften, die den Zugang oder die Ausiibung der genannten beruflichen Tétigkeit beschrinken. Im
Ubrigen ergeben sich aus den vorgeschlagenen Regelungen weder nachteilige Auswirkungen auf den
freien Personen- und Dienstleistungsverkehr noch auf die Wahlmdglichkeit fiir Verbraucher.

6.4. Zusammenfassend ist die Beschrinkung der Aufnahme bzw. die Ausiibung der Tétigkeit als
padagogische Fachkraft in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen durch
bestimmte Qualifikationserfordernisse und die Verpflichtung zur Fortbildung verhéltnismaBig, da sie
aufgrund bestehender Anerkennungsmoglichkeiten keine direkte oder indirekte Diskriminierung vorsieht,
im Allgemeininteresse der Sicherung einer hohen Bildungs- und Betreuungsqualitét in den Einrichtungen
liegt, zur Erreichung dieses Ziels geeignet ist und auch nicht iiber das zur Zielerreichung erforderliche
MaB hinausgeht.

7. Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche:

Mit dem Versorgungsauftrag und der korrespondierenden Aufnahmepflicht wird sichergestellt, dass
kiinftig (jedenfalls ab dem Betreuungsjahr 2025/2026) jedes Kind ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr
bei  entsprechendem  Bedarf im  ndher angefiirten @ Umfang eine  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung besuchen kann. Dies gilt auch fiir Schiiler und Schiilerinnen bis zum Besuch
der vierten Schulstufe, sofern sie keine Moglichkeit zum Besuch einer ganztigigen Schulform haben. Die
Aufnahme eines solchen Kindes in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung der
Hauptwohnsitzgemeinde kann kiinftig nicht mehr — etwa wegen mangelnder personeller oder raumlicher
Ressourcen — abgelehnt werden. Kann ein Kind nicht aufgenommen werden, muss die betreffende
Gemeinde daflir Sorge tragen, dass ein geeigneter und bedarfsgerechter Betreuungsplatz in der
Einrichtung eines anderen Rechtstragers zur Verfligung steht.

Dariiber hinaus sind die Gemeinden angehalten, ein dem Bedarf entsprechendes Angebot an
Betreuungsplatzen auch fiir jene Kinder, die nicht vom Versorgungsauftrag umfasst sind, bestmoglich zur
Verfiigung zu stellen.

Gleichzeitig werden durch ein Biindel verschiedener Maflnahmen Rahmenbedingungen geschaffen, die
eine hohe Bildungs- und Betreuungsqualitit in den Einrichtungen sicherstellen. Zentrale Voraussetzung
fiir eine qualitdtsvolle Bildung und Betreuung sind die vorgesehenen Qualifikationserfordernisse fiir
padagogische Fachkrifte sowie die Fortbildungsverpflichtungen fiir Betreuungspersonen in
Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen. Weiters tragen das verpflichtende
padagogische Konzept und die darin vorgesehenen Festlegungen insbesondere in Bezug auf zentrale
padagogische Prozesse, Kinderschutzmalinahmen oder die Einbeziechung der Kinder und
Erziehungsberechtigen wesentlich zu einer qualititsvollen Bildung und Betreuung bei. Aber auch durch
die Vorgabe inhaltlicher Schwerpunkte soll in den Einrichtungen ein Umfeld geschaffen werden, in dem
sich die Kinder bestmdglich entwickeln konnen. Demnach ist insbesondere auf die sprachliche
Entwicklung der Kinder besonderes Augenmerk zu legen. Einen besonderen Stellenwert in der Bildungs-
und Betreuungsarbeit wird kiinftig die Gesundheitsforderung — insbesondere unter den Aspekten
Bewegung und Erndhrung — einnehmen. Zudem sind gesunde Mabhlzeiten anzubieten, die nach
Maglichkeit regionale, saisonale und biologische Lebensmittel enthalten. Aber auch die Bediirfnisse von
Kindern mit erhohtem Foérderbedarf sowie von Kindern mit besonderen Begabungen sind besonders zu
beriicksichtigten.

Weiters wird die Inklusion von Kindern mit erhdhtem Forderbedarf vorangetrieben und etwa der Zugang
zu Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen fiir diese Kinder wesentlich erleichtert. So kann die
Aufnahme eines Kindes mit erh6htem Forderbedarf kiinftig nur noch abgelehnt werden, wenn der Besuch
der Einrichtung fiir das Kind aus medizinischen Griinden zu einer unzumutbaren Belastung wiirde.
Zudem konnen kiinftig Kinder mit erhohtem Forderbedarf, die zwar grundsétzlich schon das Alter fiir den
Schuleintritt erreicht haben, jedoch nach § 15 Schulpflichtgesetz 1985 aus medizinischen Griinden vom
Schulbesuch befreit sind, weiterhin eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung besuchen.



II. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zum Gesetz iiber die Bildung und Betreuung von Kindern (Artikel I)
Zu§ 1:

Zug§ 1 Abs. 1:

Der sachliche Anwendungsbereich des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (KBBG) erfasst —
abgesehen von den in Abs.2 genannten Betreuungsformen — sdmtliche Formen der institutionellen
Kinderbetreuung.

Zu§ 1 Abs. 2:

Nach der Bestimmung des Abs. 2 sind bestimmte Betreuungsformen vom Anwendungsbereich des
KBBG ausgenommen:

- Kindergirten, die einer 6ffentlichen Schule zum Zweck der lehrplanméBig vorgesehenen Ubungen
eingegliedert sind (6ffentliche Ubungs- bzw. Praxiskindergirten), fallen nach Art. 14 Abs. 5 lit. a
B-VG in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes und werden daher aus kompetenzrechtlichen
Griinden vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen (lit. a).

- Nach lit. b sind sozialpddagogische Einrichtungen nach dem KJH-G vom Anwendungsbereich dieses
Gesetzes ausgenommen. Es handelt sich dabei um Einrichtungen, die zur Ausiibung der Pflege und
Erziehung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der vollen Erziehung (§ 21 Abs. 2 KJH-G)
bestimmt sind (vgl. § 25 KJH-G). Diese Einrichtungen unterliegen bereits umfassenden Vorgaben
nach dem KJH-G.

- Die Betreuung an Schulen im Rahmen der ganztdgigen Schulform erfolgt nach den schulrechtlichen
Vorschriften und ist daher ebenfalls nicht vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfasst (lit. c).
Nach § 18 des Pflichtschulorganisationsgesetzes besteht das Wesen einer Ganztagsschule darin, dass
diese einen Unterrichtsteil und einen Betreuungsteil anzubieten hat. Diese Teile konnen in getrennter
oder verschriankter Abfolge gefiihrt werden. Der Betreuungsteil besteht aus ,,gegenstandsbezogener
Lernzeit®, ,individueller Lernzeit* und einem ,,Freizeitteil” (vgl. dazu auch § 8 lit. j SchOG).

- Weiters sind nach lit. d sédmtliche Schiilerheime vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes
ausgenommen. Angelegenheiten der &uleren Organisation der 6ffentlichen Schiilerheime fiir Schiiler
von Pflichtschulen wird im Schulerhaltungsgesetz (§§ 29ff) geregelt. Abgesehen davon finden sich
ndhere Regelungen betreffend Schiilerheime fiir Schiiler o6ffentlicher und privater land- und
forstwirtschaftlicher Berufs- und Fachschulen im Landwirtschaftlichen Schulgesetz. Im Ubrigen sind
Angelegenheiten der Schiilerheime — insbesondere betreffend private Schiilerheime und 6ffentliche
Schiilerheime fiir Schiiler mittlerer und hoherer Schulen — der Regelungskompetenz des
Landesgesetzgebers entzogen (vgl. Art. 14 Abs. 1 iVm Abs. 3 lit. b und Abs. 5 B-VG).

- SchlieBlich sind auch solche Betreuungsformen vom Anwendungsbereich des KBBG ausgenommen,
bei denen einzelne oder mehrere Kinder durch Tageseltern im Sinne des KJH-G, durch bis zum
dritten Grad Verwandte oder Verschwiégerte, durch Wahleltern oder durch sonst mit der Pflege oder
Erziehung betraute Personen betreut werden (lit.e). Das Verwandtschafts- bzw.
Verschwigerungsverhdltnis bestimmt sich nach den zivilrechtlichen Regelungen. Demnach
bezeichnet ,,Verwandtschaft die Verbindung zwischen Stammeltern und allen ihren Nachkommen;
die Verbindung zwischen dem Ehegatten (eingetragenen Partner) und den Verwandten des anderen
Ehegatten (eingetragenen Partners) wird als Schwégerschaft bezeichnet (vgl. dazu insbesondere
§§ 40 und 41 ABGB sowie § 43 Abs. 3 EPG).

Zu §§ 2 und 3:

Die Bestimmungen der §§ 2 (Ziele) und 3 (Grundsitze) beinhalten die zentralen und grundlegenden
Leitgedanken dieses Gesetzes. Sie bilden die grundlegende Richtschnur bei der Anwendung und
Auslegung dieses Gesetzes, nicht nur aber insbesondere dort, wo im Weiteren ausdriicklich auf sie Bezug
genommen wird. Die Ziele beschreiben das, was mit dem Gesetz erreicht werden soll, und die
Grundsétze, wie dabei vorzugehen ist.

Zu§2:

Zug§ 2 Abs. 1:

Abs. 1 beinhaltet das Bekenntnis des Landes zu einer chancengerechten und qualititsvollen
institutionellen Kinderbildung und -betreuung. Dadurch wird besonders hervorgehoben, dass sich das
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Land auf allen Ebenen fiir eine hohe Qualitét der Bildung und Betreuung sowie fiir Chancengerechtigkeit
in diesem Bereich einsetzt, um allen Kindern, die in Vorarlberg eine Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung besuchen, optimale Entwicklungsmoglichkeiten zu bieten. Gerade durch eine
hohe Bildungs- und Betreuungsqualitét in den Einrichtungen kann der Tendenz zur ,,Vererblichkeit* von
Bildung entgegengewirkt und Chancengerechtigkeit gefordert werden. Bei all diesen Bemiihungen soll
stets das Wohl der Kinder im Vordergrund stehen.

Zu § 2 Abs. 2:

Das grundsitzliche Bekenntnis des Landes zu einer chancengerechten und qualititsvollen Kinderbildung
und Kinderbetreuung wird durch die im Abs. 2 festgelegten Einzelziele konkretisiert.

Vorrangiges Ziel dieses Gesetzes ist die umfassende Forderung und Unterstiitzung der Kinder in ihrer
korperlichen, seelischen, kognitiven, sprachlichen, ethischen und sozial-emotionalen Entwicklung; dieses,
ganz die Kinder im Fokus habende Ziel ist daher an erster Stelle genannt (lit. a).

Im Einklang mit Art. 8 Abs. 2 der Landesverfassung, wonach das Land die Eltern in ihrer Pflicht, die
Kinder zu pflegen und zu erzichen unterstiitzt sowie die Vorrangigkeit des natiirlichen Erzichungsrechtes
der Eltern achtet, wird in der lit. b als weiteres Ziel die Unterstiitzung der Familien in ihren Bildungs- und
Erziehungsaufgaben festgelegt. Der Ausdruck der Unterstiitzung beriicksichtigt, dass die primére
Erziehungsverantwortung bei den Erziehungsberechtigten liegt, diese sollen dabei jedoch durch das
Kinderbildungs- und -betreuungsangebot, insbesondere auch in paddagogischer Hinsicht, unterstiitzt
werden; zu betonen ist, dass es unbeschadet der Erziehungsverantwortung der Erziehungsberechtigten
einen 6ffentlichen Auftrag gibt, sich um die Bildung und Erziehung der Kinder im Sinne des Wohles der
Kinder zu kiimmern (vgl. dazu etwa auch die Regelung des § 26 iiber die Besuchspflicht).

Ein weiteres Ziel dieses Gesetzes ist die Unterstiitzung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die
Forderung der Beteiligung der Erziehungsberechtigten am Erwerbsleben (lit. ¢). Dieses Ziel deckt sich
insbesondere mit den sogenannten ,,Barcelona-Zielen“. Der Européische Rat legte auf seiner Tagung in
Barcelona im Jahr 2002 in Bezug auf die Bereitstellung erschwinglicher und qualitativ hochwertiger
Betreuungseinrichtungen fiir Kinder bis zum Schulpflichtalter unter anderem fest, dass die
Mitgliedstaaten Hemmnisse beseitigen sollten, die Frauen von einer Beteiligung am Erwerbsleben
abhalten. Eine hohe Qualitdit der Bildung und Betreuung von Kindern in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen ist Voraussetzung dafiir, dass sich beide Elternteile frei fiir die Ausiibung
eines Berufes entscheiden konnen.

Zu § 3:

Ankniipfend an die in §2 festgelegten Ziele werden Grundsitze festgelegt, an denen sich die
institutionelle Kinderbildung und -betreuung orientieren soll. Es handelt sich dabei um generelle
Handlungsanleitungen fiir die Vollziehung zur Erreichung der in § 2 formulierten Ziele.

Zu § 3 Abs. 1 (Angebotsvielfalt):

Ein breites und vielféltiges Angebot an Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen triagt maB3geblich
dazu bei, Familien in ihren Bildungs- und Erziehungsaufgaben bestmdglich zu unterstiitzen (§ 2 Abs. 2
lit. b) und ist gleichzeitig eine wichtige Voraussetzung zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie (§ 2 Abs. 2 lit. ¢).

Zu § 3 Abs. 2 (diskriminierungsfreier Zugang):

Ausgehend vom Gleichheitsgrundsatz wird im Abs. 2 die allgemeine und nichtdiskriminierende
Zugénglichkeit zu Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen festgeschrieben. Grundsétzlich sollen
alle Kinder  unter  den gleichen = Voraussetzungen  Zugang zu  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen haben (vgl. dazu auch § 2 Abs. 1).

Zu § 3 Abs. 3 (Freiwilligkeit):

Der Grundsatz der Freiwilligkeit der Inanspruchnahme von Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen ist eng mit dem Verstdndnis verkniipft, dass die Erziehungsverantwortung
in erster Linie den Erziehungsberechtigten zukommt (vgl. dazu auch die Ausfiihrungen zu § 2 Abs. 2
lit. b). Von den Fillen der Besuchspflicht (§ 26) abgesehen, entscheiden daher grundsidtzlich die
Erziehungsberechtigten in eigener Verantwortung dariiber, ob sie eine Unterstiitzung durch
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen in Anspruch nehmen oder nicht (Wahlfreiheit).
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Zu § 3 Abs. 4 (Qualitiit):

Durch eine wissenschaftlich fundierte Bildungs- und Betreuungsarbeit wird die notwenige Qualitit in den
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichten (§ 2 Abs. 1) sichergestellt. Die ndheren Festlegungen zu den
wissenschaftlichen Grundlagen der Bildungs- und Betreuungsarbeit ergeben sich aus der Bestimmung des
§ 10 Abs. 1. Mit dem zweiten Teilsatz wird hervorgehoben, dass in der Bildungs- und Betreuungsarbeit
neben der sprachlichen Entwicklung vor allem die Bewegung und gesunde Erndhrung der Kinder einen
besonderen Stellenwert einnehmen soll.

Zu § 3 Abs. 5 (Professionalitiit):

Der Einsatz qualifizierter paddagogischer Fachkrifte ist eine weitere zentrale Voraussetzung zur
Gewihrleistung einer qualitativ hochwertigen Kinderbildung und -betreuung (§ 2 Abs. 1). Die
vielschichtigen Aufgaben im Bereich der Kinderbildung und -betreuung konnen jedoch nicht von
padagogischen Fachkriften allein bewiltigt werden. In besonderen Betreuungssituationen ist es sinnvoll,
dass piddagogische Fachkrifte durch Betreuungspersonen mit besonderen Qualifikationen unterstiitzt
werden (z.B. durch Heilerziehungspflegerinnen bzw. -pfleger, Absolventinnen bzw. Absolventen einer
Schule fiir Sozialbetreuungsberufe usw.). Soweit durch besondere Betreuungssituationen geboten, sollte
daher die Bildung multiprofessioneller Teams unter der Leitung einer padagogischen Fachkraft angestrebt
werden.

Zu § 3 Abs. 6 (Individualitdt):

Mit Blick auf das Ziel, Kinder in ihrer korperlichen, seelischen, kognitiven, sprachlichen, ethischen und
sozial-emotionalen Entwicklung zu fordern und zu unterstiitzen (§ 2 Abs. 2 lit. a) wird festgelegt, dass
dabei auf die individuellen Bediirfnisse jedes Kindes einzugehen ist sowie dessen Wiirde und Rechte zu
achten und zu wahren sind.

Zu § 3 Abs. 7 (Inklusion):

Vor dem Hintergrund der in § 2 Abs. 1 bzw. Abs. 2 lit. a formulierten Ziele wird im Abs. 7 festgelegt,
dass Kinder mit erhdhtem Forderbedarf unter Beriicksichtigung ihrer besonderen Bediirfnisse gemeinsam
mit Kindern ohne erhohtem Forderbedarf gefordert und betreut werden. Dieser Grundsatz spiegelt sich
insbesondere auch in der Regelung tiber die Aufnahme (§ 24) wider.

Zu § 3 Abs. 8 (Kooperation):

Die Erreichung der Ziele dieses Gesetzes erfordert nicht nur ein entsprechendes padagogisches Angebot,
sondern insbesondere auch eine enge Zusammenarbeit zwischen Kindern, Erziehungsberechtigten,
Betreuungspersonen und Rechtstrigern. Dieser Grundsatz wird in einzelnen Bestimmungen dieses
Gesetzes weiter konkretisiert (vgl. z.B. § 10 Abs. 4 und 5).

Zu § 4:
Zu § 4 Abs. 1:

Bereits der Begriff ,,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung deutet darauf hin, dass es sich dabei
um eine (einem bestimmten Zweck dienende) Einrichtung handelt. Von einer solchen, in einer rdumlichen
und organisatorischen Einheit betriebenen Einrichtung ist auszugehen, wenn einerseits ein rdumlicher
Ankniipfungspunkt und andererseits eine gemeinsame Organisationsstruktur im Betrieb besteht. Der
erforderliche rdumliche Ankniipfungspunkt ist gegeben, wenn die Bildung und Betreuung an einem
bestimmten eingrenzbaren Ort stattfindet. Dabei wird kein allzu strenger Maf3stab anzulegen sein, sodass
von einer raumlichen Einheit beispielsweise auch dann auszugehen sein wird, wenn die Einrichtung aus
zwei oder mehreren Gebéduden besteht, die, wenngleich durch einen Platz oder eine Strafle getrennt, einen
engen raumlichen Konnex aufweisen. Abgesehen davon setzt das Erfordernis der rdumlichen Einheit
nicht zwingend voraus, dass ein Gebdude vorhanden ist. Vielmehr wird dieses Erfordernis etwa auch bei
der Betreuung im Rahmen einer ,,Waldkinderspielgruppe® oder einer ,,Waldkindergartengruppe® — also
bei einer Betreuung von Kindern in einem bestimmten Waldgebiet — erfiillt sein.

Weiters zeichnet sich eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung dadurch aus, dass in einer solchen
Einrichtung Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr in ihrer Entwicklung unterstiitzt und betreut
werden; auf das Ausmall der Betreuung kommt es dabei nicht an. Als Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen im Sinne des Abs.1 sind daher insbesondere anzusehen:
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Kinderbetreuungseinrichtungen mit Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen oder Schulkindgruppen,
Kinderspielgruppen, Einrichtungen in denen die Kinderbetreuung auf einen Zeitraum von wenigen Tagen
oder Wochen im Jahr begrenzt ist (wie z.B. Ferienheime oder Ferienlager) oder die stundenweise
Betreuung in Einkaufszentren bzw. Hotels. Die Anforderungen dieses Gesetzes gelten nicht fiir alle
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen in derselben Art und Weise, vielmehr wird in den
einzelnen Hauptstiicken differenziert. Aus alldem ergibt sich, dass die bisher landesgesetzlich geregelten
Formen der institutionellen Kinderbetreuung (Kindergéarten, Kinderbetreuungseinrichtungen mit und ohne
vorschulischem Bildungsauftrag, Ferienheime und Ferienlager) auch vom Anwendungsbereich des neuen
Gesetzes, wenngleich teilweise in einer gednderten Terminologie und Abgrenzung (vgl. § 4 Abs. 2 bis 5)
umfasst sind.

Nicht als Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten Einrichtungen, deren Tétigkeit primér
darauf ausgerichtet ist, spezifische Kenntnisse, Fertigkeiten und Fahigkeiten in bestimmten
Lebensbereichen wie z.B. in der Musik oder im Sport zu vermitteln; dazu gehdren beispielsweise
Musikschulen, Schischulen, Tanzschulen, Reitschulen usw.). Auch Musizierlager, die von einer
Musikschule fiir die Musikschiiler oder von einem Musikverein fiir seine Mitglieder veranstaltet werden,
gelten demnach nicht als Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, zumal sie ebenfalls in erster
Linie der Vermittlung musikalischer Fertigkeiten dienen; dies gilt gleichermaf3en fiir Trainingslager von
Sportvereinen usw. Auf alle diese Einrichtungen gelangen die Vorschriften dieses Gesetzes ebenso wenig
zur Anwendung wie auf die nach § 1 Abs. 2 ausgenommenen Einrichtungen.

Zu § 4 Abs. 2:

Kleinkindgruppen sind elementare Bildungs- und Betreuungseinheiten in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen die grundsitzlich zur Bildung und Betreuung von Kindern bis zum
vollendeten dritten Lebensjahr (also bis zum dritten Geburtstag) bestimmt sind (bisher: Gruppen fiir
Kinder dieses Alters in Kinderbetreuungseinrichtungen mit vorschulischem Bildungsauftrag nach § 31a
KJH-G). Im Rahmen der alterserweiterten Gruppenfithrung besteht die Moglichkeit, auch dltere Kinder in
einer Kleinkindgruppe zu betreuen (vgl. dazu ndher § 21 Abs. 3). In Kleinkindgruppen werden die Kinder
durch padagogische Fachkréfte unter Beriicksichtigung frithkindlicher Lernformen in ihrer kérperlichen,
seelischen, kognitiven sprachlichen, ethischen und sozial-emotionalen Entwicklung altersgemaf und mit
Riicksicht auf ihren individuellen Entwicklungsstand unterstiitzt und betreut (frithkindlicher
Bildungsauftrag im Sinne des § 11 Abs. 1).

Zu § 4 Abs. 3:

Kindergartengruppen sind elementare Bildungs- und Betreuungseinheiten in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen die grundsitzlich zur Bildung und Betreuung von Kindern ab dem
vollendeten dritten Lebensjahr (also ab dem dritten Geburtstag) bis zum Schuleintritt bestimmt sind
(bisher: Kindergarten oder Gruppen fiir Kinder dieses Alters in Kinderbetreuungseinrichtungen mit
vorschulischem Bildungsauftrag nach § 31a KJH-G). Im Rahmen der alterserweiterten Gruppenfiihrung
konnen auch jlingere oder idltere Kinder in einer Kindergartengruppe betreut werden (vgl. dazu nédher § 21
Abs. 3). In Kindergartengruppen werden die Kinder durch pédagogische Fachkrifte unter
Beriicksichtigung frithkindlicher Lernformen in ihrer korperlichen, seelischen, kognitiven sprachlichen,
ethischen und sozial-emotionalen Entwicklung altersgemiBl und mit Riicksicht auf ihren individuellen
Entwicklungsstand unterstiitzt und betreut. Dariiber hinaus werden die Kinder zur Vorbereitung auf den
Schulbesuch insbesondere in ihrer Fahigkeit des Erkennens und Denkens, der Lernféhigkeit und der
Lernbereitschaft unterstiitzt (frithkindlicher Bildungsauftrag im Sinne des § 11 Abs. 1).

Zu § 4 Abs. 4:

Schulkindgruppen sind Bildungs- und Betreuungseinheiten in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen die grundsitzlich zur Bildung und Betreuung von schulpflichtigen Kindern
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr auBlerhalb der Schule bestimmt sind (bisher: auBerschulische
Schiilerbetreuung im Rahmen einer Kinderbetreuungseinrichtung nach § 31 KJH-G). Im Rahmen der
alterserweiterten Gruppenfithrung kénnen auch jiingere Kinder in einer Schulkindgruppe betreut werden
(vgl. dazu néher § 21 Abs. 3). In Schulkindgruppen werden die Kinder aulerhalb des Unterrichts durch
padagogische Fachkrifte bei der Erfiillung schulischer Aufgaben unter Anwendung aktueller
Lerntechniken unterstiitzt sowie wihrend der Mittsagzeit (Mittagstisch) und in der Freizeit alters- und
entwicklungsgemaB betreut (auBerschulischer Bildungsauftrag im Sinne des § 11 Abs. 2).
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Zu§ 4 A4bs. 5:

In Kinderspielgruppen werden Kinder {iber einen ldngeren Zeitraum bis zum Schuleintritt wiederkehrend
unterstiitzt und betreut (bisher: Gruppen flir Kinder dieses Alters in Kinderbetreuungseinrichtungen nach
§ 31 wie z.B. Spielgruppen). Im Rahmen der alterserweiterten Gruppenfiihrung konnen aber auch éltere
Kinder in Kinderspielgruppen betreut werden (vgl. §21 Abs.3). Die Betreuung in den
Kinderspielgruppen hat nicht zwingend durch péddagogische Fachkréfte im Sinne dieses Gesetzes zu
erfolgen. Kinderspielgruppen sind im Wesentlichen darauf ausgerichtet, Kinder regelméfig zu betreuen,
den sozialen Kontakt von Kindern untereinander zu fordern und Erziehungsberechtigten eine
stundenweise Entlastung zu bieten, und ergidnzen insofern das Betreuungsangebot in den
Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen.

Zu § 5:

Sowohl natiirliche als auch juristische Personen konnen Rechtstriger einer Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung sein, sofern sie bestimmte Voraussetzungen erfiillen:

Natiirliche Personen miissen nach lit. a volljahrig und entscheidungsfdhig sein. Entscheidungsfahig ist,
wer die Bedeutung und die Folgen seines Handelns im jeweiligen Zusammenhang verstehen, seinen
Willen danach bestimmen und sich entsprechend verhalten kann; dies wird im Zweifel bei Volljahrigen
vermutet (§ 24 Abs.2 ABGB). Uber das Erfordernis der Volljihrigkeit und Entscheidungsfihigkeit
hinaus wird zum Schutz der in der betreffenden Einrichtung betreuten Kinder als weitere Voraussetzung
festgelegt, dass die betreffende Person verlédsslich im Sinne des § 15 Abs. 1 erster Satz sein muss.

Neben natiirlichen Personen koénnen nach lit. ¢ auch juristische Personen Rechtstriger einer
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung sein; darunter fallen z.B. auch anerkannte Kirchen und
Religionsgesellschaften. So wie fiir natiirliche Personen gilt auch fiir die vertretungsbefugten Organe der
juristischen Personen, dass sie verldsslich im Sinne des § 15 Abs. 1 erster Satz sein miissen.

Natiirliche oder juristische Personen kommen daher als Rechtstriger nur dann in Frage, wenn sie bzw.
ihre vertretungsbefugten Organe nicht wegen einer vorsitzlichen, mit mehr als einjahriger Freiheitsstrafe
bedrohten Handlung oder wegen einer strafbaren Handlung gegen die sexuelle Integritit und
Selbstbestimmung verurteilt worden sind (vgl. dazu ndher die Ausfiihrungen zu § 15 Abs. 1); die
Vertretungsbefugnis richtet sich regelmdBig nach zivilrechtlichen Vorschriften (bzw. dem
Gesellschaftsvertrag) und bei anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften nach den einschldgigen
religionsrechtlichen Vorschriften (vgl. z.B. § 23 Islamgesetz 2015). Die Priifung der Verlésslichkeit
erfolgt im Zuge des Betriebsaufnahmeverfahrens (§ 9) durch die Landesregierung (s. dazu ndher die
Ausfithrungen zu § 9).

Von vornherein klargestellt wird, dass inldndische Gebietskorperschaften (insbesondere die Gemeinden)
Rechtstriger von Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sein koénnen (lit. b); festzuhalten ist, dass
sie die Einrichtungen als Tréger von Privatrechten fiihren.

Zu § 6:
Zu§ 6 Abs. 1 und 2:

Aus dem Regelungszusammenhang der Abs. 1 und 2 ergibt sich die Verpflichtung der Gemeinde, sich
bestmoglich um ausreichend Betreuungspldtze in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
(Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen, Schulkindgruppen und Kinderspielgruppen) oder bei
Tageseltern zu bemiihen und solche anzubieten.

Um das erforderliche Angebot beurteilen zu konnen, hat die Gemeinde nach Abs. 1 jahrlich
entsprechende Erhebungen unter Einbindung der Erziehungsberechtigten und privaten Rechtstriger
durchzufiihren. Dabei wird es erforderlich sein, den betroffenen Erziehungsberechtigten (das sind
jedenfalls alle Erziehungsberechtigten mit Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, die ihren
Hauptwohnsitz in der Gemeinde haben) Gelegenheit zur Bekanntgabe ihres tatsdchlichen Bedarfes zu
geben; die Moglichkeit zur Bedarfsmeldung darf dabei nicht von vornherein auf bestimmte
Betreuungsformen  oder  Betreuungszeiten  eingeschrinkt werden. Die  Einbindung  der
Erziehungsberechtigten hat ,,in geeigneter Form* zu erfolgen, insbesondere durch Zurverfiigungstellung
eines schriftlichen Erhebungsbogens (in physischer oder digitaler Form). Im Zuge der Angebotsplanung
hat die Gemeinde weiters die Anzahl der bestehenden Betreuungsplitze in Kleinkindgruppen,
Kindergartengruppen,  Schulkindgruppen und Kinderspielgruppen differenziert nach deren
Offnungszeiten zu erheben. Unter Beriicksichtigung der ortlichen Gegebenheiten, der Bevolkerungs-,
Siedlungs- und Verkehrsstruktur und deren Entwicklung sowie den Bedarfsmeldungen der
Erziehungsberechtigten von Kindern mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde ist schliellich zu beurteilen, ob
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das bestehende Angebot ausreichend ist oder allenfalls erweitert werden muss (vgl. Abs. 2). Diese
Erhebung ist bis Ende April des jeweiligen Jahres durchzufiihren.

Sofern sich im Zuge der Erhebungen herausstellt, dass das vorhandene Angebot an Betreuungsplitzen in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen und bei Tageseltern nicht ausreicht, hat die Gemeinde in
einem Mafinahmenplan festzulegen, welche konkreten Schritte gesetzt werden, um das erforderliche
Angebot bestmoglich zur Verfligung stellen zu konnen (Abs. 2). Im Idealfall sollten durch kurzfristige
Mafnahmen bereits fiir das neue Betreuungsjahr die bendtigten Betreuungsplitze zur Verfligung gestellt
werden. Um allenfalls benoétigte zusétzliche Betreuungsplitze bereitzustellen ist die Gemeinde
insbesondere angehalten, mit geeigneten Einrichtungen in Nachbargemeinden oder auch mit privaten
Rechtstragern zu kooperieren und sich abzustimmen. Eine entsprechende Kooperation zwischen den
Gemeinden ist auf verschiedenste Art und Weise denkbar, insbesondere auf der Grundlage
privatrechtlicher oder 6ffentlich-rechtlicher Vereinbarungen, im Wege von Verwaltungsgemeinschaften
oder in Form von Gemeindeverbanden.

Zu§ 6 Abs. 3 bis 5:

Der Versorgungsauftrag nach Abs.3 bis 5 geht iiber die Verpflichtung nach Abs. 1 und 2 hinaus.
Wiahrend der MaBnahmenplan nach Abs. 2 darauf gerichtet ist, bestmdglich das erforderliche Angebot
abzudecken, regeln die Abs. 3 bis 5, welches Betreuungsangebot die Gemeinde (iiber die Verpflichtung,
das erforderliche Angebot bestmdglich bereitzustellen hinaus) in welchen Ausbauschritten sicherzustellen
hat. Diesem Versorgungsauftrag korrespondierend besteht die Verpflichtung der Gemeinde, angemeldete
Kinder aufzunehmen (§ 24 Abs. 3).

- Zustindig zur Erfiillung des Versorgungsauftrages ist jene Gemeinde, in der das betreffende Kind
seinen Hauptwohnsitz hat (Abs. 3 lit. a iVm Abs. 4 und 5); fiir diese Kinder hat die Gemeinde eine
besondere Verantwortung. Das gilt {ibrigens auch dann, wenn das Kind erst im Laufe des Jahres
seinen Hauptwohnsitz in die betreffende Gemeinde verlegt.

- Vom Alter her steht in einem ersten Schritt jedem Kind ein Betreuungsplatz zu, das am 31. August
vor Beginn des Betreuungsjahres sein drittes Lebensjahr vollendet hat und noch nicht die Schule
besucht (Einleitungssatz zu Abs. 3). Das dritte Lebensjahr ist mit Ablauf des dem dritten Geburtstag
vorangehenden Tages vollendet (vgl. dazu auch VwGH 19.3.1996, 95/08/0240). Auch Kinder, die
am 1. September ihren dritten Geburtstag feiern, sind daher erfasst, da sie am 31. August ihr drittes
Lebensjahr vollendet haben. Der Versorgungsauftrag gilt auch fiir Kinder mit erhShtem
Forderbedarf, die zwar grundsitzlich schon das Alter fiir den Schuleintritt erreicht haben, jedoch
nach § 15 des Schulpflichtgesetzes 1985 aus medizinischen Griinden vom Schulbesuch befreit sind.

- In ecinem zweiten Ausbauschritt sind ab dem Betreuungsjahr 2024/2025 auch Schiiler und
Schiilerinnen vom Versorgungsauftrag bis einschlieBlich zum Besuch der vierten Schulstufe erfasst
(Abs. 4 iVm Abs. 3). Einem Schulkind soll die Gemeinde einen Betreuungsplatz jedoch nur dann
garantieren miissen, wenn es keine Mdglichkeit hat, eine ganztigige Schulform zu besuchen (und
zwar unabhdngig davon, ob das Kind von dieser Moglichkeit tatsdchlich Gebrauch macht oder
nicht). Mit dieser Regelung wird beriicksichtigt, dass beim Besuch ganztigiger Schulformen eine
ausreichende Betreuung des Kindes sichergestellt werden kann.

- Dartiiber hinaus soll in einem weiteren Ausbauschritt ab dem Betreuungsjahr 2025/2026 im Rahmen
des Versorgungsauftrages in einem eingeschriankten Umfang auch Kindern ein Betreuungsplatz zur
Verfligung gestellt werden, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres ihr zweites
Lebensjahr vollendet haben (Abs. 5 iVm Abs. 3).

- Was die Art des Betreuungsplatzes betrifft, wird verlangt, dass dieser ,,geeignet” sein muss
(Einleitungssatz zu Abs. 3 iVm Abs. 4 und 5). Als geeignet gelten dabei Betreuungsplétze in jeder
fir das entsprechende Kind in Frage kommenden Gruppenform (Kleinkindgruppe,
Kindergartengruppe, Schulkindgruppe, Kinderspielgruppe) oder bei Tageseltern; lediglich im
Ausmall der Besuchspflicht ist jedenfalls ein Betreuungsplatz in einer Kindergartengruppe
sicherzustellen.

- Hinsichtlich des zeitlichen Ausmafies der sicher zu stellenden Betreuung geben Abs. 3 lit. b, Abs. 4
und Abs. 5 eine Bandbreite vor, die je nach Alter des Kindes unterschiedlich ausgestaltet ist
(Rahmenzeit). Innerhalb der jeweiligen Bandbreite ist der von den Erziehungsberechtigten bekannt
gegebene Bedarf malgeblich, ohne dass dieser ndher zu begriinden ist. Das bedeutet, dass
Erziehungsberechtigten, die fiir ihr Kind einen Bedarf von z.B. Montag bis Freitag in einer
bestimmten, innerhalb der (fiir das jeweilige Kind malgebenden) Bandbreite gelegenen zeitlichen
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Verteilung anmelden, ein entsprechender Platz zur Verfiigung zu stellen ist. In den Féllen des Abs. 5
betrdgt das Ausmalf der téglichen Betreuungszeit zumindest fiinf Stunden pro Tag.

- Keine Verpflichtung zur Bereitstellung eines Betreuungsplatzes — und zwar unabhéngig vom
gemeldeten Bedarf — besteht jedoch an Samstagen sowie wihrend vier Wochen innerhalb der vom
Rechtstriger festzulegenden Ferien. Fiir Kinder, die eine Schule besuchen, muss die Gemeinde
wiahrend den Hauptferien und schulfreien Tagen nach den schulrechtlichen Vorschriften
(Pflichtschulzeitgesetz) ebenfalls keine Betreuungspldtze zur Verfiigung stellen. Ebenso wenig
besteht diese Verpflichtung bei Unbeniitzbarkeit des Gebdudes, in Katastrophenfillen oder bei
Vorliegen vergleichbarer zwingender Griinde.

- Zu guter Letzt ist von Bedeutung, in welchem Gebiet der zur Verfiigung zu stellende
Betreuungsplatz gelegen sein muss. Hierzu bestimmt Abs. 3 lit. ¢ iVm Abs. 4 und 5, dass er im
Gebiet der betreffenden Hauptwohnsitzgemeinde gelegen oder sonst (in einer anderen Gemeinde) im
Rahmen eines fiir das Kind zumutbaren Weges erreichbar sein muss; einen Platz in einer anderen
Gemeinde kann die verpflichtete Hauptwohnsitzgemeinde freilich nur im Rahmen einer
entsprechenden interkommunalen Gemeindezusammenarbeit oder im Rahmen einer Kooperation mit
privaten Rechtstrdgern in einer anderen Gemeinde sicherstellen. Von einem fiir das Kind zumutbaren
Weg wird grundsitzlich dann auszugehen sein, wenn der Betreuungsplatz in der anderen Gemeinde
mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln langstens in einer halben Stunde erreichbar ist.

- Eine Verpflichtung, einen Platz in einer bestimmten Einrichtung zur Verfiigung zu stellen, besteht
nicht, wenngleich entsprechende Bedarfsmeldungen bestmoglich zu beriicksichtigen sind (vgl.
Abs. 2).

Zu§7:

Die Bestimmungen des II. Hauptstiickes gelten fiir alle Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, in
denen Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen bzw. wahlweise eine dieser
Gruppenformen gefiihrt werden.

Zu § 8:
Zu§ 8 Abs. 1 und 3:

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen miissen spezifische Anforderungen erfiillen. Diese
besonderen Anforderungen leiten sich im Wesentlichen aus dem Verwendungszweck als Einrichtung zur
Bildung und Betreuung von Kindern ab. Demnach ist insbesondere unter Beriicksichtigung des
Grundsatzes der Qualitit (§ 3 Abs. 4) darauf zu achten, dass die Réumlichkeiten entsprechend den
padagogischen Anforderungen gestaltet sind und beispielsweise Bewegungsmoglichkeiten bestehen oder
— je nach Art der Betreuung — die erforderlichen Gruppenrdume, Schlafriume usw. vorhanden sind.
Abgesehen davon ist aber auch auf eine kindergerechte und kindersichere Gestaltung der Rdumlichkeiten
und der Einrichtung zu achten, sodass z.B. WC-Anlagen oder Waschbecken von den Kindern
grundsétzlich ohne besondere Hilfestellungen beniitzt werden kdnnen. Mit Blick auf den Grundsatz der
inklusiven Betreuung von Kindern (§ 3 Abs. 7) sind dariiber hinaus bei der Errichtung und Ausstattung
im Besonderen die Bediirfnisse von Kindern mit erhdhtem Forderbedarf zu beriicksichtigen. In diesem
Zusammenhang ist anzumerken, dass sich eine Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung von
Bauwerken fiir Bildungszwecke (z.B. Kindergérten, Schulen usw.) auch aus der Bautechnikverordnung
ergibt (vgl. insbesondere die §§ 27 und 34 Bautechnikverordnung).

Soweit erforderlich, kann die Landesregierung die in Abs. 1 festgelegten Anforderungen konkretisieren
und mit Verordnung ndhere Vorgaben zur Lage, baulichen Gestaltung und Ausstattung von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen festlegen (Abs. 3).

Zu§ 8 Abs. 2:

Eine  Mitverwendung von  Réumlichkeiten oder Liegenschaften einer Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung fiir andere Zwecke — etwa fiir Aktivitidten und Veranstaltungen von Vereinen
oder Musikschulen — kann zugelassen werden, sofern dadurch der Betrieb der Einrichtung nicht
beeintrachtigt wird. Die Entscheidung dariiber obliegt dem Rechtstrager. Diese Vorgabe ist
gegebenenfalls auch von der Baubehorde im Bauverfahren zu beachten.

In Katastrophenfdllen ist eine Mitverwendung in jedem Fall zuldssig. Das Vorliegen eines
Katastrophenfalles ist im Lichte des § 1 Abs. 2 lit. a Katastrophenhilfegesetz zu beurteilen.
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Zu§ 8 Abs. 4:

Die besonderen Anforderungen an Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die sich aus Abs. 1
und 2 bzw. aus einer Verordnung nach Abs. 3 ergeben, sind von der Baubehérde — wie auch die
Vorschriften iiber die allgemeinen bautechnischen Erfordernisse nach § 15 Baugesetz (BauG) — im
Rahmen des Bauverfahrens zu beachten bzw. anzuwenden. Die Baubewilligung darf daher nur erteilt
werden, wenn neben den Vorschriften nach dem BauG auch die spezifischen Anforderungen nach Abs. 1
und 2 bzw. einer Verordnung nach Abs. 3 eingehalten werden. Vor diesem Hintergrund wird die
Baubehorde verpflichtet, das péddagogische Aufsichtsorgan sowie ein im Offentlichen Sanitdtsdienst
stehender Arzt bzw. eine im 6ffentlichen Sanititsdienst stehende Arztin dem Bauverfahren beizuziehen.
Die Gemeinde hat im Rahmen der Organisation des Gemeindesanitétsdienstes vorzusorgen, dass ihr ein
Arzt bzw. eine Arztin fiir entsprechende gutachterliche Titigkeiten zur Verfligung steht (vgl. zur
Organisation des Gemeindesanititsdienstes § 80a Gemeindegesetz sowie die entsprechenden
Erlduterungen zur Regierungsvorlage Beilage 70/2017).

Zu §9:
Zu § 9 Abs. 1:

Der Betrieb einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung kann erst dann rechtmiflig aufgenommen
werden, wenn seitens der Landesregierung die dafiir erforderliche Betriebsbewilligung mit Bescheid
erteilt worden ist (Abs. 3) oder diese ex lege als erteilt gilt (Abs. 4).

Die rechtméfige Aufnahme des Betriebs einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung setzt weiters
voraus, dass gegebenenfalls auch die nach den baurechtlichen Vorschriften erforderliche Baubewilligung
bzw. Berechtigung zur Bauausfilhrung vorliegt. Zudem muss vor der Betriebsaufnahme auch eine
allenfalls nach dem BauG erforderliche Berechtigung zur Beniitzung des betreffenden Gebdudes bzw.
Bauwerkes vorliegen (vgl. § 44 BauG). Diese Anforderung ergibt sich unmittelbar aus dem Baugesetz;
der Hinweis in Abs. 1 zweiter Satz ist insofern nur deklarativ.

Zu§ 9 Abs. 2:

Dem schriftlichen Antrag sind die in lit. a bis d genannten Angaben anzuschliefen, auf deren Grundlage
die Behorde zu beurteilen hat, ob die Bewilligungsvoraussetzungen (siehe dazu unten Abs. 3) erfiillt sind.
Sofern eine abschlieBende Beurteilung des geplanten Betriebs auf Basis dieser Unterlagen nicht moglich
ist, kann die Landesregierung die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen.

Die Angaben zum Rechtstriger und zum Standort (lit. a) umfassen insbesondere die erforderlichen
Informationen, um feststellen zu konnen, ob die betreffende Person die nach § 5 festgelegten
Anforderungen an eine  natiirliche Person als  Rechtstriger einer  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung (bzw. bei juristischen Personen die entsprechenden Anforderungen an deren
vertretungsbefugte Organe) erfiillt. Die zur Beurteilung der Verldsslichkeit erforderlichen
Strafregisterauskiinfte nach § 9 Strafregistergesetz 1968 sind dabei durch die Landesregierung von Amts
wegen einzuholen (§44 Abs.1 lit. a). Zur umfassenden Priifung der Verldsslichkeit wird die
Landesregierung  dariiber  hinaus von der betreffenden Person die Vorlage einer
HStrafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfiirsorge™ nach § 10 Abs. la leg. cit. zu verlangen haben.
Die erforderlichen Angaben zum Standort sollten Aufschluss iiber die Ortlichkeit und Lage der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung geben.

Angaben zu den pidagogischen Erfordernissen (lit. b) haben insbesondere nihere Informationen zur
Bildungs- und Betreuungsarbeit sowie zur Erfiillung des Bildungsauftrages zu enthalten. Diese
Informationen werden sich in aller Regel aus dem padagogischen Konzept (§ 12) ergeben.

Angaben zur erforderlichen personellen und sachlichen Ausstattung (lit. ¢) umfassen einerseits Angaben
zum eingesetzten Personal (insbesondere zur Anzahl und zur Qualifikation des eingesetzten
Betreuungspersonal). Andererseits sind im Hinblick auf die sachliche Ausstattung ndhere Angaben zu Art
und Anzahl der zur Verfiigung stehenden Rdume und deren Ausstattung erforderlich.

SchlieBlich sind nach lit. d insbesondere néhere Angaben dariiber zu machen, welche Gruppenformen in
welcher Anzahl gefiihrt werden; weiters zu den Gruppengroflen und zu den geplanten Offnungszeiten.

Zu § 9 Abs. 3:

Die Betriebsbewilligung ist mit Bescheid zu erteilen, wenn die Bewilligungsvoraussetzungen erfiillt sind.
Dies ist der Fall, wenn die nach Abs. 2 vorgelegten Angaben und Unterlagen Gewédhr dafiir bieten, dass
die nach diesem Gesetz geforderten Betriebserfordernisse, insbesondere die Erfordernisse in
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padagogischer, personeller, sachlicher und organisatorischer Hinsicht (3. Abschnitt), erfiillt werden. Diese
Entscheidung ist von der Landesregierung unter Beizichung des piddagogischen Aufsichtsorgans zu
treffen. Sind die vorgelegten Unterlagen zwar vollstindig aber inhaltlich unzureichend (weil
beispielsweise das vorgelegte paddagogische Konzept mangelhaft ist), ist im konkreten Fall zu beurteilen,
ob insgesamt eine positive Prognose fiir die GesetzmiaBigkeit des Betriebs getroffen werden kann oder
nicht. Sofern es zur Sicherstellung eines ordnungsgeméfBen Betriebs erforderlich ist, kann die
Landesregierung — anders als im Falle einer Anzeigepflicht — die Bewilligung unter Auflagen und
Bedingungen erteilen oder die Betriebsbewilligung befristen. Kommt die Landesregierung zum Ergebnis,
dass kein ordnungsgeméBer Betrieb gewiéhrleistet ist und ein solcher auch durch die Vorschreibung von
Auflagen oder Bedingungen nicht gewéhrleistet werden kann, hat sie die Bewilligung zu versagen.

Die Landesregierung hat ihre Entscheidung jedenfalls binnen zwei Monaten ab Vorliegen eines
vollstindigen Antrages bescheidmiBig zu treffen (zum Vorliegen eines vollstindigen Antrages siche
unten Abs. 4). Die von § 73 Abs. 1 AVG abweichende Entscheidungsfrist von zwei Monaten stiitzt sich
kompetenzrechtlich auf Art. 11 Abs. 2 B-VG. Sie ist erforderlich, um dem Rechtstrager eine moglichst
rasche Betriebsaufnahme zu erméglichen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass in diesen Verfahren — vor
allem bei Vorliegen vollstindiger Antragsunterlagen — in der Regel kein aufwéndiges und komplexes
Ermittlungsverfahren durchzufiihren sein wird.

Zu § 9 Abs. 4:

Liegt ein vollstdndiger Antrag vor und entscheidet die Landesregierung innerhalb von zwei Monaten ab
diesem Zeitpunkt nicht mittels Bescheid iiber den Antrag, gilt die Bewilligung als erteilt und kann der
Betrieb aufgenommen werden. Der Eintritt dieser Rechtsfolge ist von der Landesregierung schriftlich zu
bestatigten. Eine solche Bestitigung hat jedoch lediglich deklaratorischen Charakter. Demnach ist die
Aufnahme des Betriebs auch dann zuldssig, wenn die entsprechende Bestitigung durch die
Landesregierung nicht ausgestellt wird.

Von einem vollstindigen Antrag ist jedenfalls dann auszugehen, wenn siamtliche Angaben nach Abs. 2
lit. a bis d vorliegen. Erteilt die Landesregierung einen Auftrag zur Vorlage weiterer Unterlagen nach
Abs. 2, ist erst nach Vorlage der erginzenden Unterlagen von einem vollstindigen Antrag auszugehen
und beginnt die zweimonatige Entscheidungsfrist daher erst ab diesem Zeitpunkt zu laufen.

Zu§ 9 Abs. 5:

Betriebsidnderungen sind nach Abs. 5 bewilligungspflichtig, wenn sich durch die jeweilige Anderung des
Betriebs die urspriinglichen Angaben nach Abs. 2 dndern. Dies wére etwa dann der Fall, wenn in einer
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung bisher nur Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen
gefiihrt worden sind und kiinftig auch eine Schulkindgruppe eingerichtet werden soll. Aber auch eine
rdumliche Erweiterung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wire nach Abs. 5
bewilligungspflichtig.

Eine lediglich geringfiigige Anderung der Offnungszeit — also beispielsweise die Erweiterung oder
Verkiirzung der Tagesoffnungszeit um eine Stunde — stellt jedoch keine bewilligungspflichtige
Betriebsidnderung im Sinne des Abs. 5 dar (vgl. Abs. 5 erster Satz, zweiter Teilsatz).

Dem Antrag zur Bewilligung einer Betriebsédnderung sind jene Angaben nach Abs.2 lit.a bis d
anzuschlieBen, die fiir die Beurteilung der GesetzméaBigkeit der Betriebsdnderung relevant sind.

Zu § 10:

Im § 10 werden grundsétzliche Festlegungen zur Bildungs- und Betreuungsarbeit in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen getroffen.

Zu § 10 Abs. I:

Mit Blick auf den in § 3 Abs. 4 formulierten Grundsatz, wonach die Bildungs- und Betreuungsarbeit auf
der Grundlage aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse der Péddagogik unter Beriicksichtigung sonstiger
einschliagiger Wissenschaften erfolgt, wird im ersten Satz konkretisiert, auf welchen wissenschaftlichen
Grundlagen die Bildungs- und Betreuungsarbeit autbaut.

Mit dem zweiten Satz wird der Verpflichtung nach Art. 3 Abs. 2 der Vereinbarung gemif Art. 15a B-VG
iber die Elementarpddagogik entsprochen, wonach geeignete elementare Bildungseinrichtungen die
padagogischen Grundlagendokumente gemal Art. 2 Z. 6 der genannten Vereinbarung anzuwenden haben.
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Dariiber hinaus werden Festlegungen zu besonders bedeutsamen Teilbereichen der Bildungs- und
Betreuungsarbeit (Inklusion und Gesundheitsforderung) getroffen.

Zu § 10 Abs. 2:

Die Planung, Organisation und Durchfiithrung der Bildung und Betreuung sowie die Reflexion der
Bildungs- und Betreuungsarbeit obliegt den paddagogischen Fachkréften und hat — unter Beriicksichtigung
des Abs.1 — auf Basis der in einer Verordnung nach § 13 getroffenen Festlegungen sowie des
padagogischen Konzeptes zu erfolgen. Im Zuge der Planung sind insbesondere die Ziele, Inhalte und
Schwerpunkte der téglichen Arbeit und deren Umsetzung unter Beriicksichtigung pddagogisch-
didaktischer Grundsitze und Methoden festzulegen.

Um diese Aufgaben bestmoglich erfiillen zu konnen, sollen paddagogische Fachkrifte soweit als moglich
durch Assistenzkrédfte unterstiitzt werden. Dabei werden Assistenzkréfte jedoch jeweils unter der
Anleitung péddagogischer Fachkrifte titig. Damit ist jedoch keinesfalls ausgeschlossen, dass einzelne
Aufgaben der Bildungs- und Betreuungsarbeit — unter bestimmten Voraussetzungen — auch von
Assistenzkriften weitgehend selbstidndig besorgt werden kénnen. Dies wird jedenfalls dann moglich sein,
wenn im Vorfeld die nétigen Instruktionen durch padagogische Fachkrifte erfolgen und die Qualitédt der
Aufgabenerfiillung im Rahmen eines regelméBigen Austausches zwischen der Assistenzkraft und der
padagogischen Fachkraft sichergestellt wird. Welche konkreten Aufgaben durch die Assistenzkraft
besorgt werden kdnnen, wird im Einzelfall — unter Beriicksichtigung der Gruppensituation und einer
allenfalls vorhandenen zuséitzlichen fachlichen Qualifikation der Assistenzkraft — von der padagogischen
Fachkraft im Einvernehmen mit der Assistenzkraft festzulegen sein.

Zu§ 10 Abs. 3:

Im Rahmen der Betreuung in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen miissen Kinder regelmifig
etwa bei der Korperreinigung, der Einnahme von Mahlzeiten, beim Verrichten der Notdurft oder beim
An- und Auskleiden unterstiitzt werden. Derartige Tatigkeiten diirfen selbstverstindlich von allen
Betreuungspersonen vorgenommen werden.

Dariiber hinaus sind im Rahmen der Betreuung in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen aber
auch gewisse einfache Pflegemalnahmen notwendig. Die vorliegende Regelung, die dies ermoglicht,
entspricht der bisherigen Regelung des § 8 Abs.2 KGG. Die Befugnis ist in mehrfacher Hinsicht
beschrinkt: Es darf sich nur um einfache, im konkreten Einzelfall einem medizinischen Laien zumutbare
Tatigkeiten handeln, welche zudem von einem Arzt schriftlich fiir das betreffende Kind angeordnet
wurden. Komplizierte Verrichtungen, die besondere fachspezifische Kenntnisse erfordern (z.B. Setzen
einer Sonde, Einldufe usw.), sind nicht mitumfasst. Weiters muss die pflegerische Hilfstitigkeit in einem
engen Zusammenhang mit der Haupttitigkeit stehen. Es diirfen von den Betreuungspersonen nur solche
Pflegemalnahmen durchgefiihrt werden, die im Zuge der Betreuung des betreffenden Kindes in der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unbedingt notwendig sind. SchlieBlich ist die Befugnis der
padagogischen Fachkréifte und Assistenzkrifte an die Voraussetzung gekniipft, dass diese iiber eine
einschliagige Ausbildung verfiigen. Entsprechende Schulungen finden im Rahmen der Fortbildung nach
§ 19 Abs. 3 statt.

Fiir die Unterstiitzung bei der Medikamenteneinnahme bzw. fiir die Verabreichung von Medikamenten
nach Mafigabe drztlicher Anordnung kann ein unterschiedliches Maf} an Sachverstand und Féhigkeiten
erforderlich sein. Ublicherweise kann die Verabreichung eines Medikaments mit den Fihigkeiten eines
Laien bewerkstelligt werden. Daneben gibt es komplizierte Félle, fiir welche spezifische Fahigkeiten,
Kenntnisse und Erfahrungen notwendig sind. Abs. 3 umfasst nur jene Fille, in denen es zur Anwendung
des entsprechenden Arzneimittels keines medizinischen bzw. pflegerischen Fachwissens bedarf. Die
padagogischen Fachkrifte und Assistenzkriafte werden nur zu einfachen, im konkreten Einzelfall einem
medizinischen Laien zumutbaren Tétigkeiten und daher nicht zu an sich ,drztlichen Tatigkeiten
herangezogen, sondern eben nur zu einer auf drztlicher Anordnung beruhenden Teiltdtigkeit erméachtigt,
die — fiir sich gesehen — nicht auf medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen beruht.

Zu § 10 Abs. 4 und 5:

Mit diesen Bestimmungen wird dem Grundsatz Rechnung getragen, dass die Bildung und Betreuung der
Kinder in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen in Zusammenarbeit zwischen Kindern,
Erziehungsberechtigten und Betreuungspersonen erfolgen soll (§ 3 Abs. 8 — Kooperation).

Durch die aktive Einbeziehung der Kinder soll ihnen die Moglichkeit zur Mitgestaltung eingerdumt
werden (Abs. 4). Der Kontakt mit den Erzichungsberechtigen (Abs. 5) kann auf unterschiedliche Weise
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stattfinden (miindlich, schriftlich, in FEinzelgesprichen, in Form von Elternabenden usw.). Ob
Elternabende durchgefiihrt werden oder nicht, wird von der Leitung der Einrichtung in Abstimmung mit
den iibrigen padagogischen Fachkréften zu entscheiden sein. Die Entscheidung dariiber, wie oft und in
welchen Abstdnden Einzelgespréche stattfinden, wird hingegen von der gruppenfiihrenden padagogischen
Fachkraft zu treffen sein.

Anzumerken ist, dass der Kontakt zwischen Assistenzkriaften und Erziechungsberechtigten — wie auch jede
andere Unterstiitzung der padagogischen Fachkrifte durch Assistenzkréifte — unter der Anleitung der
padagogischen Fachkrifte zu erfolgen hat (vgl. dazu auch Abs. 2).

Zu §11:

Im § 11 werden die wesentlichen Inhalte der Bildung und Betreuung in den Kleinkindgruppen,
Kindergartengruppen und Schulkindgruppen in ihren Grundziigen festgelegt. Diese Festlegungen decken
sich insbesondere mit den Vorgaben der Vereinbarung gemidfl Art. 15a B-VG {iber die
Elementarpddagogik (vgl. insbesondere Art.3 leg. cit.). Die Vorgaben zur frithkindlichen und
auBerschulischen Bildung koénnen erforderlichenfalls durch die Landesregierung mittels Verordnung
konkretisiert werden (§ 13).

Der friihkindliche Bildungsauftrag (Abs. 1) umfasst im Wesentlichen die Begleitung und Unterstiitzung
der Kinder in den ndher genannten Entwicklungsbereichen unter Beriicksichtigung ihres individuellen
Entwicklungsstandes sowie eine alters- und entwicklungsgemiBe Werteerziechung. Im Hinblick darauf,
dass die Kinder in Kindergartengruppen auf den Schulbesuch vorbereitet werden, umfasst der
frithkindliche Bildungsauftrag in diesen Gruppen dariiber hinaus die Unterstiitzung der Kinder in der
Entwicklung bestimmter Féhigkeiten wie z.B. der Fahigkeit des Erkennens und Denkens, der
Lernfdhigkeit und der Lernbereitschaft ebenso wie die Forderung in der Bildungssprache Deutsch.

Der auBlerschulische Bildungsauftrag (Abs. 2) in den Schulkindgruppen ist im Wesentlichen darauf
ausgerichtet, die Kinder in ihrer Entwicklung zu begleiten und sie auBlerhalb des Unterrichts bei der
Bewiltigung ihrer Hausaufgaben und beim Lernen zu unterstiitzen sowie eine alters- und
entwicklungsgeméife Freizeitgestaltung anzubieten.

Zu §12:

Das péadagogische Konzept dient sowohl der Sicherung als auch der Weiterentwicklung der Bildungs- und
Betreuungsqualitit in der jeweiligen Einrichtung. Es stellt die gemeinsame Arbeitsgrundlage dar und
beschreibt auf Basis der gesetzlichen Vorgaben und elementarpddagogischen Standards die
Rahmenbedingungen fiir die Bildungs- und Betreuungsarbeit in der Einrichtung. Die aktuellen
elementarpddagogischen = Standards  ergeben  sich  einerseits aus den  padagogischen
Grundlagendokumenten nach der Vereinbarung gemaf3 Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik und
andererseits aus den aktuellen Erkenntnissen der einschldgigen Wissenschaften (insbesondere der
Bildungswissenschaften und der inklusiven Padagogik). Im Abs. 1 lit. a bis h werden die wesentlichen
Mindestinhalte des padagogischen Konzeptes festgelegt:

Nach lit. a hat das péddagogische Konzept Festlegungen zur Organisationsstruktur der betreffenden
Einrichtung zu enthalten. In diesem Zusammenhang werden insbesondere Festlegungen zu den in der
Einrichtung gefiihrten Gruppenformen, zur alterserweiterten Fiihrung von Gruppen, zu GruppengrdB3en,
Offnungszeiten oder zur Personalstruktur usw. zu treffen sein.

Weiters sollen ndhere Festlegungen zu pédagogischen Prozessen wie etwa der Gestaltung der
Eingewdhnungszeit und der Erholungsphasen, der Inklusion von Kindern mit erhdhtem Forderbedarf, der
Integration von Kindern aus anderen Kulturen usw. getroffen werden (lit. b). In diesem Zusammenhang
wird insbesondere auch auf besondere piddagogische Herausforderungen — etwa bei der Betreuung von
Kindern in altersgemischten Gruppen — einzugehen sein.

Dariiber hinaus hat das pddagogische Konzept Aussagen dariiber zu enthalten, welche Mallnahmen zur
Gesundheitsforderung in der Einrichtung getroffen werden. Dabei ist im Rahmen eines Bewegungs- und
Erndhrungsplans darzustellen, welche spezifischen Maflnahmen hinsichtlich Bewegung und Erndhrung
bzw. auf welche Art und Weise diese MaBinahmen im Rahmen der Bildungs- und Betreuungsarbeit
umgesetzt werden sollen (lit. ¢).

Im Zuge der Festlegung von KinderschutzmaBBnahmen (lit. d) wird sich die betreffende Einrichtung mit
moglichen Risiken fiir Kinder in ihrem Angebot auseinandersetzen. Auf dieser Grundlage sollen in
weiterer Folge geeignete Mafinahmen zur Minimierung der identifizierten Risiken festgelegt werden.
Dabei wird es sich einerseits um priaventive Maflnahmen handeln, die darauf abzielen, eine Gefdhrdung
der Kinder in der Einrichtung zu verhindern (z.B. Bewusstseinsbildung durch Schulungen). Andererseits
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wird festzulegen sein, wie vorzugehen ist, wenn Anhaltspunkte fiir eine konkrete Gefahrdung des Kindes
bestehen (z.B. Dokumentation der jeweiligen Beobachtungen, Besprechung im Team, anonyme
Fallberatung mit externen Fachstellen wie z.B. BH oder IFS-Kinderschutz, Meldung an den Kinder- und
Jugendhilfetrager usw.). In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf die nach § 37 B-KJHG 2013
bestehende Mitteilungsverpflichtung Bedacht zu nehmen.

Weiters hat das pddagogische Konzept Aussagen iiber die Formen der Zusammenarbeit im Team (z.B.
regelméfige Teamsitzungen) sowie zur Personal- und Teamentwicklung (z.B. Fortbildungsschwerpunkte
usw.) zu enthalten (lit. e). AuBerdem sind Festlegungen dariiber zu treffen, in welcher Form Kinder,
Erziehungsberechtigte und andere Bezugspersonen (z.B. Therapeuten bei der Betreuung von Kindern mit
erhohtem Forderbedarf) in die Bildungs- und Betreuungsarbeit einbezogen werden (lit. f). In diesem
Zusammenhang konnte beispielsweise die Einrichtung eines Elternbeirates vorgesehen werden.
Gegebenenfalls wire die Zusammensetzung dieses Gremiums festzulegen und zu bestimmen, welche
Aufgaben und Befugnisse einem solchen Beirat zukommen.

Nach lit. g und h sind im paddagogischen Konzept zudem grundlegende Festlegungen zur Kooperation mit
anderen Bildungseinrichtungen (z.B. betreffend den Informationsaustausch beim Wechsel eines Kindes in
eine andere Einrichtung) sowie zur Offentlichkeitsarbeit zu treffen.

Das padagogische Konzept ist vom Rechtstrager zu erstellen und aktuell zu halten. Auf welche Art und
Weise die gesetzlich vorgesehene Einbindung der padagogischen Fachkrifte erfolgt und das erforderliche
padagogische Fachwissen bei der Konzepterstellung einflieSt, bleibt dem Rechtstriger weitgehend
iiberlassen. Im Zuge des Betriebsaufnahmeverfahrens (§ 9) wird von der Landesregierung jedenfalls zu
priifen sein, ob das Konzept den piddagogischen und gesetzlichen Erfordernissen entspricht. Auf die
Verpflichtung zur Anpassung bestehender padagogischer Konzepte an die neuen gesetzlichen Vorgaben
bis spétestens 31. Dezember 2023 wird hingewiesen (§ 47 Abs. 7).

Zu §13:

Die Landesregierung wird erméchtigt, die gesetzlichen Festlegungen zur Bildungs- und Betreuungsarbeit
(§ 10), zur frithkindlichen und auBlerschulischen Bildung (§ 11) sowie zum padagogischen Konzept (12)
soweit dies erforderlich ist, mittels Verordnung weiter zu konkretisieren. Entsprechende prézisierende
Regelungen koénnen insbesondere die in den lit. a bis d angesprochenen Angelegenheiten betreffen.

Zu§ 131t a:

Eine zentrale Aufgabe der piddagogischen Fachkrifte ist die Planung der friihkindlichen und
auBerschulischen Bildung und Betreuung (§ 10 Abs. 2). Soweit dies erforderlich ist — insbesondere um
ein gewisses Mall an Einheitlichkeit bei der Planung und damit auch Planungsqualitdt in den
Einrichtungen sicherzustellen — hat die Landesregierung mit Verordnung Grundsétze fiir diese Planung
festzulegen.

Zu § 13 lit. b:

Bei einem Kind, das am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres das vierte Lebensjahr vollendet und
nach Ablauf der Anmeldefrist noch nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet ist, hingt die
Frage der Besuchspflicht davon ab, ob ein Sprachforderbedarf festgestellt worden ist (vgl. § 26 Abs. 1
lit. b). Sofern der Sprachforderbedarf nicht bereits im Zuge des Besuches einer Kleinkindgruppe gepriift
wurde, hat die Gemeinde die Erziehungsberechtigten nach Ablauf der Anmeldefrist schriftlich
aufzufordern, einen allfélligen Sprachforderbedarf ihres Kindes feststellen zu lassen (vgl. § 25 Abs. 1).

Die nédheren inhaltlichen Vorgaben zur Feststellung des Sprachforderbedarfes in diesen Fillen hat die
Landesregierung mit Verordnung festzulegen.

Zu § 13 lit.

Um die Kinder entsprechend ihrem individuellen Entwicklungsstand unterstiitzen zu kénnen (vgl. § 11
Abs. 1) miissen Erhebungen zum Entwicklungsstand der Kinder durchgefiihrt werden; dabei kommt
insbesondere der Beobachtung der Sprachkompetenz besondere Bedeutung zu. Bereits derzeit wird der
Entwicklungsstand der 4- und 5-jdhrigen Kinder mit Hilfe standardisierter Beobachtungsbdgen erhoben
und dokumentiert. Kiinftig sollen dariiber hinaus auch Erhebungen zum Entwicklungsstand der 3-jahrigen
Kinder erfolgen. Dariiber hinaus sind (wie bisher) bei 3- bis 5-jahrigen Kindern Beobachtungen zum
Sprachstand in standardisierter Form durchzufiihren. Im Rahmen der Beobachtung des Sprachstandes ist
auch ein allfalliger Sprachforderbedarf abzubilden.
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Die ndheren Modalititen zur Erhebung des Entwicklungsstandes sowie zur Beobachtung des
Sprachstandes einschlie8lich der Feststellung eines allfélligen Sprachforderbedarfes sind von der
Landesregierung mit Verordnung festzulegen; dabei werden beispielsweise ndhere Regelungen zu
inhaltlichen Vorgaben der Erhebungen, zu den Beobachtungszeitrdumen, usw. zu treffen sein. Bei diesen
Festlegungen ist insbesondere auch auf die Verpflichtungen aus der Vereinbarung gemif3 Art. 15a B-VG
iiber die Elementarpddagogik (vgl. insbesondere Art. 10 leg. cit.) Bedacht zu nehmen.

Die Erhebung des Entwicklungsstandes erfolgt mit Hilfe eines standardisierten Beobachtungsinstruments.
Die Beobachtung des Sprachstandes sowie eines allfdlligen Sprachforderbedarfes erfolgen — entsprechend
der Vereinbarung gemidll Art. 15a B-VG iber die Elementarpddagogik — unter Anwendung des
Beobachtungsbogens zur Erfassung der Sprachkompetenz in Deutsch von Kindern mit Deutsch als
Erstsprache (BESK kompakt) oder von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache (BESK-DaZ kompakt).

Wird im Rahmen dieser Erhebungen ein Forderbedarf festgestellt, so sind bestimmte — mit Verordnung
der Landesregierung nédher zu regelnde — padagogische FordermaBnahmen zu ergreifen. Im Falle eines
festgestellten Sprachforderbedarfes sind jedenfalls MaBnahmen zu setzen, die der Sprachférderung
dienen; im Falle eines sonstigen Forderbedarfes (wie z.B. bei Auffilligkeiten im sozialen Verhalten)
werden spezifische Maflnahmen zur Férderung des Kindes in diesem Bereich zu ergreifen sein.

Um eine qualitative Weiterentwicklung der padagogischen FordermaBnahmen zu gewihrleisten, sollen
diese auf ihre Wirksamkeit hin iiberpriift werden. Die diesbeziigliche Uberpriifung soll iiber ein
einheitliches Instrumentarium erfolgen, das ebenfalls von der Landesregierung mit Verordnung niher zu
regeln ist.

Zu§ 13 lit. d

Sofern in einer Gruppe eine bestimmte Anzahl an Kindern mit Sprachférderbedarf und/oder an Kindern
mit erheblichem sonstigen Forderbedarf zu betreuen ist, sind zusétzliche Unterstiitzungsmafinahmen
erforderlich, um eine adidquate Bildung und Betreuung der Kinder sicherzustellen. Die néheren
Festlegungen, in welchen Situationen welche begleitenden piddagogischen Maflnahmen notwendig sind,
werden von der Landesregierung mit Verordnung getroffen. Dabei kann beispielsweise vorgesehen
werden, dass zusétzliches Betreuungspersonal einzusetzen oder zusétzliche Sprachforderstunden
vorzusehen sind.

Zu § 14:
Zu § 14 Abs. 1:

Der Rechtstriger einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist verpflichtet, im erforderlichen
Ausmal} Betreuungspersonen anzustellen und diese in der jeweiligen Einrichtung einzusetzen. Die
Befugnis zur Beistellung von sonstigem Personal zur Besorgung administrativer Tétigkeiten bleibt
unberiihrt; hinsichtlich der Beistellung des zur Betreuung des Gebédudes und der sonstigen Liegenschaften
allenfalls erforderlichen Personals siehe § 20.

Als Betreuungspersonen gelten padagogische Fachkrifte einerseits und Assistenzkrifte andererseits. In
welchem Ausmal} padagogische Fachkrifte und Assistenzkrifte in den einzelnen Gruppen einzusetzen
sind, ergibt sich aus den ndheren Festlegungen der Landesregierung in einer Verordnung nach § 21
Abs. 5.

Zu § 14 Abs. 2:

Als pédagogische Fachkrifte konnen ausschlielich Personen eingesetzt werden, die iiber jene
Qualifikationen verfiigen, welche sie zur Besorgung der Bildungs- und Betreuungsarbeit befdhigen.
Welche fachlichen Befahigungen im Einzelnen erforderlich sind, wird im § 16 nédher festgelegt.
Abgesehen von ihrer fachlichen Qualifikation miissen paddagogische Fachkrifte freilich auch sonst
geeignet sein, dh insbesondere tiber die notwendige Verlasslichkeit und gesundheitliche Eignung sowie
iiber ausreichende Deutschkenntnisse (zumindest auf dem Referenzniveau C1 des Gemeinsamen
Europdischen Referenzrahmens fiir Sprache) verfiigen. Auf die ndheren Ausfithrungen zu den §§ 15 und
16 wird verwiesen.

Zu § 14 Abs. 3:

Assistenzkrifte miissen das 18. Lebensjahr vollendet haben. Personen unter 18 Jahren konnen jedoch
dann als Assistenzkrifte verwendet werden, wenn sie eine berufsspezifische Ausbildung wie z.B. die
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dreijahrige Fachschule fiir pidagogische Assistenzberufe abgeschlossen haben (die genannte Fachschule
kann bereits im Alter von 17 Jahren abgeschlossen werden).

Hinsichtlich der erforderlichen Verlésslichkeit und gesundheitlichen Eignung der Assistenzkriafte wird
auf die Ausfithrungen zu § 15 verwiesen.

Dariiber hinaus miissen Assistenzkréfte fiir den Umgang mit Kindern geeignet sein. Diese Eignung wird
beispielsweise dann nicht vorliegen, wenn die betreffende Person nicht {iber ausreichende
Deutschkenntnisse (zumindest auf dem Referenzniveau B2 des Gemeinsamen Europdischen
Referenzrahmens fiir Sprache) verfiigt.

Eine bestimmte fachliche Qualifikation wird fiir den Einsatz als Assistenzkraft nicht zwingend
vorausgesetzt, zumal Assistenzkrifte bei der Besorgung der Bildungs- und Betreuungsarbeit zur
Unterstiitzung der padagogischen Fachkrifte unter deren Anleitung titig werden (vgl. dazu insbesondere
die Ausfiihrungen zu § 10 Abs.2). Ungeachtet dessen kann es jedoch in bestimmten
Betreuungssituationen geboten sein, im Rahmen eines multiprofessionellen Teams auch Assistenzkrifte
mit besonderen Qualifikationen (z.B. einer Ausbildung fiir Behindertenbegleitung, einer Ausbildung fiir
Behindertenarbeit oder einer Ausbildung zum Heilerziehungspfleger bzw. zur Heilerziehungspflegerin
usw.) heranzuziehen (vgl. dazu auch die Ausfithrungen zu § 3 Abs. 5).

Zu§ 14 Abs. 4:

Der Rechtstrager ist verpflichtet, eine pddagogische Fachkraft als Leiterin bzw. Leiter der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu bestellen. Dabei besteht auch die Mdoglichkeit, zwei
padagogische Fachkrifte, welche die notwendigen Voraussetzungen erfiillen, mit der Leitung zu
betrauen; diesfalls ist die Leitungsfunktion von den betreffenden Personen gemeinsam wahrzunehmen.
Umgekehrt soll nicht ausgeschlossen sein, dass eine padagogische Fachkraft mit der Leitung mehrerer
Einrichtungen betraut wird.

In Einrichtungen mit Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen konnen vom Rechtstriger nur solche
padagogischen Fachkrifte mit der Leitung betraut werden, die eine einschldgige Zusatzausbildung
absolviert haben. Einschldgig im Sinne des Abs. 4 sind Ausbildungen, in denen Kompetenzen zur Leitung
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung vermittelt werden, wie z.B. der Leitungslehrgang an
der Pdadagogischen Hochschule Vorarlberg oder jener in Schloss Hofen. Dies gilt auch fiir vergleichbare
Ausbildungen, die in einem Mitgliedstaat der Européischen Union absolviert worden sind.

Abgesehen davon konnen aber auch padagogische Fachkrifte mit der Leitung betraut werden, die eine
solche Zusatzausbildung noch nicht absolviert haben. Diesfalls muss die erforderliche Zusatzqualifikation
jedoch innerhalb von drei Jahren ab Ubernahme der Leitungsaufgabe nachgeholt werden. Sofern die
geforderte Zusatzausbildung nicht innerhalb dieser Frist nachgeholt wird, hat der Rechtstriger die
betreffende Person von der Leitung abzuberufen (was auch schon bei der Bestellung dienst- bzw.
arbeitsrechtlich zu beriicksichtigen ist).

Die Verpflichtung des Rechtstrigers zur Bestellung der Leitung bzw. zur Abberufung und (Neubestellung
einer anderen Leitung) ist verwaltungsstrafrechtlich abgesichert (vgl. § 46 Abs. 1 lit. b).

Zu § 14 Abs. 5:

Fiir den Fall der Verhinderung der Leitung hat der Rechtstriger eine geeignete Betreuungsperson mit der
Stellvertretung zu betrauen; dies sollte grundsétzlich auch eine piddagogische Fachkraft sein,
ausnahmsweise kommt aber auch eine Assistenzkraft in Betracht.

Zu § 15:
Zug§ 15 Abs. 1:

Im Abs. 1 wird festgelegt, in welchen Fillen die Verlésslichkeit einer Person nicht vorliegt (z.B. bei einer
nicht getilgten Verurteilung wegen einer vorsitzlichen, mit Freiheitsstrafe bedrohten Handlung, deren
Strafrahmen ein Jahr {ibersteigt). Diese Regelung orientiert sich grundsétzlich an vergleichbaren
Vorschriften in anderen Landesgesetzen (vgl. z.B. § 3b Abs. 3 Schischulgesetz). Dariiberhinausgehend
wird jedoch zum Schutz der betreuten Kinder im Abs. 1 erster Satz bestimmt, dass die Verldsslichkeit
einer Person auch dann nicht gegeben ist, wenn die Verurteilung wegen einer strafbaren Handlung gegen
die sexuelle Integritit und Selbstbestimmung der Auskunftsbeschrénkung nach dem Tilgungsgesetz 1972
unterliegt. Liegen keine Verurteilungen im Sinne des Abs. 1 vor, so ist davon auszugehen, dass die
Person verlésslich ist.
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Daraus ergibt sich, dass zur Beurteilung der Verldsslichkeit neben einer Strafregisterauskunft nach § 9
Strafregistergesetz 1968 zusitzlich eine ,,Sonderauskunft zu Sexualstraftdtern™ nach § 9a leg. cit. bzw.
eine ,,Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfiirsorge™ nach § 10 Abs. 1a leg. cit. einzuholen ist
(vgl. dazu auch § 44 Abs.2 und 3). In den beiden letztgenannten Auskiinften sind — neben anderen
Informationen wie z.B. Tétigkeitsverbote usw. — unter anderem auch siamtliche Verurteilungen wegen
strafbarer Handlungen gegen die sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung ersichtlich, einschlieBlich
jener, die der beschrinkten Auskunft unterliegen, zumal fiir derartige Auskiinfte die
Auskunftsbeschriankungen des § 6 Tilgungsgesetz 1972 nicht gelten (vgl. §§ 9a Abs. 3 bzw. 10 Abs. la
Strafregistergesetz 1968).

Mit dem letzten Satz wird klargestellt, dass die Verlédsslichkeit der jeweiligen Betreuungsperson durch
den Rechtstriager zu priifen ist. Dies ergibt sich daraus, dass dem Rechtstrdger nach § 14 Abs. 1 die
Beistellung der erforderlichen Betreuungspersonen obliegt. Weiters wird klargestellt, dass die
erforderliche Verlésslichkeit grundsétzlich im Zuge der Einstellung der Betreuungspersonen zu priifen ist.
Dariiber hinaus ist eine entsprechende Uberpriifung durch den Rechtstriger dann erforderlich, wenn der
Verdacht besteht, dass die Verldsslichkeit einer Betreuungsperson nicht mehr gegeben ist. Daraus ergibt
sich in Bezug auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits eingesetztes
Betreuungspersonal, dass die genannten Strafregisterauskiinfte zur Priifung der Verlésslichkeit nur dann
einzuholen sind, wenn berechtigte Zweifel an der Verldsslichkeit einer Betreuungsperson bestehen.

Zug§ 15 Abs. 2:

Ebenso wie die Verldsslichkeit ist insbesondere auch die fiir die Ausiibung der Tétigkeit erforderliche
gesundheitliche Eignung einer Betreuungsperson durch den Rechtstriger zu priifen — und zwar ebenfalls
vor dem erstmaligen Einsatz der betreffenden Person oder wenn Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die
notwendige gesundheitliche Eignung einer Betreuungsperson nicht mehr gegeben ist (vgl. dazu auch oben
Abs. 1). Die erforderliche gesundheitliche Eignung ist durch ein drztliches Zeugnis nachzuweisen.

Die Bestimmungen betreffend die von Unionsbiirgern vorzulegenden Unterlagen zum Nachweis der
gesundheitlichen Eignung decken sich mit den Vorgaben des Anhang VII Z.1 lit.e der
Berufsqualifikationsrichtlinie. =~ Abgesehen davon ergibt sich aus Art. 50 Abs.1 der
Berufsqualifikationsrichtlinie, dass die entsprechenden Nachweise und Bescheinigungen zum Zeitpunkt
ihrer Vorlage nicht élter als drei Monate sein diirfen.

Zu§ 15 Abs. 3:

Privilegierte Drittstaatsangehdrige im Sinne des Abs. 3 sind insbesondere die Angehdrigen der EWR-
Staaten (Liechtenstein, Norwegen, Island) und der Schweiz sowie deren Familienangehdrige bzw. die
Familienangehorigen  von  Unionsbiirgern  und  die  langfristig  aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehorigen.

Zu § 16:

Mit dieser Bestimmung wird festgelegt, welche fachlichen Befdhigungen paddagogische Fachkrifte in
Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen erfiillen miissen. Dabei ist zu
berticksichtigen, dass hinsichtlich der fachlichen Anstellungserfordernisse fiir die von den Léndern,
Gemeinden oder Gemeindeverbanden anzustellenden piddagogischen Fachkrifte in Kindergartengruppen
und Schulkindgruppen grundsatzgesetzliche Vorgaben bestehen. Diese ergeben sich derzeit aus dem
Anstellungserfordernisse-Grundsatzgesetz — AE-GG, BGBIl. Nr.406/1968 in der Fassung
BGBI. Nr. 185/2021. Keine grundsatzgesetzlichen Vorgaben bestehen hingegen in Bezug auf die
fachlichen Anstellungserfordernisse fiir pddagogische Fachkrifte in Kleinkindgruppen.

Zu § 16 Abs. 1:

Abgesehen von einer in den Abs. 2 und 3 genannten Qualifikation befahigt auch ein Hochschulstudium
aus dem Bereich Bildungswissenschaften (insbesondere das Diplomstudium Pédagogik oder ein Bachelor
bzw. Master in Erziehungs- und Bildungswissenschaften) zur Ausiibung der Tétigkeit als padagogische
Fachkraft in einer Kleinkindgruppe.

Dariiber hinaus wird die Landesregierung erméchtigt, mit Verordnung nahere Regelungen fiir weitere
Ausbildungen zur péddagogischen Fachkraft in Kleinkindgruppen vorzusehen. Dabei sind — unter
Beriicksichtigung der péddagogischen Anforderungen im Bereich der frithkindlichen Bildung —
insbesondere Bestimmungen zur Dauer und zum Aufbau der Lehrgéinge sowie zu dem zu vermittelnden
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Lehrstoff, zur Leistungsbeurteilung und zu den Leistungsnachweisen zu treffen. Solche Ausbildungen
miissen jedenfalls die Mindeststandards einer elementarpiddagogischen Ausbildung erfiillen.

Zu § 16 Abs. 2 bis 5

Ausgehend von den Vorgaben im Anstellungserfordernisse-Grundsatzgesetz werden in den Abs. 2 bis 5
die erforderlichen fachlichen Qualifikationen fiir pddagogische Fachkrifte in Kindergartengruppen
(Abs. 2), inklusiv gefiihrten Kleinkind- und Kindergartengruppen (Abs. 3), Schulkindgruppen (Abs. 4)
und inklusiv gefiihrten Schulkindgruppen (Abs. 5) festgelegt. Diese Anforderungen gelten fiir die von den
Landern, Gemeinden oder Gemeindeverbdnden anzustellenden padagogischen Fachkrifte gleichermaf3en
wie filir pddagogische Fachkrifte, die von privaten Rechtstragern angestellt werden.

Zu § 16 Abs. 6:

Mit dieser Regelung wird einer Verpflichtung aus der Vereinbarung gemifl Art. 15a B-VG iiber die
Elementarpddagogik Rechnung getragen. Danach sollen (gruppenfithrende) padagogische Fachkrifte, die
im Bereich der frilhen sprachlichen Forderung eingesetzt werden, nach Moglichkeit {iber eine
Qualifikation entsprechend dem, an der Pédagogischen Hochschule angebotenen Lehrgang zur
Qualifizierung fiir die frilhe sprachliche Forderung verfiigen (vgl. Art. 11 leg. cit.). Von einer
entsprechenden Qualifikation wird — den Vorgaben der genannten Vereinbarung zu Folge — auch dann
auszugehen sein, wenn die betreffende padagogische Fachkraft bereits mehr als 10 Jahre im Bereich der
frithen sprachlichen Forderung tdtig ist. Durch entsprechende Fort- und WeiterbildungsmaBnahmen soll
jenes Personal, das bereits im Einsatz ist und diese Qualifikation nicht erfiillt, rasch nachqualifiziert
werden.

Zug§ 16 Abs. 7:

Mit Abs. 7 wird die Bestimmung des § 4 Abs. 1 Anstellungserfordernisse-Grundsatzgesetz ausgefiihrt.
Uber diese Vorgaben hinaus werden mit Blick auf Abs.1 erster Satz sowie Abs.4 und 5
(Lehramtspriifung) auch die Universitdten und Hochschulen (insbesondere die Pddagogische Hochschule)
beriicksichtigt.

In welcher Form der erfolgreiche Abschluss einer Ausbildung fiir pddagogische Fachkrifte in
Kleinkindgruppen nach Abs. 1 zweiter Satz nachzuweisen ist, ist in der entsprechenden Verordnung der
Landesregierung festzulegen.

Zu § 17:
Zu§ 17 Abs. 1:

Mit dieser Bestimmung wird die Mdoglichkeit geschaffen, in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen
oder Schulkindgruppen an Stelle der nach § 21 Abs. 2 erforderlichen pddagogischen Fachkrifte geringer
qualifizierte Betreuungspersonen einzusetzen. Damit soll den Rechtstrdgern, die angesichts des
bestehenden Mangels an qualifizierten Betreuungspersonen oft vor schwierigen Herausforderungen
stehen, der Personaleinsatz in den Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen erleichtert werden.

Voraussetzung fiir den Einsatz von geringer qualifizierten Betreuungspersonen nach den Vorgaben der
lit. a bis e ist jedoch, dass die nach § 21 Abs. 2 in Kleinkind-, Kindergarten- oder Schulkindgruppen
einzusetzenden padagogischen Fachkréfte nicht verfiigbar sind. Dieses Erfordernis ergibt sich aus der
grundsatzgesetzlichen Vorgabe des §3 Anstellungserfordernisse-GrundsatzgesetZ. Von solchen
Fallkonstellationen wird auszugehen sein, wenn Dbeispielsweise pddagogische Fachkrifte fiir
Kindergartengruppen — etwa aufgrund der geringen Zahl an Abgéngern von der Bildungsanstalt fiir
Elementarpddagogik (BAfEP) — kurzfristig am Arbeitsmarkt nicht verfligbar sind. Aber auch durch
personelle Ausfille wihrend des Jahres (etwa durch Karenzen oder durch ldngere krankheitsbedingte
Abwesenheiten) konnen Situationen entstehen, in denen kurzfristig kein Ersatz fiir entsprechend
qualifiziertes Betreuungspersonal gefunden werden kann und der Rechtstriager daher auf die Moglichkeit
des Einsatzes von weniger qualifiziertem Betreuungspersonal zuriickgreifen kdnnen soll. Insgesamt soll
von dieser Mdoglichkeit jedenfalls — nicht zuletzt im Hinblick auf ihren Ausnahmecharakter —
zuriickhaltend Gebrauch gemacht werden.

Soweit aufgrund der lit. a und b Assistenzkrifte an Stelle von pddagogischen Fachkriften eingesetzt
werden, dndert dies nichts daran, dass auch diese Assistenzkrifte unter der Anleitung padagogischer
Fachkrifte titig werden (§ 10 Abs. 2). Demnach ist an einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
zumindest eine piddagogische Fachkraft einzusetzen. Wird eine Kleinkindgruppe, Kindergartengruppe
oder Schulkindgruppe voriibergehend von einer Assistenzkraft gefiihrt, konnen die nétigen Instruktionen
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durch die padagogische Fachkraft im Vorfeld erteilt werden und ist die pddagogische Qualitiat der
Betreuung durch einen regelméfigen — mehrmals wochentlich stattfindenden — Austausch sicherzustellen.

Als einschldgige Berufserfahrung im Sinne der lit. a und b gelten Zeiten, die in einer Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtung im Sinne dieses Gesetzes (also beispielsweise auch in eine Kinderspielgruppe)
oder im Rahmen einer Tatigkeit als Tagesmutter bzw. Tagesvater zuriickgelegt worden sind. Dabei sollen
nur solche Zeiten angerechnet werden, in denen die betreffende Person mit einem Beschéftigungsausmal
von zumindest 50 % tdtig war. Es ist davon auszugehen, dass in Zeiten mit geringerem
Beschiftigungsausmal keine angemessene bzw. ausreichende Berufserfahrung erworben wird.

Im Hinblick auf § 3 Z. 1 Anstellungserfordernisse-Grundsatzgesetz ist es erforderlich, dass zumindest
eine Praxiszeit von vier Wochen in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung im Sinne des
zweiten Hauptstiickes zuriickgelegt worden ist.

Wenn zu einem spéteren Zeitpunkt entsprechend qualifizierte padagogische Fachkrifte vorhanden sind,
der Rechtstriager jedoch nicht reagiert und weiterhin auf der Grundlage des Abs. 1 andere (als die nach
§ 21 Abs. 2 geforderten) Betreuungspersonen einsetzt, hat die Landesregierung erforderlichenfalls im
Rahmen der Aufsicht nach § 40 vorzugehen.

Zu § 17 Abs. 2:

Durch die vorgesehene Anzeigepflicht kann sich die Landesregierung einerseits einen Uberblick dariiber
verschaffen, in welchem Umfang von der Moglichkeit nach Abs. 1 Gebrauch gemacht wird; andererseits
soll dadurch die Einhaltung der restriktiven Voraussetzungen fiir den Einsatz von weniger qualifiziertem
Personal (nur voriibergehend bei Personalengpissen) sichergestellt werden. Keine Anzeigepflicht besteht
bei einer Verwendung an Randzeiten oder in Schulkindgruppen. Die Anzeige hat unverziiglich, dh ohne
unnotigen Aufschub zu erfolgen, sobald klar ist, dass die 5-Wochen-Frist iiberschritten wird; sie muss im
Hinblick auf die Voraussetzungen nach Abs. 1 begriindet sein.

Zu § 18:

Die vorgeschlagenen Regelungen betreffend die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach dem
Recht der Europiischen Union entsprechen inhaltlich den derzeit geltenden Anerkennungsregelungen im
KGG (vgl. §6 Abs.5 bis 13 KGG). Mit diesen Bestimmungen wird den Anforderungen der
Berufsqualifikationsrichtlinie Rechnung getragen; auf die Erlduterungen zur Regierungsvorlage zum
Gesetz iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen — Sammelnovelle 2016, Beilage 12/2016,
XXX. LT (insbesondere auf die Ausfithrungen zu den Artikel IV und II dieser Regierungsvorlage) wird
verwiesen.

Zu § 19:
Zu§ 19 Abs. 1:

Nach Abs. 1 sind piddagogische Fachkrifte in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen verpflichtet,
Fortbildungen im Ausmall von 32 Stunden pro Jahr zu absolvieren; in den genannten Gruppen tétige
Assistenzkriafte miissen an Fortbildungen im AusmaBl von acht Stunden pro Jahr teilnehmen. Fiir
padagogische Fachkrifte und Assistenzkrifte in Schulkindgruppen besteht eine Verpflichtung zur
Fortbildung im selben Ausmal} wie fiir Betreuungspersonen im Freizeitteil ganztigiger Schulformen.

Der Rechtstrager ist verpflichtet, den Betreuungspersonen eine Teilnahme an Fortbildungen im Ausmal3
von 32 Stunden pro Jahr zu ermoglichen; das gilt auch fiir Assistenzkrifte in Kleinkindgruppen oder
Kindergartengruppen oder auch fiir pddagogische Fachkrifte und Assistenzkrifte in Schulkindgruppen,
deren Fortbildungsverpflichtung weniger als 32 Stunden betrdgt und die insofern an der Fortbildung
freiwillig teilnehmen. Im Einvernehmen mit dem Rechtstrager konnen freilich auch Fortbildungen iiber
dieses Ausmaf hinaus vereinbart werden.

Bei Teilzeitbeschéftigten bestehen die Verpflichtungen nach Abs. 1 lediglich in dem Ausmal, das dem
Verhiltnis der Teilzeitbeschiftigung zur vollen Arbeitszeit entspricht.

In diesem Zusammenhang ist weiters anzumerken, dass die Gemeinde als Dienstgeber auf Basis der
dienstrechtlichen Vorschriften die Moglichkeit hat, bei padagogischen Fachkriften Fortbildungen im
Ausmal von bis zu 40 Stunden pro Jahr (§ 85 Abs. 7 GAG 2005) und bei Assistenzkréften Fortbildungen
im AusmaB von bis zu 32 Stunden pro Jahr (§ 86 Abs. 3 GAG 2005) anzuordnen.

Im Rahmen der Fortbildung konnen auch Leitungslehrgidnge (§ 14 Abs. 4) oder Qualifikationen fiir die
Sprachforderung (§ 16 Abs. 6) absolviert werden. Nachdem der Leitungslehrgang mehr als 32 Stunden in
Anspruch nimmt, erfolgt die Teilnahme in dem dieses Ausmaf tibersteigenden Umfang freiwillig.
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Anzumerken ist, dass die Fortbildung der pddagogischen Fachkréfte und Assistenzkréfte entsprechend
ihrem tatséchlichen Einsatz erfolgen soll. Das bedeutet, dass eine Assistenzkraft, die nach § 17 Abs. 1
ersatzweise wihrend eines Betreuungsjahres die Leitung einer Kleinkindgruppe oder Kindergartengruppe
innehat, 32 Stunden an Fortbildung absolvieren sollte.

Zu § 19 Abs. 2:

Fortbildungsveranstaltungen nach Abs. 1 dienen der Fortbildung, Beratung und dem Erfahrungsaustausch
der padagogischen Fachkrifte und Assistenzkrifte. Die Landesregierung kann mit Verordnung ndhere
Regelungen zur Fortbildung der piddagogischen Fachkrifte und Assistenzkréfte treffen. Derartige
Regelungen konnen insbesondere néhere Festlegungen zu den Fortbildungsinhalten sowie zu Form und
Ausmal} der Fortbildung umfassen. AuBlerdem besteht die Mdoglichkeit, im Rahmen einer solchen
Verordnung die verpflichtende Teilnahme padagogischer Fachkrifte oder Assistenzkréfte an bestimmten
Fortbildungsinhalten vorzusehen bzw. festzulegen, dass zu einzelnen Ausbildungsinhalten eine Priifung
abzulegen ist. Bei diesen Festlegungen ist neben den Zielen und Grundsitzen dieses Gesetzes (vgl. §§ 2
und 3) insbesondere der frithkindliche und auBerschulische Bildungsauftrag der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen (§ 11) zu berticksichtigen.

Zug§ 19 Abs. 3:

Eine Ermichtigung der padagogischen Fachkréfte und Assistenzkrifte zur Durchfithrung pflegerischer
Hilfstatigkeiten (vgl. § 10 Abs. 3) ist nur unter der Voraussetzung zuldssig, dass diese entsprechend
qualifiziert sind. Im Rahmen einer Fortbildung nach Abs. 3 soll daher das zur Durchfiihrung pflegerischer
Hilfstatigkeiten erforderliche Wissen vermittelt werden. Dabei soll pddagogischen Fachkriften und
Assistenzkriften insbesondere die Abgrenzung einfacher und damit zuldssiger Hilfstatigkeiten gegeniiber
jenen Pflegemafinahmen vermittelt werden, die von ihnen nicht durchgefiihrt werden diirfen. Dariiber
hinaus soll ihnen jenes medizinische Wissen vermittelt werden, das sie bei den — an sich einem
medizinischen Laien zumutbaren — Hilfstdtigkeiten unterstiitzt. Die erforderliche theoretische und
praktische Ausbildung hat durch einen Arzt bzw. eine Arztin zu erfolgen.

Zu § 19 Abs. 4:

Die Fortbildungsveranstaltungen sind grundsétzlich von der Landesregierung zu organisieren; es konnen
jedoch auch geeignete Dritte (z.B. die Pddagogische Hochschule) mit dieser Aufgabe betraut werden
(Abs. 4 erster Teilsatz).

Es kommt immer wieder vor, dass padagogische Fachkréfte einschldgige Ausbildungen oder Lehrginge
absolvieren, die nicht von der Landesregierung (oder von einem vom Land beauftragten Dritten)
organisiert werden (z.B. Sonderpddagogik-Ausbildung, Elementarpddagogik-Studium, Montessori-
Diplomlehrgang, Ausbildung fiir Waldorfpiddagogik usw.). Auf Grundlage des zweiten Teilsatzes des
Abs. 4 kann die Landesregierung derartige (nicht von ihr oder einem beauftragten Dritten organisierte)
Ausbildungen und Lehrgéinge als gleichwertige Fortbildungsveranstaltungen anerkennen.

Zu § 20:

Neben der Beistellung des erforderlichen Betreuungspersonals (§ 14 Abs. 1) obliegt dem Rechtstrager
auch die Bereitstellung der zum Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung notwendigen
sachlichen Ausstattung.

Diese umfasst neben der Errichtung des erforderlichen Gebdudes und der Bereitstellung von
Liegenschaften (z.B. eines Spielplatzes) jedenfalls auch deren Instandhaltung, Reinigung, Beleuchtung
und Beheizung. Zudem ist der Rechtstrdger verpflichtet, das fiir die laufende Betreuung der Gebaude und
Liegenschaften erforderliche Personal (wie z.B. Hauswart, Reinigungspersonal usw.) beizustellen.
Auflerdem hat der Rechtstriger im Rahmen der sachlichen Ausstattung fiir die Anschaffung und
Instandhaltung der geeigneten Einrichtung sowie der Bildungs- und Beschiftigungsmittel zu sorgen. Zu
dem vom Rechtstriger zu tragenden sonstigen Sachaufwand gehoren beispielsweise Kosten fiir
Biiromaterial oder fiir die erforderliche IT-Infrastruktur.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich der Rechtstrager bei der Erfiillung dieser Verpflichtungen (gegen
entsprechenden Kostenersatz) Dritter bedient.

Zu § 21:
Zu § 21 Abs. 1:
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Aus der Regelung des Abs. 1 ergibt sich, dass die Bildung und Betreuung der Kinder in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen in Gruppen zu erfolgen hat. Grundsitzlich werden drei verschiedene
Gruppenformen unterschieden: Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen (vgl. zu
den einzelnen Gruppenformen auch die Ausfiihrungen zu § 4 Abs. 2 bis 4).

Neben den drei genannten Gruppenformen konnen in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
im Sinne des zweiten Hauptstiickes auch Kinderspielgruppen gefiihrt werden. Dabei ist jedoch zu
beachten, dass auf diese die Bestimmungen des dritten Hauptstiickes anzuwenden sind. Mit dieser
Moglichkeit soll insbesondere dem Wunsch der Gemeinden entsprochen werden, den Betrieb der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen moglichst flexibel gestalten zu kénnen. So konnen
beispielsweise Kinder, die eine Kindergartengruppe besuchen, abgesehen von Zeiten der Erfiillung der
Besuchspflicht (§ 26 Abs. 2), auch in einer Kinderspielgruppe betreut werden. Ebenso kdnnen Kinder, die
eine Kleinkindgruppe besuchen, zeitweise in einer Kinderspielgruppe betreut werden.

Die Entscheidung dariiber, welche der genannten Gruppenformen in einer Einrichtung gefiihrt werden,
obliegt ausschliellich dem Rechtstréiger.

Das Gesetz enthidlt keine Vorgaben dazu, wie eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu
bezeichnen ist. Der Rechtstrager kann die Bezeichnung daher grundsitzlich frei wihlen. In der Praxis
konnten Einrichtungen, in denen ausschlieBlich Kindergartengruppen gefiihrt werden, weiterhin als
Kindergarten bezeichnet werden. Ebenfalls unproblematisch wire es, eine Einrichtung, in der zumindest
zwei Gruppenformen (z.B. Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen) gefiihrt werden, als Kinderhaus
zu bezeichnen. Der Rechtstriger wird allerdings zu beachten haben, dass die Bezeichnung die Art der
Einrichtung  korrekt  wiedergibt. Insofern wére es unzuldssig, eine Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung, in der ausschlieflich Kinderspielgruppen gefiihrt werden, als Kindergarten
zu bezeichnen.

Zu § 21 Abs. 2:

Im Abs. 2 wird festgelegt, welche padagogische Fachkraft bzw. Betreuungsperson die jeweilige Gruppe
verantwortlich zu fithren hat. Auf die Mdglichkeit nach § 17, unter bestimmten Voraussetzungen
anderweitig qualifiziertes Personal einsetzen zu koénnen, wird verwiesen.

Zu § 21 Abs. 3 und 4:

Mit der Bestimmung des Abs.3 und 4 wird die Moglichkeit geschaffen, Kleinkindgruppen,
Kindergartengruppen, Schulkindgruppen aber auch Kinderspielgruppen alterserweitert zu fithren. Das
bedeutet, dass in den einzelnen Gruppen auch Kinder betreut werden konnen, die alter oder jlinger als
jene Kinder sind, fiir die die jeweilige Gruppe grundsétzlich bestimmt ist. Demnach kénnten z.B. in einer
Kleinkindgruppe auch Kinder im Alter von vier Jahren betreut werden. Dabei besteht jedoch die
Einschrinkung, dass nur solche Kinder in eine alterserweitert gefiihrte Kindergarten- oder
Schulkindgruppe aufgenommen werden diirfen, die das zweite Lebensjahr vollendet haben.

Diese Moglichkeit bietet einerseits Vorteile und Chancen fiir die betreffenden Kinder: So kénnen z.B.
jingere Kinder von élteren Kindern lernen und umgekehrt (jiingere Kinder lernen z.B. Modelle der
Konfliktlosung von élteren Kindern usw.), lingerfristige Freundschaften unter Kindern geschlossen
werden, Geschwisterkinder gemeinsam eine Gruppe besuchen usw. Andererseits wird durch die
Maglichkeit der alterserweiterten Gruppenfiihrung dem Rechtstréger ein zusitzlicher Spielraum bei der
Gruppenbildung und dem damit verbundenen Personaleinsatz erdffnet. So besteht beispielsweise die
Moglichkeit, in einer FEinrichtung lediglich am Vormittag im AusmaBl der Besuchspflicht
Kindergartengruppen zu fithren und die betreffenden Kinder am Nachmittag in Kleinkindgruppen
alterserweitert zu betreuen. Damit soll ebenfalls dem Wunsch der Gemeinden nach weitestgehender
Flexibilitdt bei der Organisation der institutionellen Kinderbetreuung entsprochen werden.

Allerdings wird dem Grundsatz des § 3 Abs. 6, wonach jedes Kind unter Achtung seiner Wiirde, seiner
Bediirfnisse und Rechte individuell unterstiitzt und betreut werden soll, nur schwer entsprochen werden
koénnen, wenn in einer Gruppe der Altersunterschied zwischen den Kindern zu grof} ist. Zudem ist bei der
Alterszusammensetzung einer Gruppe auf Kinder mit erhohtem Forderbedarf besonders Bedacht zu
nehmen und — entsprechend dem Grundsatz des § 3 Abs. 6 — dafiir Sorge zu tragen, dass die individuelle
Unterstiitzung und Betreuung dieser Kinder (beispielsweise durch den Einsatz von entsprechend
qualifiziertem Personal) gewahrleistet ist.

Festzuhalten ist auerdem, dass die Besuchspflicht in der Kindergartengruppe zu erfiillen ist (vgl. § 26
Abs. 1). Daraus ergibt sich, dass besuchspflichtige Kinder jedenfalls im Ausmaf ihrer Besuchspflicht eine
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Kindergartengruppe besuchen miissen; dariiberhinausgehend (z.B. am Nachmittag) konnen sie jedoch
auch eine alterserweiterte Kleinkindgruppe oder alterserweiterte Schulkindgruppe besuchen.

Ob es sich bei einer alterserweitert gefiihrten Gruppe um eine Kleinkind-, Kindergarten- oder
Schulkindgruppe handelt, bestimmt sich in erster Linie danach, welcher Altersgruppe die Mehrzahl in der
betreffenden Gruppe betreuten Kinder angehéren (Abs. 4). Werden in einer Gruppe beispielsweise vier
2-Jahrige, sechs 4-Jéhrige und drei Schiiler betreut, handelt es sich dabei um eine alterserweitert gefiihrte
Kindergartengruppe. Sofern in einer Altersgruppe gleich viele Kinder vertreten sind, gibt die jiingere
Altersgruppe den Ausschlag. Werden daher in einer Gruppe vier 2-Jahrige, sechs 4-Jahrige und sechs
Schiiler betreut, handelt es sich dabei um eine Kindergartengruppe. Fiir die Fithrung alterserweiterter
Kinderspielgruppen gilt, dass in einer solchen Gruppe der Anteil der betreuten Schiiler den Anteil der in
der Gruppe betreuten nicht schulpflichtigen Kinder nicht iibersteigen darf (Abs. 4 letzter Satz).

Zu § 21 Abs. 5:

Auf Grundlage des Abs. 5 ist die Landesregierung verpflichtet, mit Verordnung nihere Regelungen zu
Art und AusmalBl des Personaleinsatzes in den einzelnen Gruppen sowie zu den Gruppengrofien
festzulegen. Dabei sind neben den Zielen und Grundsitzen dieses Gesetzes (§§ 2 und 3) insbesondere die
gesetzlichen Vorgaben zur Bildungs- und Betreuungsarbeit (§ 10) sowie der frithkindliche und
auBerschulische Bildungsauftrag der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (§ 11) zu
beriicksichtigen. AuBlerdem ist auf das Alter und die Bediirfnisse der Kinder besonders Riicksicht zu
nehmen. Dariiber hinaus ist auch auf die Bediirfnisse des Betreuungspersonals sowie auf allfillige
sachliche Erfordernisse Bedacht zu nehmen.

Im Abs. 5 letzter Satz wird die gesetzliche Grundlage dafiir geschaffen, dass die Landesregierung in einer
solchen Verordnung auch Bestimmungen iiber die Erteilung von Ausnahmebewilligungen von den dort
getroffenen Festlegungen (z.B. von den Gruppengroflen) vorsehen kann.

Zu § 22:
Zu § 22 Abs. 1:

Der Beginn und das Ende des Betreuungsjahres werden gesetzlich festgelegt, zumal verschiedene
Bestimmungen daran ankniipfen. Inhaltlich orientiert sich die Regelung an jener des §2 Abs. 1
Pflichtschulzeitgesetz.

Zug§ 22 Abs. 2:

Grundsitzlich wird die Entscheidung iiber die Festlegung der Ferien dem Rechtstriger {iberlassen. Dieser
hat dabei jedoch die Bediirfnisse der Erziehungsberechtigen und Kinder zu beriicksichtigen. Damit soll
dem in § 2 Abs. 2 lit. ¢ formulierten Ziel (Unterstiitzung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und
Forderung der Beteiligung der Erziehungsberechtigten am Erwerbsleben) Rechnung getragen werden.
Eine weitere Vorgabe fiir den Rechtstriger in diesem Zusammenhang ist, dass Ferien nur wéhrend den
Hauptferien oder schulfreien Tagen nach dem Pflichtschulzeitgesetz festgelegt werden diirfen (Abs. 2
zweiter Satz). Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass fiir besuchspflichtige Kinder
grundsétzlich nur wihrend der Hauptferien und schulfreien Tage nach dem Pflichtschulzeitgesetz keine
Besuchspflicht besteht (vgl. § 26 Abs. 2). Gleichzeitig soll verhindert werden, dass flir besuchspflichtige
Kinder und nicht besuchspflichtige Kinder unterschiedliche Ferien festgelegt werden kdnnen. Zudem ist
der Rechtstrager verpflichtet, die Ferien so festzulegen, dass dem Versorgungsauftrag nach § 6 Abs. 3
bis 5 entsprochen wird. Sofern daher — trotz bestehendem Betreuungsbedarf — Ferien in einem Ausmaf
von mehr als vier Wochen festgelegt werden, ist die Gemeinde als Rechtstriger nach Maligabe des
Versorgungsauftrages verpflichtet, dem betreffenden Kind, sofern dieses nicht bereits die Schule besucht,
fiir die restliche (vier Wochen {ibersteigende) Ferienzeit einen alternativen Betreuungsplatz zur
Verfiigung zu stellen.

Grundsitzlich hitte der Rechtstrager auch die Mdglichkeit, {iberhaupt keine Ferien festzulegen und die
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wihrend des gesamten Betreuungsjahres gedffnet zu halten.
Diesfalls ist jedoch insbesondere auf die dienstrechtlichen Vorgaben (Urlaubsanspriiche des
Betreuungspersonals usw.) Bedacht zu nehmen.
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Zu § 23:
Zu § 23 Abs. I:

Grundsitzlich soll der Rechtstriiger die Offnungszeiten mdglichst frei gestalten konnen. Dabei hat er sich
jedoch — insbesondere mit Blick auf das in § 2 Abs. 2 lit. ¢ formulierte Ziel — unter Beriicksichtigung der
im Rahmen der Angebotsplanung (§ 6) durchgefiihrten Erhebungen an den Bediirfnissen der Kinder und
beteiligten Familien zu orientieren; die Erfiillung des Versorgungsauftrages nach § 6 Abs. 3 bis 5 ist
jedenfalls sicherzustellen. Dariiber hinaus hat der Rechtstriger die in Abs.2 festgelegten
Mindestvorgaben einzuhalten.

Zu § 23 Abs. 2:

Im Abs. 2 wird festgelegt, an welchen Wochentagen bzw. zu welchen Tageszeiten Kindergartengruppen
jedenfalls gedffnet haben miissen. Diese Mindestoffnungszeiten am Vormittag sollen den Bediirfnissen
berufstitiger Erziehungsberechtigter entgegenkommen. Abgesehen davon haben sich die Offnungszeiten
in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen und Schulkindgruppen am Bedarf der Erziehungsberechtigen
und der Kinder zu orientieren (vgl. Abs. 1).

Nach Abs. 2 zweiter Satz gelten die festgelegten Mindestdffnungszeiten nicht wihrend den Ferien, bei
Unbeniitzbarkeit des Gebédudes, in Katastrophenfillen sowie bei sonstigen zwingenden Griinden (vgl.
dazu auch § 3 Abs. 3 Pflichtschulzeitgesetz).

Zu § 23 Abs. 3:

Kernzeit sind jene — aus pddagogischen Griinden — konkret fixierten Zeiten, an denen ein
besuchspflichtiges Kind jedenfalls in der Kindergartengruppe anwesend sein muss. Die Kernzeit ist vom
Rechtstriger festzulegen, wobei dafiir nur Zeiten am Vormittag bis 12:30 Uhr in Frage kommen. Um zu
vermeiden, dass die Besuchspflicht (vgl. § 26 Abs. 2) durch die Festlegung von Kernzeiten ausgedehnt
wird, darf das Ausmal} der Kernzeit 20 Stunden pro Woche nicht iiberschreiten. Legt ein Rechtstriger die
Kernzeit beispielsweise von Montag bis Freitag von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr fest — also mit insgesamt
15 Stunden pro Woche — miissen die besuchspflichtigen Kinder jedenfalls zu diesen Zeiten in der
Kindergartengruppe anwesend sein. Hinsichtlich der verbleibenden fiinf Stunden der Besuchspflicht steht
es den Erziehungsberechtigten — im Rahmen der Offnungszeiten — frei zu entscheiden, wann ihr Kind
diese Zeit, sei es am Vormittag oder am Nachmittag, in der Kindergartengruppe verbringt.

Zu § 23 Abs. 4:

Im Abs. 4 wird das Ausmal} der tdglichen Randzeiten festgelegt. Dieses ist von der Wochendffnungszeit
der jeweiligen Kleinkindgruppe, Kindergartengruppe oder Schulkindgruppe (also von der tatséichlichen
Offnungszeit wihrend der gesamten Woche) abhingig.

Gleichzeitig wird festgelegt, dass nicht beliebige Zeiten wihrend der Tagesoffnungszeit als Randzeiten
festgelegt werden konnen. Als Randzeit kommt grundsétzlich nur der Anfang und/oder das Ende der
jeweiligen Tagesoffnungszeit in Frage. Zusitzlich kann eine Randzeit auch wéhrend der Mittagszeit im
Ausmall von eineinhalb Stunden festgelegt werden. Anzumerken ist, dass unter Mittagszeit jene Zeit zu
verstehen ist, an der tiblicherweise mit den Kindern das Mittagessen eingenommen wird.

Waihrend der Randzeiten, die vom Rechtstrdger innerhalb der gesetzlichen Vorgaben festzulegen und auf
geeignete Weise bekannt zu machen sind, ist in Kleinkindgruppen, Kindergartengruppen oder
Schulkindgruppen eine Betreuung durch Assistenzkriafte mit entsprechender Berufserfahrung moglich,
sofern die weiteren Voraussetzungen des § 17 erfiillt sind.

Zu § 24:
Zu § 24 Abs. 1:

Entsprechend dem Grundsatz des § 3 Abs. 3 (Freiwilligkeit) wird festgelegt, dass der Besuch von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen — von den Fillen der Besuchspflicht nach § 26 abgesehen
— freiwillig ist.

Zu § 24 Abs. 2:

Voraussetzung fiir die Aufnahme eines Kindes in eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist die
Anmeldung durch die Erziehungsberechtigten. Bei der Anmeldung ist jedenfalls das Ausmal} des
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Betreuungsbedarfes (dh die jeweiligen Wochentage bzw. die Verteilung der Betreuungsstunden auf diese)
bekannt zu geben.

Im Zuge der Anmeldung sollen die Erziehungsberechtigten zudem bekannt geben, ob sie das Kind auch
noch bei einer anderen Einrichtung angemeldet haben (und falls ja, bei welcher). Auf diese Weise werden
die betroffenen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (bzw. Rechtstrdger) in die Lage versetzt,
sich entsprechend abzustimmen.

Aus dem Grundsatz des nichtdiskriminierenden Zugangs ist insbesondere auch abzuleiten, dass ein Kind
mit erhohtem Forderbedarf bei der Aufnahme nicht unsachlich benachteiligt werden darf. Dies schliefit
jedoch auBlerhalb des Anwendungsbereiches der Abs. 3 bis 5 (Versorgungsauftrag) nicht aus, dass auch
Uberlegungen eines auBergewdhnlichen sachlichen oder organisatorischen Aufwandes mitberiicksichtigt
werden.

Die vorgesehene Information der Hauptwohnsitzgemeinde iiber eine An- oder Abmeldung des Kindes
durch den betreffenden Rechtstrager unterstiitzt die Gemeinden bei der Besorgung ihrer Aufgabe, die
Erziehungsberechtigten jener 4-jdhrigen Kinder, die noch nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe
angemeldet sind, aufzufordern, einen allfdlligen Sprachforderbedarf des Kindes feststellen zu lassen (vgl.
§ 25).

Zu § 24 Abs. 3:

Korrespondierend zur Verpflichtung der Gemeinde nach § 6 Abs.3 bis 5 hat eine Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung, deren Rechtstriger eine Gemeinde ist, ein angemeldetes Kind im Rahmen
des bestehenden Versorgungsauftrages aufzunehmen. Demnach miissen bereits in der ersten Ausbaustufe
alle Kinder aufgenommen werden, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres das dritte
Lebensjahr vollendet haben, sofern sie noch nicht die Schule besuchen und in der betreffenden Gemeinde
ihren Hauptwohnsitz haben (§ 6 Abs. 3). Daraus ergibt sich, dass Kinder mit erhéhtem Forderbedarf, die
zwar grundsétzlich schon das Alter fiir den Schuleintritt erreicht haben, jedoch nach § 15
Schulpflichtgesetz 1985 aus medizinischen Griinden vom Schulbesuch befreit sind, weiterhin eine
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung besuchen kdnnen. Ob im Einzelfall die Voraussetzungen fiir
die Befreiung eines Kindes vom Schulbesuch vorliegen oder nicht, ist von der Bildungsdirektion (mit
Bescheid) zu entscheiden. Schiiler und Schiilerinnen bis zur vierten Schulstufe miissen ab dem
Betreuungsjahr 2024/2025 aufgenommen werden, soweit sie keine Maoglichkeit zum Besuch einer
ganztdgigen Schulform haben (§ 6 Abs. 4). Dariiber hinaus miissen ab dem Bereuungsjahr 2025/2026
auch Kinder aufgenommen werden, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres das zweite
Lebensjahr vollendet haben (§ 6 Abs. 5).

Es besteht keine Moglichkeit, die Aufnahme eines Kindes abzulehnen, das die genannten
Voraussetzungen erfiillt (etwa mangels personeller oder rdumlicher Kapazititen). Sofern fiir ein solches
Kind kein Betreuungsplatz in einer Einrichtung innerhalb der Gemeinde zur Verfiigung gestellt werden
kann, hat diese nach Mallgabe des § 6 Abs.3 iVm Abs.4 und 5 fiir einen geeigneten und
bedarfsgerechten Betreuungsplatz auBerhalb der Gemeinde zu sorgen. Im Ubrigen wird auf die
Ausfithrungen zu § 6 Abs. 3 bis 5 verwiesen.

Im zweiten Satz des Abs.3 wird klargestellt, dass aus der objektiv-rechtlichen Verpflichtung der
Gemeinde zur Aufnahme keinerlei Rechtsanspruch abgeleitet werden kann, somit auch kein
Schadenersatzanspruch.

Zu § 24 Abs. 4:

Grundsitzlich muss die Gemeinde als Rechtstrager einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
auch ein angemeldetes Kind mit erhdhtem Foérderbedarf aufnehmen, sofern die Voraussetzungen nach
Abs. 3 erfiillt sind. Gelangt die Gemeinde zur Auffassung, dass die Betreuung eines Kindes mit erhdhtem
Forderbedarf in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung aus medizinischen Griinden eine
unzumutbare Belastung fiir das betroffene Kind darstellen wiirde, hat sie dies den Erziehungsberechtigten
mitzuteilen. Von einer unzumutbaren Belastung aus medizinischen Griinden wird insbesondere dann
auszugehen sein, wenn der Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung das Kind aufgrund
seiner Erkrankungen oder Einschriankungen korperlich oder auch emotional erheblich {iberfordern wiirde.
Diesfalls ist die Gemeinde verpflichtet, sich im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten um
alternative Betreuungsmoglichkeiten zu bemiihen. So wire beispielsweise zu priifen, ob das betreffende
Kind mit eingeschrinkten Betreuungszeiten in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
aufgenommen werden kann oder ob es nicht eine bessere Moglichkeit gibt, das Kind in einer geeigneten
Einrichtung eines anderen Rechtstrigers zu betreuen.
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Wird zwischen den Erziehungsberechtigten und der Gemeinde als Rechtstrdger keine einvernchmliche
Losung erzielt, kann die Gemeinde mit Bescheid entscheiden, dass im konkreten Fall eine
Aufnahmepflicht abweichend von Abs.3 nicht besteht. Zuvor ist jedoch im Zuge eines
Ermittlungsverfahrens ein medizinisches Gutachten zur Frage einzuholen, ob der Besuch der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung fiir das Kind aus medizinischen Griinden eine unzumutbare
Belastung wiére.

Zu § 24 Abs. 5:

Sofern die Aufnahme eines Kindes mit erhdhtem Forderbedarf fiir den Rechtstriger mit
auflergewohnlichem sachlichem oder organisatorischem (insbesondere personellem) Aufwand verbunden
wire, kann dieser verlangen, dass liber die Frage der Aufnahme des betreffenden Kindes in die
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ein Mediationsgesprach unter der Leitung des Kinder- und
Jugendanwaltes bzw. der Kinder- und Jugendanwiltin gefiihrt wird. Von einem derartigen Aufwand wird
beispielsweise dann auszugehen sein, wenn neue Riumlichkeiten errichtet werden miissten, um die
Betreuung des betreffenden Kindes sicherstellen zu konnen.

Neben dem Kinder- und Jugendanwalt (der Kinder- und Jugendanwiéltin) werden am Gesprich jedenfalls
Vertreter des Rechtstrigers sowie die Erziehungsberechtigten sowie das padagogische Aufsichtsorgan
teilnehmen. Daneben kdnnen erforderlichenfalls weitere Vertrauens- oder Auskunftspersonen (Fachleute,
usw.) beigezogen bzw. befragt werden.

Ziel des Mediationsgespriches ist es, eine auf der Freiwilligkeit der beteiligten Parteien beruhende und
von diesen selbst verantwortete Losung in der Frage der Aufnahme des betreffenden Kindes zu erreichen.
Sollte ausnahmsweise, was nicht zu hoffen ist, keine Einigung zwischen den Erziehungsberechtigten und
dem Rechtstriger erzielt werden, bleibt dieser nach MaB3gabe des Abs. 3 verpflichtet, das betreffende
Kind aufzunehmen.

Zu § 24 Abs. 6:

Wenn von einem Kind, welches bereits eine Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung besucht, eine
schwerwiegende Gefdhrdung fiir andere Kinder, Betreuungspersonen oder den ordnungsgeméBen
Betriebsablauf ausgeht, kann vom Rechtstriger ein Mediationsverfahren zur Erarbeitung einer
einvernehmlichen Losung in Gang gesetzt werden. Zu den moglichen Gefdhrdungen zdhlen hier
beispielsweise eine anhaltende oder schwere Anwendung von Gewalt gegen andere Kinder oder eine
dauernde nachhaltige Verhinderung der Bildungsarbeit in der Gruppe. Dem Verfahren sind der Kinder-
und Jugendanwalt oder die Kinder- und Jugendanwiltin, das péadagogische Aufsichtsorgan und die
Erziehungsberechtigten beizuziehen. Als eine Losung kann unter Umstinden auch ein alternativer
Betreuungsplatz bzw. eine Betreuung durch Tageseltern angeboten oder (als ultima ratio) der Besuch der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung fiir einen gewissen Zeitraum ausgesetzt werden. Denkbar
wire auch, dass zusitzliches Betreuungspersonal eingesetzt wird oder besondere Riickzugsmoglichkeiten
fiir das betreffende Kind geschaffen werden. Auch hier (wie im Fall des Abs. 5) gilt allerdings, dass dann,
wenn keine einvernehmliche Losung erzielt wird, der Versorgungsauftrag nach Mallgabe des Abs. 3
aufrecht bleibt.

Zu § 25:
Zu § 25 Abs. I:

Nach Ablauf der Anmeldefrist ist die Gemeinde verpflichtet, die Erziehungsberechtigen jener Kinder mit
Hauptwohnsitz in der Gemeinde, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres ihr viertes
Lebensjahr vollendet haben (vgl. dazu die Ausfithrungen zu § 6 Abs. 3 bis 5), nach Vollendung ihres
sechsten Lebensjahrs schulpflichtig werden und nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet
sind, schriftlich aufzufordern, einen allfdlligen Sprachférderbedarf feststellen zu lassen. Wird ein
Sprachforderbedarf festgestellt, ist das betreffende Kind verpflichtet, eine Kindergartengruppe zu
besuchen (vgl. § 26 Abs. 1 lit. b). Die Erziechungsberechtigten sind verpflichtet, das (besuchspflichtige)
Kind zum Besuch einer Kindergartengruppe anzumelden und fiir die Erfiillung der Besuchspflicht zu
sorgen (vgl. § 29 Abs. 4).

Es gibt 4-Jahrige, die zwar nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet sind, aber eine
Kleinkindgruppe besucht haben bzw. besuchen. Wenn bei einem solchen Kind bereits eine Priifung des
Sprachforderbedarfes erfolgt ist, bedarf es keiner zusétzlichen Feststellung des Sprachforderbedarfes nach
Abs. 1. In diesen Fillen erfolgt daher keine entsprechende Aufforderung durch die Gemeinde.
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Die Feststellung eines allfdlligen Sprachforderbedarfes wird in der Regel durch eine geeignete
padagogische Fachkraft erfolgen. Dabei sind jedenfalls die von der Landesregierung in einer Verordnung
nach § 13 lit. b festgelegten inhaltlichen Vorgaben zu beachten.

Zu § 25 Abs. 2:

Uber Abs. 1 hinaus ist die Gemeinde verpflichtet, die im Abs. 1 genannten Erziehungsberechtigen und
Kinder zu einem ,,Elterngesprich® einzuladen. Bei diesem Gesprich hat eine geeignete padagogische
Fachkraft die positiven Auswirkungen des Besuchs einer Kindergartengruppe darzulegen; das Kind kann
bei diesem Gesprich anwesend sein und ist gegebenenfalls in geeigneter Weise einzubinden. Es erscheint
zweckméBig, das Elterngesprach im Rahmen der Feststellung des Sprachforderbedarfes durchzufiihren.
Auf diese Weise kann unnétiger Zeitaufwand sowohl fiir die Gemeinden als auch fiir die betroffenen
Erziehungsberechtigten und Kinder vermieden werden.

Zu § 25 Abs. 3:

Nach erfolgter Feststellung des Sprachforderbedarfes hat die Gemeinde die Erziehungsberechtigten
umgehend iiber das Ergebnis zu informieren. Die Information hat auch dann zu erfolgen, wenn kein
Sprachforderbedarf festgestellt worden ist. Wurde der Sprachforderbedarf bereits im Zuge des Besuchs
einer Kleinkindgruppe festgestellt, hat die Gemeinde die betreffenden Erziehungsberechtigten ebenfalls
dariiber zu informieren.

Die Information soll in schriftlicher Form erfolgen; sie ist jedoch kein Bescheid. Die Gemeinde hat in
threm Schreiben darauf hinzuweisen, dass die Erziehungsberechtigten eine bescheidméfige Erledigung
durch die Landesregierung verlangen konnen (vgl. § 26 Abs. 1 lit. b).

Zug§ 25 Abs. 4:

Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 finden nur auf 4-jahrige Kinder Anwendung, die nicht bereits zum
Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet sind. Mit der Bestimmung des Abs. 4 wird sichergestellt,
dass ein Sprachforderbedarf auch in jenen Féllen formlich nach Abs. 1 bis 3 festgestellt und in weiterer
Folge die Besuchspflicht eines 4-jdhrigen Kindes begriindet werden kann, wenn das Kind zwar zum
Besuch einer Kindergartengruppe angemeldet ist, die Kindergartengruppe jedoch nicht im Ausmal der
Besuchspflicht besucht (obwohl dies aufgrund des vorhandenen Sprachférderbedarfes notwendig wire)
oder nachtréglich wieder abgemeldet wird.

Zu § 26:
Zu g 26 Abs. 1:

Nach lit. a sind alle Kinder, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres ihr flinftes Lebensjahr
vollendet haben und im Folgejahr schulpflichtig werden, zum Besuch einer Kindergartengruppe
verpflichtet. In diesem Zusammenhang ist davon auszugehen, dass das fiinfte Lebensjahr mit Ablauf des
dem fiinften Geburtstag vorangehenden Tages vollendet wird (vgl. dazu néher die Ausfithrungen zu § 6
Abs. 3 bis 5). Daher sind auch jene Kinder, die am 1. September ihren flinften Geburtstag feiern,
besuchspflichtig, weil sic am 31. August ihr fiinftes Lebensjahr vollendet haben. Hinsichtlich des Beginns
des Betreuungsjahres wird auf die Bestimmung des § 22 Abs. 1 verwiesen.

Dariiber hinaus sind nach lit. b all jene Kinder besuchspflichtig, die am 31. August vor Beginn des
Betreuungsjahres ihr viertes Lebensjahr vollendet haben und bei denen (anldsslich der Feststellung des
Sprachforderbedarfes nach §25 bzw. im Rahmen des Besuches einer Kleinkindgruppe) ein
Sprachforderbedarf festgestellt worden ist.

Die Besuchspflicht wird erfiillt, wenn das Kind eine Kindergartengruppe im Ausmal3 der Besuchspflicht
(Abs. 2) besucht.

Zu§ 26 Abs. 2:

Im Abs. 2 wird der Umfang der Besuchspflicht festgelegt. Der Besuchspflicht unterliegende Kinder
miissen wihrend des Betreuungsjahres eine Kindergartengruppe im AusmaBl von 20 Stunden an
mindestens vier Werktagen pro Woche besuchen. Keine Besuchspflicht besteht wahrend den Hauptferien
und den schulfreien Tagen nach dem PflichtschulzeitgesetZ. Dies entspricht den Vorgaben nach Art. 5
Abs. 3 der Vereinbarung gemil3 Art. 15a B-VG iiber die Elementarpiddagogik.

Zu § 26 Abs. 3:
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Eine Ausnahme von der Besuchspflicht kann nur auf Antrag der Erzichungsberechtigen in Anspruch
genommen werden; diesbeziiglich wird auf die weiteren Ausfiihrungen zu Abs. 4 verwiesen.

Mit den Ausnahmetatbestdnden nach lit. a und ¢ werden die Vorgaben nach Art. 5 Abs. 6 und 7 der
Vereinbarung gemill Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik umgesetzt. Im Falle der hiuslichen
Erziehung bzw. der Betreuung durch Tageseltern (lit. ¢) muss sichergestellt sein, dass die
Bildungsaufgaben und Werteerziehung entsprechend dem Leitfaden fiir die hédusliche Betreuung sowie
die Betreuung durch Tageseltern und entsprechend dem Werte- und Orientierungsleitfaden
wahrgenommen werden. Dabei wird vom péddagogischen Aufsichtsorgan zu beurteilen sein, ob von der
im Antrag angegebenen Betreuungsperson die Einhaltung dieser Vorgaben erwartet werden kann. Eine
Ausnahme von der Besuchspflicht nach lit. ¢ ist ausgeschlossen, wenn das betreffende Kind einen
Sprachforderbedarf aufweist.

Die Griinde fiir die — im Vorhinein zu beantragende — Inanspruchnahme einer Ausnahme miissen nicht
bei Einbringung des Antrages vorliegen; sie bezichen sich jeweils auf das dem Antrag folgende
Betreuungsjahr.

Zu § 26 Abs. 4:

Ein begriindeter Antrag auf Ausnahme von der Besuchspflicht ist bis Ende Mai vor Beginn des
Betreuungsjahres schriftlich beim padagogischen Aufsichtsorgan einzubringen. Ohne Antragstellung —
und bis zur positiven Erledigung durch das padagogische Aufsichtsorgan bzw. die Landesregierung —
kann eine Ausnahme nicht in Anspruch genommen werden.

Diese Regelung steht einer inhaltlichen Erledigung im Falle einer spiteren Antragstellung nicht entgegen;
bei der festgelegten Frist handelt es sich um eine bloBe Ordnungsfrist und nicht um eine Fallfrist. Die
Frist wird mit Ende Mai festgelegt, damit — im Falle einer negativen Beurteilung — noch rechtzeitig eine
Anmeldung in einer Kindergartengruppe erfolgen kann (die von der Gemeinde festzulegende
Anmeldefrist muss nach § 29 Abs. 1 zwischen Anfang Marz und Ende Juni liegen).

Andert sich der Ausnahmegrund nach Einbringung eines Antrages (z.B. Betreuung durch eine
Tagesmutter anstatt hiuslicher Erziehung), so ist die Einbringung eines neuen Antrages erforderlich. Bei
einem blofen Wechsel des Hauptwohnsitzes oder des dauernden Aufenthaltes des Kindes ist kein
neuerlicher Antrag erforderlich.

Das pédagogische Aufsichtsorgan hat zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir die im Antrag genannte
Ausnahme vorliegen oder nicht und die Erziehungsberechtigen entsprechend zu informieren. Sdmtliche
Antrége, somit auch jene, bei denen das padagogische Aufsichtsorgan zum Ergebnis gelangt, dass eine
Ausnahme vorliegt, sind schriftlich — in Form einer Mitteilung — zu erledigen. Die Erledigung des
padagogischen Aufsichtsorgans ist kein Bescheid.

Liegen nach Ansicht des paddagogischen Aufsichtsorgans die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme nach
Abs. 3 nicht vor, so hat dieses die Erziehungsberechtigten dariiber zu informieren, dass die beantragte
Ausnahme nicht in Anspruch genommen werden kann und somit Besuchspflicht besteht. Diese
Information hat ohne unndtigen Aufschub zu erfolgen, damit die Erziehungsberechtigen noch die
Moglichkeit haben, ihr Kind fiir den Besuch einer Kindergartengruppe anzumelden. In einem solchen Fall
hat die Landesregierung auf schriftliches Verlangen der Erziehungsberechtigen i{iber den Antrag auf
Gewihrung einer Ausnahme von der Besuchspflicht mit Bescheid zu entscheiden.

Die Gemeinde, in der das betreffende Kind den Hauptwohnsitz hat, soll iiber eine Mitteilung des
péadagogischen Aufsichtsorgans sowie iiber einen allfdlligen Bescheid der Landesregierung nachrichtlich
informiert werden. Dies deshalb, weil die Gemeinde — eine Anmeldung vorausgesetzt — den Besuch der
Kindergartengruppe zu ermdglichen hat, wenn die beantragte Ausnahme von der Besuchspflicht
abgelehnt wird (vgl. § 24 Abs. 3).

Zu § 26 Abs. 5:

Im Abs. 5 werden Praxiskindergérten, Tageseltern oder Personen, die ein Kind im Rahmen der héduslichen
Erziehung betreuen, verpflichtet, dem padagogischen Aufsichtsorgan bzw. der Landesregierung auf
Verlangen jene Auskiinfte zu erteilen, die zur Beurteilung des Vorliegens eines Ausnahmegrundes nach
Abs. 3 lit. b oder ¢ erforderlich sind.

Zu § 26 Abs. 6:
Ein Fernbleiben des Kindes, das der Besuchspflicht unterliegt, muss gerechtfertigt sein. Die

Rechtfertigungsgriinde fiir ein voriibergehendes Fernbleiben von der Kindergartengruppe sind — unter
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Beachtung der Vorgaben des Art.5 Abs.4 der Vereinbarung gemil Art. 15a B-VG iber die
Elementarpddagogik — im Abs. 6 demonstrativ aufgezéhlt. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, bei
einer Erkrankung des Kindes oder dessen Erziehungsberechtigen, bei Urlaubstagen im AusmaB} von
maximal fiinf Wochen sowie bei auBlergewohnlichen Ereignissen (z.B. Geburten, Hochzeiten, Todesfalle
im Familienkreis usw.). Abgesehen davon kann selbstverstindlich auch ein Arztbesuch oder eine
regelmdfige Therapie ein Fernbleiben des betreffenden Kindes rechtfertigen.

Die Erziehungsberechtigen sind verpflichtet, die pddagogische Fachkraft der Kindergartengruppe oder die
Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unter Angabe des jeweiligen Grundes iiber das
Fernbleiben zu informieren (vgl. § 29 Abs. 4).

Zu § 27:
Zu § 27 Abs. 1:

Abs. 1 regelt den entgeltfreien Besuch von Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen. Mit dieser
Regelung wird insbesondere der aus Art. 6 Abs. 1 der Vereinbarung gemdB Art. 15a B-VG iiber die
Elementarpddagogik resultierenden Verpflichtung Rechnung getragen.

Die Entgeltfreiheit gilt fiir alle Kinder, die am 31. August vor Beginn des Betreuungsjahres ihr flinftes
Lebensjahr vollendet haben (vgl. dazu ndher die Ausfithrungen zu § 26 Abs. 1), soweit sie eine
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung besuchen, deren Rechtstriager eine Gebietskorperschaft ist.

Fiir diese Kinder ist der Besuch im Ausmall der Besuchspflicht (20 Stunden an mindestens vier
Werktagen pro Woche), jedenfalls aber immer am Vormittag ab der Offnung der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung bis 12:30 Uhr, entgeltfrei. Der Besuch am Vormittag ist fiir die 5-jahrigen
Kinder daher auch dann entgeltfrei, wenn er iiber das Ausmaf} der Besuchspflicht von 20 Stunden hinaus
erfolgt. Am Nachmittag ist der Besuch nur ausnahmsweise entgeltfrei — und zwar im Ausmal} der zur
Deckung der Besuchspflicht erforderlichen Stunden, die das Kind nicht schon am Vormittag in der
Kinderbildung- und -betreuungseinrichtung verbringt.

Die im Abs. 1 zweiter Satz vorgesehene Informationsverpflichtung der Rechtstrdger entspricht den
Vorgaben des Art. 5 Abs. 2 der Vereinbarung gemdB Art. 15a B-VG iiber die Elementarpidagogik.

Wie bereits erwéhnt, gilt die Regelung iiber die Entgeltfreiheit nicht fiir private Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen. Der Landesregierung steht es jedoch frei, im Zuge der Gewdhrung von
Forderungen (§41) Anreize zu schaffen, um auch in privaten Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen einen entgeltfreien Besuch fiir die 5-jdhrigen Kinder zu ermdglichen.

Weiters ist anzumerken, dass die Entgeltfreiheit nach Abs. 1 auch nicht fiir 6ffentliche Praxiskindergérten
gilt, da diese — mangels Regelungskompetenz — vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen
sind (vgl. § 1 Abs. 2 lit. a).

Zu§ 27 Abs. 2:

Der  Abs.2  verpflichtet die  Gemeinden  als  Rechtstriger der  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen dazu, den Besuch zu sozial gestaffelten Tarifen zu ermdglichen. Die
ndheren Anforderungen zur Ausgestaltung der sozialen Staffelung sollen in den Forderrichtlinien des
Landes (§ 41 Abs. 1) festgelegt werden. Eine soziale Staffelung wird jedenfalls auch dann vorliegen,
wenn fiir einen begiinstigten Personenkreis generell eine Reduktion des reguldren Tarifes in einer
bestimmten Hohe angeboten wird.

Erziehungsberechtigte, die vom sozial gestaffelten Tarif Gebrauch machen mdchten, haben gegeniiber
dem Rechtstrdger ihre finanzielle Situation offen zu legen. Dazu kann es insbesondere erforderlich sein,
Nachweise iiber die Hohe der Sozialleistungen vorzulegen. Nur so kann iiberpriift werden, ob die
Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme des reduzierten Tarifes erfiillt sind.

Zu § 27 Abs. 3:

Fiir die Ausgabe von Mabhlzeiten (Jause, Mittagstisch, Getrinke usw.) sowie die Teilnahme an
Spezialangeboten (z.B. spezielle musikalische Forderung, spezielles Bastelmaterial usw.) kann —
ungeachtet der Entgeltfreiheit nach Abs. 1 — ein Entgelt eingehoben werden (vgl. dazu auch Art. 6 Abs. 2
der Vereinbarung gemil Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik).
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Zu §28:

Im § 28 wird der Zutritt zu den Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen geregelt. Mit dieser
Regelung soll sichergestellt werden, dass die Bildungs- und Betreuungsarbeit kontinuierlich und
ungestort von duleren Einfliissen durchgefiihrt werden kann.

Im ersten Satz sind jene Personen genannt, die — abgesechen vom Betreuungspersonal oder von
Praktikanten zu Ausbildungszwecken — zutrittsberechtigt sind. Unter anderem wird ein Zutrittsrecht fiir
Bevollméchtigte des Bundes zur Durchfiihrung von staatsvertraglich zwischen dem Bund und den
Landern vereinbarten Hospitationen oder Einzelfallpriifungen vorgesehen. ,,Bevollméchtigte* in diesem
Sinne sind Bedienstete des zustindigen Bundesministeriums oder aber entsprechend erméchtigte externe
Personen (z.B. Vertreter des Osterreichischen Integrationsfonds). Damit soll der Bestimmung des Art. 19
Abs. 6 der Vereinbarung gemél Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik Rechnung getragen werden.

Im Ubrigen kann der Rechtstriger — im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben — dariiber entscheiden,
welche anderen (als im ersten Satz genannten) Personen Zutritt zur Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung haben sollen.

Nach Abs. 2 ist die jeweilige Zutrittsberechtigung von der betreffenden Person glaubhaft zu machen.
Sofern die entsprechende Berechtigung nicht glaubhaft gemacht wird, kann der Zutritt verweigert werden.

Zu § 29:
Zug§ 29 Abs. 1:

Die Anmeldung des Kindes fiir das kommende Betreuungsjahr hat innerhalb der hiefiir festgelegten Frist
— und zwar zwischen Anfang Marz und Ende Juni — zu erfolgen. Die konkrete Frist ist von der Gemeinde
als Rechtstrager innerhalb des genannten Zeitraumes festzulegen.

Nachdem das Elterngespriach nach § 25 Abs. 2 erst nach Ablauf der von der Gemeinde festgelegten
Anmeldefrist gefiihrt wird, wird im Abs. 1 zweiter Satz Vorsorge dafiir getroffen, dass ein Kind auch
noch nach diesem Gesprich angemeldet werden kann. Zudem soll eine Anmeldung nach Ablauf der
Anmeldefrist auch dann moglich sein, wenn sich die fiir den Versorgungsauftrag mafigebenden Umstéinde
dndern; dies ist beispielsweise bei einem Wohnsitzwechsel wihrend des Betreuungsjahres der Fall.

Zu§ 29 Abs. 2:

Mit der Bestimmung des Abs.2 soll zum Ausdruck gebracht werden, dass sich die
Mitwirkungsmoglichkeiten der Erziehungsberechtigten nicht ausschlieBlich auf ,Elternpflichten*
beschranken. Entsprechend dem in §3 Abs.8 verankerten Kooperationsgrundsatz sollen die
Erziehungsberechtigen aktiv in die Bildungs- und Betreuungsarbeit eingebunden werden. Auf welche Art
und Weise diese FEinbindung im FEinzelfall erfolgt, bleibt der jeweiligen Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung tiberlassen. Denkbar wiére beispielsweise ein regelmafiger Austausch im
Rahmen von Elternabenden; ebenso konnte die Einrichtung von Elternbeirdten im Rahmen des
padagogischen Konzepts (§ 12 Abs.1) vorgesehen werden. Dariiber hinaus sollen die
Erziehungsberechtigten auch iiber wichtige Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Betrieb der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung informiert werden, wie z.B. iiber die Einrichtung
zusétzlicher Gruppenformen, tiber eine allfillige alterserweiterte Fithrung von Gruppen oder iiber eine
bauliche Umgestaltung der Einrichtung.

Zu § 29 Abs. 3:

Die Erziehungsberechtigten jener 4-jédhrigen Kinder, die nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe
angemeldet sind und bei denen die Priifung eines allfdlligen Sprachforderbedarfes nicht bereits im
Rahmen des Besuches einer Kleinkindgruppe erfolgt ist, haben einerseits am Elterngesprach nach § 25
Abs. 2 teilzunehmen; andererseits haben sie dafiir zu sorgen, dass ihr Kind an der Priifung eines
allfalligen Sprachforderbedarfes nach § 25 teilnimmt (auf die Ausfithrungen zu § 25 wird verwiesen). Um
dieser Verpflichtung entsprechende Wirksamkeit zu verleihen ist deren Nichterfiillung
verwaltungsstrafrechtlich abgesichert (§ 46 Abs. 1 lit. c¢).

Zu § 29 Abs. 4:

Die Erziehungsberechtigten besuchspflichtiger Kinder sind verpflichtet, ihr Kind zum Besuch einer
Kindergartengruppe anzumelden und in weiterer Folge dafiir Sorge zu tragen, dass das Kind die
Kindergartengruppe auch tatséchlich — zumindest im AusmaB der Besuchspflicht (§ 26 Abs. 2) — besucht;
auch diese Verpflichtung ist verwaltungsstrafrechtlich abgesichert (§ 46 Abs. 1 lit. ¢). Im Falle des
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Fernbleibens eines besuchspflichtigen Kindes sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, die
padagogische Fachkraft oder die Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung dariiber ohne
unndtigen Aufschub und unter Angabe des Verhinderungsgrundes (§ 26 Abs. 6) zu informieren.

Sofern Erziehungsberechtigte fiir ihr Kind eine Ausnahme von der Besuchspflicht in Anspruch
genommen haben, sind sie auerdem verpflichtet dafiir zu sorgen, dass eine Betreuung entsprechend dem
geltend gemachten Ausnahmegrund erfolgt (z.B. eine antragsgemifBe Betreuung durch Tageseltern nach
§ 26 Abs. 3 lit. ¢). VerstoBen Eltern gegen diese Verpflichtung, liegt eine Verwaltungsiibertretung nach
§ 46 Abs. 1 lit. ¢ vor.

Zu § 29 Abs. 5:

Wie bereits zu § 13 lit. ¢ ausgefiihrt, miissen Erhebungen zum Entwicklungsstand der Kinder
durchgefiihrt werden, um die Kinder entsprechend ihrem individuellen Entwicklungsstand unterstiitzen zu
konnen. Die Erziehungsberechtigten haben daher zu ermoéglichen, dass entsprechend dem
Instrumentarium nach § 13 lit. ¢ der Entwicklungsstand ihres Kindes festgestellt wird und das Kind im
Falle eines festgestellten Forderbedarfes auch tatséchlich an einer entsprechenden Forderung teilnimmt.
Diese Verpflichtung ist ebenfalls verwaltungsstrafrechtlich abgesichert (§ 46 Abs. 1 lit. c).

Im Falle eines festgestellten Sprachforderbedarfes sind die Erziehungsberechtigten angehalten, auch
selbst einen Beitrag zur Verbesserung des Sprachstandes ihres Kindes zu leisten. Aus diesem Grunde
sollen die Erziechungsberechtigten mit dem Rechtstrager der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung
eine Vereinbarung iiber die elterliche Mitarbeit abschlieBen. Eine solche Mitarbeit der
Erziehungsberechtigten umfasst insbesondere die Verpflichtung zur Teilnahme an Einzelgesprichen, das
ndher in der Vereinbarung zu konkretisierende Lernen mit den Kindern sowie das Wahrnehmen von
Terminen, die der Sprachférderung dienen.

Zu § 29 Abs. 6:

Mit der Regelung des Abs. 6 wird klargestellt, dass sich die Aufsichtspflicht des Betreuungspersonals
nicht auf den Weg vom und zur Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung erstreckt, sondern damit
verbundene Gefahren grundsétzlich von den Erziehungsberechtigten abzuwehren sind.

Zu § 29 Abs. 7:

Sofern ein Kind an einer ansteckenden Krankheit erkrankt oder unter einem Parasitenbefall (z.B.
Kopflduse oder Kritze) leidet, haben die Erziehungsberechtigten dies der padagogischen Fachkraft oder
der Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ohne unndtigen Aufschub zu melden.
Zudem sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, das erkrankte bzw. befallene Kind von der
Einrichtung fernzuhalten. Dies gilt (in Bezug auf ansteckende Krankheiten) auch dann, wenn die Gefahr
besteht, dass eine in der Familie aufgetretene ansteckende Krankheit durch ein gesundes Kind iibertragen
werden konnte. Sofern die Eltern ihrer Verpflichtung, das erkrankte bzw. vom Parasitenbefall betroffene
Kind von der Einrichtung fernzuhalten, nicht nachkommen, kann der Rechtstriger zum Schutz der
tibrigen Kinder sowie der Betreuungspersonen in Ausiibung seines Hausrechtes den Besuch der
Einrichtung durch das betreffende Kind untersagen.

Als ansteckende Krankheiten nach Abs. 7 gelten simtliche anzeigepflichtigen Krankheiten im Sinne des
Epidemiegesetzes 1950 (z.B. Kinderldhmung, bakterielle und virale Lebensmittelvergiftungen, Masern,
SARS, Keuchhusten, Rételn, Scharlach usw.) sowie die saisonale Influenza.

Zu § 30:

Mit der Durchfiihrung von Modellversuchen wird die Moglichkeit eroffnet, abweichend von den
Bestimmungen des zweiten Hauptstiickes neue Formen der Bildung und Betreuung von Kindern zu
erproben. Damit soll gewéhrleistet werden, dass im Hinblick auf die stindig erforderliche
Weiterentwicklung der Kinderbildung und -betreuung auch noch nicht etablierte Formen und Konzepte
erprobt werden konnen.

Nach Abs. 2 kann die Bewilligung eines Modellversuches nur vom Rechtstrager beantragt werden. Dieser
hat jedoch zuvor die betroffenen Erziehungsberechtigten anzuhoren. Auf diese Weise soll bereits im
Vorfeld sondiert werden, ob der geplante Modellversuch auch von den Erziehungsberechtigten
mitgetragen wird. Dem schriftlichen Antrag ist eine Beschreibung des Modellversuches anzuschlief3en,
aus der sich insbesondere der Inhalt (einschlieBlich Ausfiihrungen zum Bediirfnis zur Erprobung der
neuen Bildungs- und Betreuungsform), der Zweck und das Ziel des Versuches sowie die erforderlichen
Abweichungen von den Bestimmungen des zweiten Hauptstiickes ergeben.
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Die Landesregierung hat vor Erteilung der Bewilligung zu priifen, ob tatsichlich ein Bediirfnis zur
Erprobung neuer Formen der Bildung und Betreuung besteht und ob die geplanten Abweichungen von
den Bestimmungen des zweiten Hauptstiickes geeignet und erforderlich sind, um Zweck und Ziel des
Versuches zu erreichen. Die Bewilligung darf nicht erteilt werden, wenn der geplante Modellversuch den
Zielen und Grundsétzen dieses Gesetzes (§§ 2 und 3) oder sonst 6ffentlichen Interessen widerspricht.

Zu § 31:

Im § 31 wird klargestellt, dass Kinderspielgruppen im Sinne des § 4 Abs. 5 nach den Bestimmungen des
dritten Hauptstiickes (§§ 32 bis 36) zu filhren sind. Nach Mafigabe dieser Bestimmungen kdnnen
Kinderspielgruppen auch in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung im Sinne des zweiten
Hauptstiickes gefithrt werden (vgl. dazu ndher die Ausfithrungen zu § 21 Abs. 1).

Zu § 32:

Kinderspielgruppen sind insbesondere unter Berlicksichtigung ihres Verwendungszweckes sowie unter
Bedachtnahme auf die Ziele und Grundsitze dieses Gesetzes zu errichten und auszustatten. Diesbeziiglich
gelten die Vorgaben des § 8 sinngemill; auf die entsprechenden Ausfithrungen wird verwiesen.
Abweichend von § 8 konnen Kinderspielgruppen gegebenenfalls auch ohne Réumlichkeiten betricben
werden, soweit sich dies aus der Art der Betreuung ergibt (z.B. Waldkinderspielgruppen).

Ebenso wie bei Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen nach dem zweiten Hauptstiick darf der
Betrieb von Kinderspielgruppen nur mit Bewilligung der Landesregierung aufgenommen werden
(Abs. 2). Fiir dieses Verfahren gilt die Bestimmung des § 9 sinngemif. In diesem Zusammenhang ist
jedoch zu beriicksichtigen, dass nach den §§ 33 bis 36 fir Kinderspielgruppen weniger strenge
Betriebserfordernisse gelten als fiir Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen nach dem zweiten
Hauptstiick (z.B. in pddagogischer Hinsicht oder auch hinsichtlich des einzusetzenden
Betreuungspersonals). Aus diesem Grunde sind im Betriebsaufnahmeverfahren fiir Kinderspielgruppen
lediglich jene Unterlagen nach § 9 Abs.2 lit.a bis d vorzulegen, die zur Beurteilung der fiir
Kinderspielgruppen geltenden Betriebserfordernisse tatsdchlich relevant sind. Insofern sind
beispielsweise keine Angaben zur Qualifikation des eingesetzten Betreuungspersonals erforderlich. Im
Ubrigen wird zum Verfahrensablauf auf die entsprechenden Ausfiihrungen zu § 9 verwiesen.

Zu § 33:

Der Rechtstriger einer Kinderspielgruppe ist verpflichtet — unter sinngeméfer Anwendung des § 12 — ein
padagogisches Konzept fiir die betreffende Kinderspielgruppe zu erstellen. Hinsichtlich der Themen, die
in das Konzept Eingang zu finden haben, wird auf § 12 und die Ausfithrungen dazu verwiesen, wobei zu
beriicksichtigen ist, dass die Anforderungen in Kinderspielgruppen mangels besonderen frithkindlichen
Bildungsauftrages (vgl. §§ 10 und 11) andere sind. Auf die Verpflichtung zur Anpassung bestehender
padagogischer Konzepte an die neuen gesetzlichen Vorgaben bis spitestens 31. Dezember 2023 wird
hingewiesen (§ 47 Abs. 7).

Zu § 34:
Zu § 34 Abs. 1:

Der Rechtstriger einer Kinderspielgruppe ist verpflichtet, Betreuungspersonen im Sinne des Abs. 2
anzustellen und in der jeweiligen Einrichtung einzusetzen. Das konkrete Ausmaf} des Personaleinsatzes in
den einzelnen Gruppen richtet sich nach den Festlegungen der Landesregierung in einer Verordnung nach
§ 36.

Zu § 34 Abs. 2:

Betreuungspersonen miissen das 18. Lebensjahr vollendet haben. Personen unter 18 Jahren kénnen dann
als Betreuungspersonen in Kinderspielgruppen verwendet werden, wenn sie eine berufsspezifische
Ausbildung wie z.B. die dreijéhrige Fachschule fiir paddagogische Assistenzberufe abgeschlossen haben.

Hinsichtlich der erforderlichen Verldsslichkeit und gesundheitlichen Eignung der Betreuungspersonen
wird auf die Ausfiihrungen zu § 15 verwiesen.

Dartiber hinaus miissen Betreuungspersonen fiir den Umgang mit Kindern jedenfalls geeignet sein. Diese
Eignung wird beispielsweise dann nicht vorliegen, wenn die betreffende Person nicht {iber ausreichende
Deutschkenntnisse (zumindest auf dem Referenzniveau B2 des Gemeinsamen Europdischen
Referenzrahmens fiir Sprache) verfiigt.
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Eine bestimmte fachliche Qualifikation wird fiir den Einsatz als Betreuungsperson (ausgenommen sie ist
noch nicht 18 Jahre alt) nicht zwingend vorausgesetzt.

Zu § 34 Abs. 3:

Der Rechtstriger ist verpflichtet, eine (oder mehrere) aufgrund ihrer personlichen Eignung sowie
einschldgigen Berufserfahrung qualifizierte Betreuungsperson(en) mit der Leitung der Kinderspielgruppe
zu betrauen. Die Leitungsfunktion kann daher auch geteilt und beispielsweise von zwei Personen
gemeinsam wahrgenommen werden. Die Verpflichtung des Rechtstrigers zur Bestellung einer
Kinderspielgruppenleitung ist verwaltungsstrafrechtlich abgesichert (§ 46 Abs. 1 lit. b).

Zu § 35:

Dem Rechtstrager obliegt weiters die Bereitstellung der zum Betrieb der Kinderspielgruppe
erforderlichen Sachmittel. Dies umfasst neben der Errichtung des erforderlichen Gebdudes und der
Bereitstellung von Liegenschaften (z.B. ecines Spielplatzes) jedenfalls auch deren Instandhaltung,
Reinigung, Beleuchtung und Beheizung. Zudem ist der Rechtstrager verpflichtet, das fiir die laufende
Betreuung der Gebdude und Liegenschaften erforderliche Personal (wie z.B. Hauswart,
Reinigungspersonal usw.) beizustellen. AuBerdem hat der Rechtstriger fiir die Anschaffung und
Instandhaltung der Einrichtung sowie geeigneter Bildungs- und Beschéftigungsmittel zu sorgen. Zu dem
vom Rechtstriger zu tragenden sonstigen Sachaufwand gehoren beispielsweise Kosten fiir Biiromaterial
oder fiir die erforderliche IT-Infrastruktur.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich der Rechtstriger bei der Erfiillung dieser Verpflichtungen (gegen
entsprechenden Kostenersatz) Dritter bedient.

Zu § 36:

Auf Grundlage des § 36 kann die Landesregierung mit Verordnung nédhere Festlegungen zu Art und
Ausmal} des Personaleinsatzes in Kinderspielgruppen sowie zu den Gruppengrofen treffen. Dabei ist
neben den Zielen und Grundsitzen dieses Gesetzes (§§ 2 und 3) insbesondere auf das Alter und die
Bediirfnisse der Kinder, auf die Bediirfnisse des Betreuungspersonals sowie auf allfillige sachliche
Erfordernisse Bedacht zu nehmen.

Im letzten Satz wird die gesetzliche Grundlage dafiir geschaffen, dass die Landesregierung in einer
solchen Verordnung auch Bestimmungen iiber die Erteilung von Ausnahmebewilligungen von den dort
getroffenen Festlegungen (z.B. von den Gruppengroflen) vorsehen kann.

Zu § 37:

Sonstige Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind Einrichtungen im Sinne des § 4 Abs. 1, die
weder als Einrichtungen im Sinne des zweiten Hauptstiickes noch als Kinderspielgruppen zu qualifizieren
sind. Dazu zdhlen insbesondere Ferienheime, Ferienlager oder auch die stundenweise Betreuung z.B. in
Hotels,  Einkaufszentren @ oder in  Erginzung zur  Betreuung in  Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen nach dem zweiten Hauptstiick. Fiir den Betrieb dieser Einrichtungen gelten
die Bestimmungen der §§ 34 bis 36 sinngemil; auf die entsprechenden Ausfithrungen zu diesen
Bestimmungen wird verwiesen.

Daraus ergibt sich, dass fiir sonstige Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen — im Unterschied zu
den Kinderspielgruppen oder zu Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen nach dem zweiten
Hauptstiick — keine besonderen Vorgaben hinsichtlich des Bau- und Betriebsaufnahmeverfahrens
bestehen. Die Aufnahme des Betriebs einer solchen Einrichtung ist daher ohne Betriebsbewilligung
zulédssig. Dariiber hinaus besteht keine Verpflichtung zur Erstellung eines padagogischen Konzepts. Die
Landesregierung hat jedoch im Zuge der Aufsicht dafiir Sorge zu tragen, dass allfdllige Méingel,
insbesondere VerstoBe gegen die personellen, sachlichen oder organisatorischen Erfordernisse nach §§ 34
bis 36 (z.B. die Verwendung von nicht geeigneten Betreuungspersonen) beseitigt werden.

Zu § 38:

Die §§38 bis 40 regeln die Aufsicht iiber alle Formen von Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen.

Zu § 38 Abs. 1:
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Mit der Aufsicht der Landesregierung iiber die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen soll
sichergestellt werden, dass diese Einrichtungen nach den gesetzlichen Vorgaben betrieben werden. Die
Landesregierung hat im Rahmen der Aufsicht dafiir zu sorgen, dass Rechtstriager der Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen ihre Tétigkeit bewilligungskonform ausiiben und die Anforderungen nach
diesem Gesetz sowie nach den auf dieser Grundlage ergangenen Verordnungen, insbesondere in
padagogischer Hinsicht, eingehalten werden.

Zu § 38 Abs. 2:

Der erste Teilsatz des Abs.2 regelt die Befugnisse der Landesregierung im Rahmen ihrer
Aufsichtstitigkeit und legt allgemein fest, dass die Landesregierung berechtigt ist, die Einhaltung der
gesetzlichen Vorgaben (z.B. hinsichtlich des Versorgungsauftrages nach § 6, der fachlichen
Anforderungen an piddagogische Fachkrifte nach § 16 oder des Personaleinsatzes nach §§ 17 und 21
usw.) sowie der aufgrund dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen (insbesondere in Verordnungen oder
Bescheiden) jederzeit zu iiberpriifen. Insbesondere aus dem Wort ,jederzeit” ergibt sich, dass eine
aufsichtsbehordliche Uberpriifung auch routinemiBig durchgefiihrt werden kann, dh ohne dass konkrete
Anhaltspunkte fiir einen Missstand oder sonst ein konkreter Anlass (z.B. Beschwerde -eines
Erziehungsberechtigten) vorliegen muss.

Mit dem zweiten Teilsatz des Abs.2 wird der Vorgabe des Art. 13 Abs. 1 Z.4 zweiter Satz der
Vereinbarung gemdf Art. 15a B-VG tiiber die Elementarpddagogik Rechnung getragen. Demnach ist das
Land verpflichtet, bei Vorliegen eines begriindeten Verdachts auf VerstoBe gegen den Werte- und
Orientierungsleitfaden  unverziiglich eine  Einzelfallpriifung der betreffenden elementaren
Bildungseinrichtung einzuleiten. Uber das Ergebnis einer solchen Uberpriifung im Hinblick auf die
Einhaltung des Werte- und Orientierungsleitfadens ist dem Bund ohne unnétigen Aufschub zu berichten
(§ 40 Abs. 2).

Zu § 38 Abs. 3:

Um die Aufsichtstatigkeit effizient ausiiben zu konnen, muss die Landesregierung die Mdglichkeit haben,
sich iiber sdmtliche Angelegenheiten der betreffenden Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu
informieren. Dementsprechend werden die Rechtstriger verpflichtet, an der Aufsicht mitzuwirken. Im
Rahmen dieser Mitwirkungsverpflichtung haben die Rechtstrager der Landesregierung alle erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen und Einsicht in die erforderlichen Dokumente zu gewédhren. Der Begriff
»2Dokument* umfasst jede Darstellung eines Inhaltes unabhédngig von der Form des Datentrdgers (auf
Papier oder in elektronischer Form, Ton-, Bild- oder audiovisuelles Material); dazu gehdren auch alle
Hilfsmittel, die fiir das Verstdndnis und den Zugang nétig sind (vgl. in diesem Sinne auch § 3 Abs. 1 lit. a
des Archivgesetzes). Weiters besteht die Verpflichtung, der Landesregierung im Rahmen ihrer
Aufsichtstitigkeit unbeschriankten Zutritt zu den Gebduden, Ré&umlichkeiten und sonstigen
Liegenschaften einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu gewihren. Dariiber hinaus ist der
Landesregierung als Aufsichtsbehorde zu ermdglichen, die Betriebsabldufe in der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung zu beobachten sowie Gespriache mit den Kindern, Erziehungsberechtigten
und Betreuungspersonen zu fiihren.

Zu § 39:

Als padagogische Aufsichtsorgane kdnnen Bedienstete des Amtes der Landesregierung bestellt werden,
die tber eine einschlidgige Qualifikation (also insbesondere eine im § 16 genannte Ausbildung) sowie
iiber praktische Erfahrungen im Bereich der Kinderbildung und -betreuung verfiigen (vgl. bisher die
Regelung tiber die Kindergarteninspektorinnen und Kindergarteninspektoren in § 21 KGG). Im
Vordergrund der Titigkeit dieser Aufsichtsorgane steht neben der pidagogischen Aufsicht iiber
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen die fachliche Beratung der Betreuungspersonen.
Abgesehen davon sind padagogische Aufsichtsorgane im Bauverfahren (§ 8 Abs. 4) sowie im Rahmen
des Betriebsaufnahmeverfahrens (§ 9 Abs.2) anzuhdren und in fachlichen Angelegenheiten der
Vollziehung dieses Gesetzes als Amtssachverstindige heranzuziehen.

Zu § 40:
Zu § 40 Abs. 1:

Die fachliche Beratung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen durch die Landesregierung
umfasst in erster Linie Hilfestellungen und Unterstiitzungsleistungen im Bereich der Bildungs- und
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Betreuungsarbeit. Sie wird in erster Linie durch die piddagogischen Aufsichtsorgane (§ 39 Abs. 2)
erfolgen. Erforderlichenfalls konnte die Landesregierung zu diesem Zweck auch Dritte heranziehen.

Zu § 40 Abs. 2:

Mit dieser Bestimmung wird der Verpflichtung nach Art. 13 Abs. 1 Z. 4 letzter Satz der Vereinbarung
gemall Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik Rechnung getragen (vgl. dazu auch § 38 Abs. 2).

Zu § 40 Abs. 3 und 4.

Die Aufsichtsbehdrde hat, abhéngig von der Art des festgestellten Mangels, den Rechtstriger zunichst
schriftlich aufzufordern, den Mangel innerhalb einer angemessenen Frist zu beheben. Wenn einer
Aufforderung der Aufsichtsbehdrde nicht fristgerecht entsprochen wird, ist die Behebung des Mangels
mit Bescheid (unter neuerlicher Fristsetzung) aufzutragen. Kommt der Rechtstrager auch diesem Auftrag
nicht nach, kann der Bescheid vollstreckt bzw. — sofern eine Vollstreckung nicht zweckmafBig ist — die
betroffene Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nach Abs. 4 lit. ¢ ganz oder teilweise geschlossen
werden. Ein schriftlicher Méngelbehebungsauftrag (bzw. in weiterer Folge die Erlassung -eines
bescheidmifBigen Auftrages zur Mingelbehebung) nach Abs.3 kommt nur bei Vorliegen eines
behebbaren Mangels in Frage. Bei Vorliegen eines nicht behebbaren Mangels wire allenfalls nach Abs. 4
lit. b vorzugehen.

Zu § 40 Abs. 5 und 6:

In seltenen Féllen kann es erforderlich sein, dass aufsichtsbehordliche Maflnahmen (z.B. die Schliefung
einer Einrichtung) sofort durchgesetzt werden miissen, um die Sicherheit und das Wohl der betroffenen
Kinder zu gewihrleisten. Diesfalls kann die Durchfithrung eines behordlichen Verfahrens zur Erlassung
eines Bescheides sowie dessen Vollstreckung in einem Verwaltungsvollstreckungsverfahren nicht
abgewartet werden. Zur Abwehr unmittelbar drohender Gefahren fiir die Sicherheit und das Wohl der
Kinder soll es daher moglich sein, dass die Landesregierung erforderliche aufsichtsbehordliche
Mafnahmen auch ohne vorausgehendes Verfahren durch den Einsatz von Zwangsmitteln durchsetzen
kann.

Es handelt sich diesfalls um die Ausiibung unmittelbarer behordlicher Befehls- und Zwangsgewalt. Dabei
ist jedenfalls der Grundsatz der VerhéltnisméaBigkeit zu wahren und darauf zu achten, dass die potentielle
MaBnahme zur Verwirklichung des angestrebten Ziels geeignet und nicht iiber das zur Zielerreichung
Erforderliche hinausgeht. Bestehende Rechte des betroffenen Rechtstrigers sind so gut als moglich zu
schonen, ohne jedoch das angestrebte Ziel zu gefdhrden.

Sofern Zwangsmalinahmen nach Abs. 5 erster Satz gesetzt werden, ist die Landesregierung verpflichtet,
innerhalb eines Monats einen Bescheid tiber die getroffene Maflnahme zu erlassen. Wird ein
entsprechender Bescheid nicht (rechtzeitig) erlassen, so gilt die vorgenommene Malinahme als
aufgehoben. Im Zuge der Bescheiderlassung hat die Landesregierung allfillige Anderungen der Sachlage
zu berticksichtigen.

Ein Bescheid nach Abs. 5 zweiter Satz tritt an die Stelle der faktischen Amtshandlung, weshalb ein
bereits eingeleitetes Verfahren nach Art. 130 Abs. 1 Z. 2 B-VG einzustellen wire.

Sofern die Voraussetzungen fiir die Erlassung eines Bescheides nach Abs. 5 zweiter Satz nicht mehr
vorliegen (also z.B. keine besondere Gefiahrdungssituation fiir die Kinder in der betreffenden Einrichtung
mehr besteht), ist ein bereits erlassener Bescheid auf Antrag durch die Landesregierung aufzuheben; eine
solche Aufhebung hat ebenfalls mit Bescheid zu erfolgen. Ein entsprechender Aufhebungsantrag kann
vom betroffenen Rechtstrager gestellt werden.

Als Kosten, die der Landesregierung im Zuge von Zwangsmafinahmen nach Abs. 5 erster Satz entstehen
konnen, kommen beispielsweise im Falle der zwangsweisen SchlieBung einer Einrichtung Kosten fiir den
Austausch der Tiirschlosser in Betracht. Diese Kosten konnen dem betroffenen Rechtstriger — wenn eine
Entscheidung nach Abs. 5 zweiter Satz rechtskriftig geworden ist — bescheidmifBig vorgeschrieben
werden.

Zu § 41:
Zu§ 41 Abs. 1:

Ob und in welchem Ausmal eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung eine Férderung des Landes
erhilt, soll in den Foérderrichtlinien der Landesregierung geregelt werden. Bei der ndheren Ausgestaltung
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der Forderrichtlinien (z.B. bei der Festlegung der Fordervoraussetzungen usw.) hat die Landesregierung
jedenfalls auf die Ziele und Grundsitze dieses Gesetzes (§§ 2 und 3) Bedacht zu nehmen.

Zu § 41 Abs. 2:

Abs. 2 enthilt die gesetzliche Verpflichtung der Landesregierung, einer Gemeinde im Rahmen einer
Forderung nach Abs. 1 jedenfalls jene Kosten zu ersetzen, die ihr aufgrund der Entgeltfreiheit im Sinne
des § 27 Abs. 1 entstehen. Darunter sind die aufgrund der Entgeltfreiheit entfallenden Elternbeitrdge
gemeint; diese miissen angemessen sein. Das Erfordernis der Angemessenheit ermdglicht einen
pauschalierten KostenersatZ. Diese Bestimmung kommt zur Anwendung, soweit mit dem Vorarlberger
Gemeindeverband nichts anderes vereinbart ist. Zur Forderung privater Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen wird auf die Ausfiihrungen zu § 27 Abs. 1 verwiesen.

Zu § 41 Abs. 3:

Uber die Foérderungen des Landes kann die Angebotsplanung der Gemeinden gesteuert werden. Sofern
sich daher aufgrund der nach § 6 Abs.2 der Landesregierung vorzulegenden Malnahmenplédne
abzeichnet, dass eine Korrektur der Forderrichtlinien erforderlich ist, sollen dazu Gespréche stattfinden.

Zu § 42:

Vor dem Hintergrund vielfdltiger Interessen und Ziele sowie herausfordernder Rahmenbedingungen in
der Kinderbildung und -betreuung, sind Instrumente, die einen bestmdglichen Interessensausgleich
herbeifithren, von besonderer Bedeutung. Im Rahmen des im vorliegenden Gesetzesentwurf
vorgesehenen Dialogs sollen zumindest alle zwei Jahre die aktuellen Entwicklungen und allfillige
Probleme thematisiert und notwendige Mafinahmen zur Erreichung einer bestmoglichen Kinderbildung
und -betreuung beraten werden.

Zu § 43:
Zu § 43 Abs. 1:

Die gegenstindliche Regelung legitimiert die genannten Rechtstriger zur Verarbeitung von
personenbezogenen Daten, soweit dies zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlich ist. Um eine
iiberschieBende Datenverarbeitung zu verhindern, werden die Anwendungsfille in Abs. 1 konkret
genannt.

Abgesehen vom Fall einer gemeinsamen Datenverarbeitung nach Abs. 6 sind die genannten Rechtstréger
bei den in ihre Zustindigkeit fallenden Angelegenheiten und bei der Erfiillung der ihnen nach diesem
Gesetz libertragenen Aufgaben jeweils als Verantwortliche im Sinne von Art. 4 Z. 7 der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) anzusehen.

Zu § 43 Abs. 2:

Um die Daten(arten), die im Rahmen des Vollzugs im Sinne des Abs. 1 einer Verarbeitung bediirfen zu
konkretisieren bzw. einzugrenzen, werden sie in Abs. 2 ausdriicklich genannt. Dabei handelt es sich im
Wesentlichen um Daten der Kinder und der Erziehungsberechtigten, um Daten der Betreuungspersonen,
die in einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung eingesetzt werden (sollen), Daten der
Tageseltern sowie um Daten der Rechtstrager bzw. der jeweils vertretungsbefugten Organe.

Unter allgemeinen Personenstandsdaten sind Daten im Sinne des § 2 Abs. 2 Personenstandsgesetz 2013
zu verstehen.

Die Gesundheitsdaten sowie Daten zum Entwicklungsstand des Kindes stellen besondere Kategorien
personenbezogener Daten iSd Art. 9 Abs. 1 DSGVO dar. Zu den Gesundheitsdaten zdhlen Daten iiber
eine fiir die Betreuung relevante Vorerkrankung, eine Krankmeldung sowie ein Auftreten und die
mdgliche Verbreitung samtlicher anzeigepflichtiger Krankheiten im Sinne des Epidemiegesetzes 1950,
der saisonalen Influenza sowie eines Parasitenbefalles. Zum Umfang der Daten betreffend den
Entwicklungsstand wird auf die Ausfithrungen zu den Abs. 3 und 4 verwiesen. Die Verarbeitung dieser
besonderen Kategorien von Daten stiitzt sich auf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO und soll sicherstellen, dass
einerseits jedes Kind die notwendige Betreuung und Férderung erhilt und andererseits eine Ubertragung
durch Krankheiten und Parasiten auf andere Kinder oder Personen hintangehalten wird.

Ebenso stellen die Daten, die zur Beurteilung der gesundheitlichen Eignung (§ 15 Abs. 2) erhoben
werden, besondere Kategorien von Daten iSd Art. 9 Abs. 1 DSGVO dar. Den Rechtstridgern wird es durch
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vorzulegende é&rztliche Atteste ermdglicht, die erforderliche gesundheitliche Eignung einer
Betreuungsperson zu iiberpriifen.

Zu § 43 Abs. 3 und 4.

Die Regelung des Abs. 3 lit. a ermoglicht es der Landesregierung, auf Basis der Daten aus dem
Instrument zur Beobachtung des sonstigen Entwicklungsstands und dem BESK kompakt bzw. BESK-
DaZ kompakt (Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz in Deutsch von Kindern mit
Deutsch als Erstsprache bzw. von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache) den Entwicklungsstand der
Kinder zu erheben sowie die Wirksamkeit des Forderinstrumentariums zu iiberpriifen und stellt die
erforderliche datenschutzrechtliche Grundlage fiir die Ubermittlung der entsprechenden Daten an die
Landesregierung dar.

Fiir den Fall, dass ein Kind in eine andere Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (oder zu einer
Tagesmutter/einem Tagesvater) wechselt, muss Vorsorge getroffen werden, dass auch die relevanten
Informationen iiber den Entwicklungsstand des betreffenden Kindes iibermittelt werden kénnen. Mit der
Regelung des Abs. 3 lit. b (und des Abs. 4) soll die erforderliche datenschutzrechtliche Grundlage dafiir
geschaffen werden. Gleichzeitig wird die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung in diesen Fillen
ermédchtigt und verpflichtet, der anderen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung auf entsprechendes
Ersuchen die zur Feststellung des Forderbedarfes erforderlichen Daten zum Entwicklungsstand des
Kindes (insbesondere zum Sprachstand und zu durchgefiihrten FordermafBnahmen) zu iibermitteln.
Dadurch soll der Ubertritt in die neue Einrichtung entsprechend den Bediirfnissen des Kindes gestaltet,
dessen Orientierung in der neuen Situation und Eingliederung in die neue Gruppe bestmdglich unterstiitzt
und der nahtlose Anschluss an die padagogische Arbeit gewédhrleistet werden. Pddagogisch relevantes
Wissen soll beim Ubertritt nicht verloren gehen. Dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf die
Anforderungen des Kinderschutzes, wenn im Einzelfall besondere Unterstiitzung des Kindes und der
Erziehungsberechtigten oder die Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendhilfe (vgl. § 42 Abs. 2
KJH-G) geboten ist. Zudem soll auch die Kooperation zwischen den Einrichtungen gestérkt werden.

Im Abs.3 lit.c wird die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verpflichtet, Daten zum
Entwicklungsstand des Kindes (insbesondere zum Sprachstand und zu durchgefiihrten
Fordermafinahmen) auf Ersuchen der Schule zur Verfiigung zu stellen. Eine solche Verpflichtung besteht
allerdings nur insoweit, als die Erzichungsberechtigten ihrer Verpflichtung nach § 6 Abs. la
Schulpflichtgesetz 1985 nicht nachkommen. Mit dieser Regelung soll die Zusammenarbeit zwischen den
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen und der Schule gestirkt und der aus Art. 13 Abs. 3 Z. 5
der Vereinbarung gemif Art. 15a B-VG iiber die Elementarpddagogik resultierenden Verpflichtung
entsprochen werden. Soweit in diesem Zusammenhang die Ubermittlung von personenbezogenen Daten
auch besonders geschiitzte Daten im Sinn des Art. 9 DSGVO umfasst, etwa Daten zur ethnischen
Herkunft im Zusammenhang mit der Muttersprache, ist darauf hinzuweisen, dass an dieser Verarbeitung
ein erhebliches 6ffentliches Interesse im Sinn des Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO besteht.

Zu § 43 Abs. 5:

Die Erméchtigung zur Dateniibermittlung nach Abs. 5 bezieht sich auch auf Abteilungen innerhalb von
Dienststellen. Die Regelung erlaubt daher im Rahmen der Vollziehung dieses Gesetzes — bei Vorliegen
der gesetzlichen Voraussetzungen — (auch) eine Ubermittlung von personenbezogenen Daten innerhalb
der Landesverwaltung.

Zu § 43 Abs. 6:

Abs. 6 bildet die Grundlage fiir die bereits bestehende webbasierte Datenanwendung ,,KiBe-Web®, in der
von den Rechtstragern bzw. den Einrichtungen erhobene Daten (Anmeldedaten, Daten zum sprachlichen
und sonstigen Entwicklungsstand der Kinder, Personaldaten usw.) durch die Landesregierung, die
Gemeinden und private Rechtstriger gemeinsam verarbeitet werden. Sofern von der Erméchtigung
Gebrauch gemacht wird, die ermittelten personenbezogenen Daten nach Abs.1 gemeinsam zu
verarbeiten, sind die Landesregierung, die Gemeinden und privaten Rechtstriger gemeinsam fiir die
Verarbeitung der Daten verantwortlich (vgl. Art. 26 DSGVO). Die sich aus der Datenschutz-
Grundverordnung ergebenden Pflichten, insbesondere was die Wahrnehmung der Betroffenenrechte
anlangt (vgl. Kapitel III DSGVO), sollen jedoch grundsétzlich von der Landesregierung wahrgenommen
werden. Es besteht aber die Moglichkeit, eine davon abweichende Vereinbarung zu treffen. Nachdem das
Land und die Gemeinden in ihrer Funktion als Verantwortliche nicht hoheitlich titig werden, handelt es
sich dabei um eine zivilrechtliche Vereinbarung. Fiir die Verarbeitung der personenbezogenen Daten oder
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fiir einzelne Verarbeitungsschritte konnen die Organe geeignete Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4
Z. 8 der DSGVO heranziehen.

Zu § 43 Abs. 7:

Datensicherheitsmafnahmen, welche sich insbesondere aus Art.32 DSGVO und §1 Abs.2
Datenschutzgesetz ergeben, sind bei der Verarbeitung personenbezogener Daten vorzusehen. Dabei sind
fiir besondere Kategorien von personenbezogenen Daten sowie Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen
und Straftaten erhdhte Sicherheitsvorkehrungen (wie eingeschriankter Zugriff und Protokollierung der
Zugriffe) zu treffen. Eine Dateniibermittlung in o6ffentlichen Netzwerken darf nur verschliisselt
(entsprechend dem aktuellen Stand der Technik) erfolgen, weshalb beispielsweise eine unverschliisselte
Ubermittlung von Daten via E-Mail unzuléssig wére (erforderlich ist eine ,,end-to-end“-Verschliisselung).

Zu § 44:
Zu § 44 Abs. 1:

Die Landesregierung hat zur Priifung der Verldsslichkeit des Rechtstridgers (sofern es sich um eine
natiirliche  Person handelt) bzw. des vertretungsbefugten Organs im Rahmen des
Betriebsaufnahmeverfahrens Strafregisterauskiinfte nach § 9 Strafregistergesetz 1968 von Amts wegen
einzuholen (vgl. dazu naher die Ausfiihrungen zu § 9 Abs. 2). Abgesehen davon hat die Landesregierung,
sofern dies zur Uberpriifung der Verlisslichkeit der in lit. b genannten Personen im Rahmen der Aufsicht
erforderlich ist, Strafregisterauskiinfte nach § 9 Strafregistergesetz 1968 ebenfalls von Amts wegen
einzuholen. Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn entsprechende Anhaltspunkte fiir eine
einschlagige strafrechtliche Verurteilung (z.B gegen die sexuelle Integritit) vorliegen.

Zu § 44 Abs. 2:

Ankniipfend an die Verpflichtung zur Priifung der Verlésslichkeit von Betreuungspersonen (vgl. dazu
ndher die Ausfilhrungen zu § 15 Abs. 1) haben die Gemeinden als Rechtstriger die erforderlichen
Auskiinfte aus dem Strafregister nach § 9 bzw. § 9a Strafregistergesetz 1968 bei den dafiir zustindigen
Stellen von Amts wegen einzuholen. Mit dieser Bestimmung wird eine besondere (landes)gesetzliche
Grundlage im Sinne des § 9a Abs. 2 Strafregistergesetz 1968 geschaffen, die es den Gemeinden als
Dienstgeber ermoglicht, zur Priifung der Verlésslichkeit die erforderlichen Auskiinfte nach § 9a
Strafregistergesetz 1968 (,,Sonderauskiinfte zu Sexualstraftatern®) einzuholen.

Zu § 44 Abs. 3:

Auch private Rechtstrager sind verpflichtet, die Verlédsslichkeit der Betreuungspersonen zu priifen (vgl.
dazu die Ausfithrungen zu § 15 Abs. 1). Mangels Berechtigung zur Einholung von Auskiinften nach § 9
bzw. 9a Strafregistergesetz 1968 muss der jeweilige Rechtstriger vom Bewerber die Vorlage einer
Lotrafregisterbescheinigung™ nach  § 10 Abs. 1 Strafregistergesetz 1968  bzw.  einer
»Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfiirsorge™ nach § 10 Abs. la Strafregistergesetz 1968
verlangen.

Zu § 44 Abs. 4 und 5:

Die Bestimmungen betreffend die von Unionsbiirgern vorzulegenden Unterlagen zum Nachweis der
Verldsslichkeit decken sich mit den Vorgaben des Anhangs VII Z.1 lit.d der
Berufsqualifikationsrichtlinie. =~ Abgesehen davon ergibt sich aus Art.50 Abs.1 der
Berufsqualifikationsrichtlinie, dass die entsprechenden Nachweise und Bescheinigungen zum Zeitpunkt
ihrer Vorlage nicht élter als drei Monate sein diirfen.

Zu § 44 Abs. 6:

Privilegierte Drittstaatsangehorige im Sinne des Abs. 6 sind insbesondere die Angehdrigen der EWR-
Staaten (Liechtenstein, Norwegen, Island) und der Schweiz sowie deren Familienangehdrige bzw. die
Familienangehdrigen  von  Unionsbiirgern  und  die  langfristig  aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehorigen.

Zu § 45:

Es wird klargestellt, dass die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde — ausgenommen jene
nach § 25 — zu den Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches gehoren. Dies erfolgt vor dem Hintergrund
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des Art. 118 Abs. 2 letzter Satz B-VG, wonach Angelegenheiten, die die Gemeinde in ihrem eigenen
Wirkungsbereich erledigt, im Gesetz ausdriicklich als solche zu bezeichnen sind.

Die Erhebung eines allfilligen Sprachfoérderbedarfes (und eine daraus abgeleitete Besuchspflicht) bei
nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe angemeldeten 4-jdhrigen Kindern sowie die Durchfiihrung
von Elterngesprachen (§ 25) stellt eine Angelegenheit dar, die nicht im ausschlieBlichen oder
iiberwiegenden Interesse einer Gemeinde gelegen ist; es handelt sich daher um eine Angelegenheit des
iibertragenen Wirkungsbereiches.

Zu § 46:
Zu § 46 Abs. 1:

Abs. 1 enthédlt Strafbestimmungen, um bestimmte Verhaltensweisen zu sanktionieren. Die
Strafbestimmungen  richten sich einerseits an Rechtstriger, die eine Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung ohne die erforderliche Betriebsbewilligung betreiben (lit. a), gegen die
Verpflichtung verstolen, fiir die jeweilige Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung eine geeignete
Leitung zu bestellen (lit. b) oder einen Modellversuch ohne die erforderliche Bewilligung durchfiihren
(lit. d). Dartiber hinaus liegt eine Verwaltungsiibertretung durch den Rechtstridger auch dann vor, wenn
dieser gegen seine Verpflichtung verstof3t, die Aufsicht durch die Landesregierung zu ermoglichen (lit. e)
oder Anordnungen im Rahmen von Méngelbehebungsbescheiden nicht erfiillt (lit. f). Andererseits richten
sich die Strafbestimmungen an Erziehungsberechtigte, die gegen bestimmte Verpflichtungen zur
Mitwirkung an der Bildung und Betreuung ihrer Kinder verstoen — z.B. ein besuchspflichtiges Kind
nicht zum Besuch einer Kindergartengruppe anmelden oder nicht dafiir Sorge tragen, dass ihr Kind der
Besuchspflicht nachkommt (lit. ¢). Nach lit. ¢ ist auch die Verpflichtung der Erziehungsberechtigten,
mehrfache Anmeldungen desselben Kindes den betroffenen Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen bekannt zu geben, verwaltungsstrafrechtlich abgesichert. Abgesehen davon
begeht auch eine Verwaltungsiibertretung, wer Geboten oder Verboten in Bescheiden nach diesem Gesetz
zuwiderhandelt.

Zu § 46 Abs. 2:

Im Abs.2 werden Strafdrohungen und die Behordenzustindigkeit festgelegt. Die Hohe der
Verwaltungsstrafen bei Verstolen der Erziehungsberechtigten gegen bestimmte Mitwirkungspflichten,
insbesondere bei Verstdfen gegen die Besuchspflicht, orientiert sich an der Hohe der Verwaltungsstrafen
fiir Schulpflichtverletzungen gemél § 24 Schulpflichtgesetz 1985 (vgl. dazu auch Art. 5 Abs.5 der
Vereinbarung gemdfl Art. 15a B-VG iber die Elementarpddagogik). Fir die {iibrigen
Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1 lit. a und b sowie lit. d bis g wird ein einheitlicher Strafrahmen
von bis zu 2.000 Euro festgelegt.

Zu § 47:
Zu § 47 Abs. 1 und 2:

Im Abs. 1 wird das Inkrafttreten des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes festgelegt. Mit der
Regelung des Abs. 1 zweiter Satz wird die Moglichkeit geschaffen, Verordnungen aufgrund dieses
Gesetzes bereits vor dessen Inkrafttreten zu erlassen; diese diirfen jedoch frithestens mit Inkrafttreten des
neuen Gesetzes in Kraft gesetzt werden.

Gleichzeitig mit Inkrafttreten des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes tritt das bestehende
KGG auBer Kraft (Abs. 2).

Zu § 47 Abs. 3:

Da das neue Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz wihrend des laufenden Betreuungsjahres 2022/23 in
Kraft tritt, wird mit Abs. 3 eine Ubergangsbestimmung geschaffen, welche festlegt, welche Regelungen
erstmals mit Wirkung fiir das Betreuungsjahr 2023/24 zur Anwendung kommen. Damit wird einerseits
sichergestellt, dass es wiahrend des Betreuungsjahres zu keinen Verdnderungen im Bereich bestehender
Gruppen und beim Personaleinsatz kommt. Andererseits sollen sdmtliche Bestimmungen, welche fiir die
Vorbereitung des kommenden Betreuungsjahres mafBigeblich sind, wie die Angebotsplanung oder die
Anmeldung und Aufnahme der Kinder, bereits angewendet werden. Soweit die Bestimmungen dieses
Gesetzes erst mit dem Betreuungsjahr 2023/24 gelten, finden weiterhin die korrespondierenden
Regelungen des KGG und KJH-G Anwendung. Fiir Bau- und Betriebsaufnahmeverfahren, welche vor
dem 11. September 2023 eingeleitet werden, sind weiterhin die bisher bestehenden Regelungen des KGG
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und KJH-G mafgeblich; sie sind nach diesen zu Ende zu fiithren. Fiir die betroffenen Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen gelten im Weiteren die Abs. 4, 5 und 7.

Zu § 47 Abs. 4 und 5:

Mit diesen Regelungen werden Ubergangsbestimmungen hinsichtlich der erforderlichen
Betriebsbewilligung nach § 9 fiir bestehende Kindergirten und Kinderbetreuungseinrichtungen im Sinne
des KGG bzw. des KJH-G (§§ 31 und 31a KJH-G) geschaffen. Sofern der Betrieb eines bestehenden
Kindergartens nach § 4 KGG angezeigt (und nicht untersagt) worden ist, gilt dieser als nach § 9 bewilligt.
Gleiches gilt fiir Einrichtungen, deren Betrieb nach den Bestimmungen der §§ 31 oder 31a KJH-G
angezeigt (und nicht untersagt) worden ist. Eine Kinderspielgruppe, deren Betrieb nach § 31 KJH-G
angezeigt (und nicht untersagt) worden ist, gilt als nach § 32 Abs. 2 (iVm § 9) bewilligt.

Zu § 47 Abs. 6:

Um Personalengpisse zu vermeiden, wird wihrend eines Ubergangszeitraumes von drei Jahren die
Maglichkeit erdffnet, Gruppen in bestehenden Kinderbetreuungseinrichtungen nach § 31 oder § 31a
KJH-G auch durch eine padagogische Fachkraft nach § 16 Abs. 1 zu fithren, wenn in einer Gruppe mehr
als die Hélfte der Kinder drei Jahre alt ist (lit. a). Dies gilt in gleicher Weise auch dann, wenn sich in einer
Gruppe mehrheitlich 4- und 5-jihrige Kinder befinden, wobei diesfalls der Ubergangszeitraum lediglich
ein Jahr betragt (lit. b).

Zu § 47 Abs. 7:

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die noch iiber kein padagogisches Konzept verfiigen bzw.
deren padagogisches Konzept noch nicht den neuen Anfordemngen des § 12 entspricht, wird ein
Ubergangszeltraum bis zum 31. Dezember 2023 eingerdumt, ein entsprechendes Konzept zu erstellen
bzw. ein allenfalls bestehendes Konzept zu iiberarbeiten und der Landesregierung vorzulegen.

Zu § 47 Abs. 8:

Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits eine Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung leiten, obwohl sie nicht iiber die erforderliche Leitungsqualifikation verfiigen,
diirfen diese Funktion weiterhin ausiiben, ohne die fehlende Qualifikation nachholen zu miissen.

Zu § 47 Abs. 9:

Mit dieser Regelung wird sichergestellt, dass Betreuungspersonen, die bereits derzeit rechtmiBig in
Schulkindgruppen oder Kleinkindgruppen tétig sind, ihre Tatigkeit weiterhin in den genannten Gruppen
ausiiben diirfen, auch wenn sie nicht tiber die erforderliche fachliche Qualifikation nach § 16 verfiigen —
und zwar ohne dass im Einzelfall die Voraussetzungen nach § 17 vorliegen miissen.

Zu § 47 Abs. 10:

Aufgrund der Regelungen des derzeit geltenden KGG und KJH-G ergangene Bescheide sollen
grundsitzlich weiter aufrecht bleiben und als Bescheide nach den einschldgigen Bestimmungen des neuen
Gesetzes gelten. Damit wird zum einen dem Schutz des Vertrauens der Bescheidadressaten auf eine
erteilte Bewilligung Rechnung getragen, zum anderen konnen aber auch bestehende behdrdliche
Anordnungen weiterhin exekutiert werden. Auf dieser Grundlage gilt demnach beispielsweise ein
Bescheid nach § 13b Abs. 4 KGG, mit dem eine Ausnahme von der Besuchspflicht erteilt worden ist, als
Ausnahme nach § 26 Abs. 4 weiter. Diese Bescheide unterliegen verfahrensrechtlich (etwa hinsichtlich
einer allfilligen Abianderbarkeit) denselben Vorschriften wie jene Bescheide, die auf Grundlage des
neuen Gesetzes erlassen werden.

Zu § 47 Abs. 11:

Personen, die bereits nach den Bestimmungen des KGG als Kindergarteninspektorinnen bzw.
Kindergarteninspektoren bestellt sind, gelten als nach § 39 bestellte pAddagogische Aufsichtsorgane. Damit
wird vermieden, dass diese Personen neuerlich als paddagogische Aufsichtsorgane bestellt werden miissen.

Zu § 47 Abs. 12:
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Auf alle Verfahren und MafBinahmen nach dem KGG bzw. nach dem 3. Abschnitt des KIH-G, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens noch nicht abgeschlossen sind, sind die Bestimmungen dieses Gesetzes
anzuwenden.

Zu § 47 Abs. 13:

Mit dieser Regelung wird fiir den Fall vorgesorgt, dass der Bund der im § 44 Abs. 1 und 2 vorgesehenen
Mitwirkung von Bundesorganen (oder Teilen davon) nicht zustimmen sollte. In diesem Fall soll das
gegenstandliche Gesetz ohne diese Bestimmung (ohne diese Teile) kundgemacht werden.

Zur Anderung des Antidiskriminierungsgesetzes (Artikel IT)
Zu Z.1 (§ 10a):

Entsprechend der Terminologie des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes werden die Begriffe
HKindergarten® und ,Kinderbetreuungseinrichtung durch den Begriff »Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung® ersetzt. Dadurch ergeben sich keine inhaltlichen Anderungen.

ZuZ.2 (§ 23):

Die angesprochene  Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Landesbedienstetengesetzes 1988 (Artikel ITT)
Zu 7.1 (§120):
Im § 120 werden die Anderungen im § 9a LBedG 2000 beriicksichtigt.

Zu Z. 2 (§ 159):

Die angesprochene  Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Landesbedienstetengesetzes 2000 (Artikel IV)
Zu 7. 1 bis 11 (§ 9a):

Im § 9a wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Qualifikationserfordernisse fiir padagogische
Fachkrifte in Schulkindgruppen (Erzieher an Horten) im neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz
festgelegt werden (vgl. dazu niher § 16 Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz); im Ubrigen wird die
Regelung an die bestehenden grundsatzgesetzlichen Vorgaben angepasst.

Zu Z. 12 (§ 130):

Die angesprochenen Anderungen treten gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Gemeindebedienstetengesetzes 1988 (Artikel V)
ZuZ.1(§1):

Die bisher im KGG bestehenden dienstrechtlichen Sondervorschriften fiir Kindergartenpdadagoginnen und
Kindergartenassistentinnen (§ 22 KGG) werden in das Gemeindebedienstetengesetz 1988 iibernommen,
weshalb Abs. 2 erster Satz entfallen kann.

ZuZ.2 (§ 123):

Im Verweis auf § 35 werden die Begriffe ,,Kindergartenpddagoginnen® und ,,Kindergartenassistentinnen*
an die Begrifflichkeiten des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes angepasst. Dadurch ergeben
sich keine inhaltlichen Anderungen.

Zu Z.3 (§ 129):

Der bisherige § 22 KGG beinhaltet dienstrechtliche Sonderregelungen fiir Kindergartenpddagoginnen und
Kindergartenassistentinnen, deren Dienstverhéltnis in den Anwendungsbereich des GBedG 1988 fillt. Es
handelt sich dabei im Wesentlichen um Regelungen zu den Verwendungsgruppen und zum Gehalt.
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Nachdem das KGG mit Inkrafttreten des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes aufler Kraft tritt,
werden diese Regelungen in Gestalt des § 129 in das Gemeindebedienstetengesetz 1988 iiberfiihrt.
Anders als bisher gelten diese Sonderregelungen jedoch kiinftig nicht nur fiir Kindergartenpddagoginnen
und Kindergartenassistentinnen, sondern fiir alle padagogischen Fachkrifte und Assistenzkrifte in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, deren Dienstverhdltnis in den Anwendungsbereich des
GBedG 1988 fillt.

ZuZ.4(§ 165):

Nach Abs. 1 treten die angesprochenen Anderungen gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Auf Grundlage des Abs. 2 konnen jene padagogischen Fachkrifte und Assistenzkréfte in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen, die bei Inkrafttreten der gegenstindlichen Novelle noch in einer anderen
als in § 129 vorgesehenen Verwendungsgruppe eingereiht sind, in den Anwendungsbereich des § 129
wechseln. Eine entsprechende Erkldrung hat schriftlich zu erfolgen und ist unwiderrufbar.

Zur Anderung des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 (Artikel VI)
Zu Z.2 bis 5 (§ 82):

Im § 82 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Qualifikationserfordernisse fiir paddagogische
Fachkréfte in Schulkindgruppen (Erzieher an Horten) im neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz
festgelegt werden (vgl. dazu niher § 16 Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz); im Ubrigen wird die
Regelung an die bestehenden grundsatzgesetzlichen Vorgaben angepasst.

Zu Z. 6 und 7 (Uberschrift zum zweiten Hauptstiick und § 83):

Im Unterschied zur bisherigen Rechtslage gelten die Sonderregelungen des zweiten Hauptstiickes
(Besondere Bestimmungen fiir Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen)
nicht mehr nur fiir Kindergartenpadagoginnen und Kindergartenassistentinnen, sondern — sofern in den
§§ 84 bis 86 nicht anderes bestimmt wird — fiir alle pddagogischen Fachkréfte und Assistenzkrifte in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (sofern sie nicht in den Anwendungsbereich des
Gemeindebedienstetengesetzes 1988 fallen). Abgesehen davon entsprechen die Regelungen der Abs. 1
und 2 dem bisherigen § 83 Abs. | und 4; auf die entsprechenden Erlduterungen (Beilage 4/2005 und
Beilage 80/2018) wird verwiesen.

Zu Z. 8 (§ 83a):

Die bisherigen Bestimmungen des § 83 Abs.2 und 3 werden unverdndert iibernommen; auf die
entsprechenden Erlduterungen (Beilage 4/2005) wird verwiesen.

ZuZ.9 (§ 84):

Mit der Anderung im Abs.3 wird beriicksichtigt, dass nicht nur wie bisher den
Kindergartenpadagoginnen (piddagogischen Fachkriften in Kindergartengruppen), sondern nach § 85
Abs. 5 auch péddagogischen Fachkriften in Kleinkindgruppen ein bestimmtes Ausmall an Jahresvor-
und -nachbereitungszeit zu gewéhren ist. Weiters wird dem Umstand Rechnung getragen, dass unter
eingeschriankten Voraussetzungen an Stelle einer padagogischen Fachkraft voriibergehend auch eine
Assistenzkraft in einer Kleinkind- oder Kindergartengruppe eingesetzt werden kann (vgl. dazu niher § 17
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz).

Zu 7. 10 bis 18 (§ 85):
Zu § 85 Abs. 1 und 2:

Mit den Anderungen in der Uberschrift sowie im Abs. 1 wird klargestellt, dass die Regelungen des § 85 —
soweit in den folgenden Absdtzen (insbesondere in den Abs. 3 bis 6) nicht anderes angeordnet ist — fiir
alle padagogischen Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten (sofern sie nicht
in den Anwendungsbereich des Gemeindebedienstetengesetzes 1988 fallen). Zudem wird berticksichtigt,
dass zu den Aufgaben der pddagogischen Fachkrifte nicht nur die Betreuung der Kinder, sondern auch
die Bildungsarbeit zihlt. Die Anderungen im Abs. 2 ergeben sich aus neueren Entwicklungen im Bereich
der Didaktik und dienen im Ubrigen der Klarstellung.
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Zu § 85 Abs. 3 bis 6

Im Abs.3 wird die bestehende Regelung zur wdchentlichen Vor- und Nachbereitungszeit insofern
angepasst, als kiinftig nicht nur fiir Kindergartengruppen, sondern auch fiir Kleinkindgruppen eine
wochentliche Vor- und Nachbereitungszeit vorzusehen ist. Wie bisher betrdgt das Ausmall der pro
Gruppe aufzuwendenden Vor- und Nachbereitungszeit zumindest 16 Stunden. Uber dieses Ausmaf
hinaus darf die Vor- und Nachbereitungszeit jedoch 35 % der wochentlichen Offnungszeit der jeweiligen
Gruppe nicht {iberschreiten. Sofern eine Kleinkindgruppe oder Kindergartengruppe von einer
padagogischen Fachkraft alleine (also ohne Unterstiitzung durch eine weitere piddagogische Fachkraft
oder durch eine Assistenzkraft) betreut wird, betrdgt die wochentliche Vor- und Nachbereitungszeit 12
Stunden. Wird eine Gruppe von mehreren padagogischen Fachkraften betreut, ist die wochentliche Vor-
und Nachbereitungszeit entsprechend dem jeweiligen Zeitaufwand auf die einzelnen péddagogischen
Fachkriéfte aufzuteilen (Abs. 6). Die konkrete Festlegung der wochentlichen Vor- und Nachbereitungszeit
ist Teil der Vereinbarung iiber die Jahresarbeitszeit (§ 83a). Eine Erhohung oder Verringerung der Vor-
und Nachbereitungszeit ist daher mit den betreffenden Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen zu
vereinbaren.

Die Leitung einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung erfordert bei der Vor- und Nachbereitung
erfahrungsgemal einen hoheren Zeitaufwand (Teamgespriche, Elterngespriche, Koordinationsaufwand).
Dieser Zeitaufwand ist in der Vereinbarung liber die wochentliche Vor- und Nachbereitungszeit (§ 83a)
zu beriicksichtigen und betrdgt — abhéngig von der Anzahl der in einer Einrichtung gefiihrten Kleinkind-
und Kindergartengruppen — zwischen einer und sechs Stunden (Abs. 4). Eine zusétzliche wochentliche
Vor- und Nachbereitungszeit nach Abs. 4 gebiihrt jedoch nur in dem Jahr, in dem tatséchlich eine
entsprechende Leitungstétigkeit ausgetibt wird.

Im Abs. 5 wird beriicksichtigt, dass kiinftig nicht nur fiir Kindergartengruppen, sondern auch fiir
Kleinkindgruppen eine Jahresvor- und -nachbereitungszeit vorzusehen ist.

Mit der Anderung im Abs. 6 wird klargestellt, dass die Regelung iiber die Aufteilung der Vor- und
Nachbereitungszeit auch fiir padagogische Fachkrifte in Kleinkindgruppen gilt.

Zu § 85 Abs. §:

Nachdem die Regelung des bisherigen § 83 Abs.2 in den § 83a Abs. 1 {ibernommen wird, ist der
entsprechende Verweis im Abs. 8 anzupassen.

Zu § 85 Abs. 10:

Mit den Anderungen im Abs. 10 wird sichergestellt, dass fiir alle pidagogischen Fachkrifte in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen dasselbe (in Anlage 9 dargestellte Gehaltsschema)
anzuwenden ist; dies entspricht inhaltlich bereits der derzeit geltenden Rechtslage. Die Bezeichnung des
Gehaltsschemas wird entsprechend angepasst und lautet nunmehr: ,,Gehaltsschema fiir pddagogische
Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen®.

Zu Z. 19 bis 21 (§ 86):

Aufgrund der vorgeschlagenen Anderungen gelten die Vorgaben der Abs. 1 bis 4 kiinftig nicht nur fiir
Assistenzkrifte in Kindergartengruppen, sondern fiir sdmtliche Assistenzkréifte in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen.

Mit der weiteren Anderung im Abs 1 wird klargestellt, dass die Reinigung der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung grundsitzlich keine Aufgabe der Assistenzkrifte sein soll. Diese Aufgabe
wird durch eigenes, von der Gemeinde organisiertes Reinigungspersonal besorgt. Freilich sind im
Rahmen der Betreuung jedoch auch gewisse — mit der Betreuung in Zusammenhang stehende —
Aufraumarbeiten wie z.B. das Wegrdumen von Spielsachen oder von Geschirr, das Abwischen von
Esstischen nach der Mittagsverpflegung usw.) von den Assistenzkriften zu besorgen; auch einfache
Reinigungstitigkeiten werden von den Assistenzkréften zu erledigen sein, wenn diese zur unmittelbaren
Aufrechterhaltung des Betreuungsbetriebes erforderlich sind (zB Wegwischen verschiitteter Gegenstiande
auf einer Spielflédche). Dabei geht es nicht um regelméfBige, routinehafte Reinigungsarbeiten.

Zu Z. 22 (Entfall des § 86a):

Aufgrund der Erweiterung des § 85 Abs. 10 auf simtliche pddagogische Fachkréfte in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen kann die Regelung des § 86a entfallen.
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Zu Z.23 (§ 94):

Bei Kindergartenpddagoginnen und Kindergartenassistentinnen ist eine Erklarung nach Abs. 1 nur im
Einvernehmen mit dem Dienstgeber moglich. Dies soll kiinftig fiir alle Betreuungspersonen in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten.

Zu Z. 24 (zum Entfall der §§ 111 und 112):

Die in Rede stehenden Ubergangsbestimmungen sind obsolet und kénnen daher entfallen.

Zu Z. 25 (§ 116):

Die Anderungen treten am 1. September 2023 in Kraft. Diese sollen damit grundsitzlich erst fiir das
Betreuungsjahres 2023/24 zur Anwendung kommen. Im Hinblick auf eine leichtere Umstellung der
Gehaltsabrechnung wurde beim Inkrafttreten jedoch auf den Monatsersten abgestellt.

Zu 7. 26 (Zu Anlage 9):

Das Gehaltsschema fiir pddagogische Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen wird
um eine zusitzliche Gehaltsklasse (GK 13) ergénzt. Damit wird das Ergebnis von Nachverhandlungen zur
Gehaltsreform 2018 im Gesetz abgebildet. Die neue Gehaltsklasse 13 ist fiir Leiterinnen und Leiter von
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen ab einer bestimmten Grofle (mindestens drei Gruppen und
11 Bereuungspersonen) vorgesehen, sofern sie iiber eine Zusatzqualifikation (z.B. Diplompriifung fiir
Inklusive Elementarpidagogik) verfiigen. Abgesehen davon wird — korrespondierend zu den Anderungen
in § 85 Abs. 10 — die Bezeichnung des Gehaltsschemas angepasst.

Zur Anderung des Wettengesetzes (Artikel VII)
ZuZ.1(§3):

Der Begriff ,Kindergirten wird durch den Begriff ,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen*
ersetzt. Damit erfolgt eine Klarstellung dahingehend, dass die Bewilligungsvoraussetzung nach lit. j nicht
nur Kindergirten im Sinne des KGG, sondern auch Kinderbetreuungseinrichtungen nach dem KJH-G
umfasst.

Zu Z.2 (§ 20):

Die angesprochene Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Sittenpolizeigesetzes (Artikel VIII)
ZuZ.1(§6):

Der Begriff ,,Kindergérten* wird durch den Begriff ,,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen*
ersetzt. Damit ist keine inhaltliche Anderung verbunden, zumal davon auszugehen ist, dass die Vorgabe
nach Abs.4 bereits derzeit nicht nur Kindergirten im Sinne des KGG, sondern auch
Kinderbetreuungseinrichtungen nach dem KJH-G umfasst.

ZuZ.2 (§ 22):

Die angesprochene  Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Katastrophenhilfegesetzes (Artikel IX)
ZuZ.1@§2):

Der Begriff ,Kindergarten® wird durch den Begriff ,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung*
ersetzt. Damit ist keine inhaltliche Anderung verbunden, zumal davon auszugehen ist, dass die Regelung
des Abs. 3 bereits derzeit nicht nur die Erhalter von Kindergérten im Sinne des KGG, sondern auch
Erhalter von Kinderbetreuungseinrichtungen nach dem KJH-G umfasst.
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Zu Z.2 (§ 39):

Die angesprochene  Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Artikel X)
Zu Z. 1 bis 4 (dritter Abschnitt):

Die Bildung und Betreuung der Kinder in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen wird im neuen
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz abschliefend geregelt. Aus diesem Grunde konnen die
Regelungen des dritten Abschnittes — bis auf jene betreffend Tageseltern (§ 30) — entfallen.

Im § 30 Abs. 2 werden die bestehenden Verweise auf das KGG durch Verweise auf die entsprechenden
Bestimmungen im Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz ersetzt.

Zu Z. 5 bis 7 (§§ 33, 40 und 41):

Mit den vorgeschlagenen Anderungen wird beriicksichtigt, dass im dritten Abschnitt die Bestimmungen
der §§ 31, 31a und 32 betreffend Kinderbetreuungseinrichtungen entfallen.

ZuZ.8 (§ 42):

Entsprechend der Terminologie des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes werden die Begriffe
»Kinderbetreuungseinrichtungen* und ,Kindergirten durch den Begriff ,Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen® ersetzt. Dadurch ergeben sich keine inhaltlichen Anderungen.

Zu Z. 9 bis 12 (§ 47):

Nachdem im dritten Abschnitt die Bestimmungen der §§ 31, 31a und 32 entfallen, ist auch die
Strafbestimmung entsprechend anzupassen.

Zu Z.13 (§ 48):

Die Ubergangsbestimmungen in den bisherigen Abs.7 bis 9 sind obsolet und kénnen entfallen.
Anzumerken ist, dass Kinderbetreuungseinrichtungen, die nach dem bisherigen Abs. 7 als nach § 31
KJH-G angezeigt und nicht untersagt gelten, auch nach den Ubergangsbestimmungen des § 47 Abs. 4
und 5 des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes als (nach § 9 leg. cit.) bewilligt gelten. Dies gilt auch
fiir Kinderbetreuungseinrichtungen, die die Voraussetzungen nach dem bisherigen Abs. 8 erfiillen, sofern
ihr Betrieb nicht untersagt worden ist. Fiir den Betrieb von Ferienheimen (sonstigen Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen im Sinne des IV. Hauptstiickes des Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetzes) ist kiinftig weder eine Anzeige noch eine Betriebsbewilligung erforderlich (vgl. § 37
leg. cit.).

Zu Z. 14 (§ 54):

Die Anderungen treten gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes in
Kraft. Die §§31 und 3la kommen nach MalBigabe des §47 Abs.3 des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes fiir Bau- und Betriebsaufnahmeverfahren, die vor dem 11. September 2023
eingeleitet werden, weiterhin zur Anwendung.

Zur Anderung des Gesetzes iiber die Kinder- und Jugendanwaltschaft (Artikel XI)
ZuZ.1(§4):

Entsprechend der Terminologie des neuen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes werden die Begriffe
Kinderbetreuungseinrichtungen und ,Kindergirten durch den quriff »Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen® ersetzt. Dadurch ergeben sich keine inhaltlichen Anderungen.

ZuZ.3 (§10):

Die angesprochene Anderung tritt gleichzeitig —mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.
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Zur Anderung des Gesetzes iiber das Halten und die Zucht von Bienen (Artikel XII)
ZuZ.1@§2):

Der Begriff ,,Kindergirten wird durch den Begriff ,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
ersetzt. Damit ist keine inhaltliche Anderung verbunden, zumal davon auszugehen ist, dass die
Verpflichtung nach Abs. 3 bereits derzeit nicht nur Kindergérten im Sinne des KGG, sondern auch
Kinderbetreuungseinrichtungen nach dem KJH-G umfasst.

Zu Z.2 (§ 10):

Die angesprochene Anderung tritt  gleichzeitig —mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.

Zur Anderung des Baugesetzes (Artikel XIIT)
Zu Z. 1 bis 3 (§§ (8, 15, 48a):

Die Begriffe ,Kindergirten® bzw. ,Kinderbetreuungseinrichtungen® werden durch den Begriff
,Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen* ersetzt. Damit ist keine inhaltliche Anderung
verbunden, zumal davon auszugehen ist, dass die in Rede stehenden Bestimmungen bereits derzeit nicht
nur Kindergérten im Sinne des KGG, sondern auch Kinderbetreuungseinrichtungen nach dem KJH-G
umfassen.

ZuZ. 4 (§ 61):

Die angesprochene  Anderung tritt  gleichzeitig mit Inkrafttreten des Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes in Kraft.
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Der XXXI. Vorarlberger Landtag hat in seiner 8. Sitzung im Jahr 2022, am
5. Oktober, nach mehrheitlicher Annahme nachstehenden VP/Griine-
Abdnderungsantrags, das in der Regierungsvorlage, Beilage 84/2022,
enthaltene Gesetz in der geanderten Fassung mit den Stimmen der VP-Fraktion
und der Fraktion Die Griinen sowie des fraktionslosen Abg. Hopfner
mehrheitlich beschlossen (dagegen: FPO, SPO und NEOS).

»Die Regierungsvorlage wird wie folgt gedandert:

a) Im Artikel 1 § 16 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Bildungswissenschaften’ die
Wortfolge ,bzw. eine sonstige geeignete tertiare Ausbildung’ eingefiigt.

b) Im Artikel | § 21 Abs. 5 wird nach dem Wort Vorschriften’ die Wortfolge
,sowie von Abs. 2 lit. d* eingefiigt.

c) Im Artikel 1 § 22 Abs. 2 wird die Wortfolge ,bekannt zu machen’ durch die
Wortfolge ,zu veroffentlichen; verfiigt der Rechtstrager iiber eine Homepage
im Internet, hat die Veroffentlichung auf dieser zu erfolgen’ ersetzt.

d) Im Artikel 1 § 23 Abs. 1 wird die Wortfolge ,bekannt zu machen’ durch die
Wortfolge ,zu veroffentlichen; verfiigt der Rechtstrager iiber eine Homepage
im Internet, hat die Veroffentlichung auf dieser zu erfolgen’ ersetzt.

e) Im Artikel 1 § 26 Abs. 4 wird nach dem dritten Satz folgender Satz eingefiigt:

,Eine Ausnahme von der Besuchspflicht ist von der Landesregierung mit
Bescheid zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nachtraglich weggefallen
sind.’

f) Im Artikel 1 § 26 Abs. 5 wird die Wortfolge ,eines Antrages’ durch die
Wortfolge ,der Voraussetzungen’ ersetzt.

g) Im Artikel | § 29 Abs. 1 wird die Wortfolge ,auf geeignete Weise bekannt zu
machen; sie’ durch die Wortfolge ,spatestens eine Woche vor ihrem Beginn bis
zu ihrem Ablauf auf dem Verdffentlichungsportal im Internet =zu
veroffentlichen (§ 4 ALReg-G bzw. § 32e des Gemeindegesetzes); die
Anmeldefrist’ ersetzt.

h) Im Artikel | § 47 Abs. 9 wird die Wortfolge ,Kleinkindgruppe oder einer
Schulkindgruppe’ durch die Wortfolge ,Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung’ ersetzt.”



Begriindung:

Zua)

Mit der Anderung soll klargestellt werden, dass auch durch sonstige geeignete
Ausbildungen, welche auf einer abgeschlossenen Sekundarschulbildung aufbauen, der
Nachweis der fachlichen Beféihigung fiir den Einsatz als pédagogische Fachkraft in einer
Kleinkindgruppe erbracht werden kann. Geeignet sind dabei insbesondere Ausbildungen in
den Bereichen Sozialpddagogik, Soziale Arbeit, Heilpddagogik oder Musikpéidagogik.

Zub)

In einer Verordnung nach § 21 Abs. 5 kann nunmehr die Gewdhrung von Ausnahmen von
den Vorschriften zum Personaleinsatz in inklusiv gefiihrten Kleinkind-, Kindergarten- und
Schulkindgruppen vorgesehen werden. Damit soll sichergestellt werden, dass, sofern eine
geeignete pddagogische Fachkraft — auch unter Ausschépfung der Méglichkeiten nach § 17
— nicht zur Verfiigung steht, ausnahmsweise weniger qualifiziertes Personal eingesetzt
werden kann. Dies muss im Einzelfall erforderlich und pédagogisch vertretbar sein.

2Zuc), d)und g)

Mit dem Gesetz iiber Neuerungen im Zusammenhang mit Digitalisierung — Sammelnovelle,
LGBI.Nr. 4/2022, wird die Landesrechtsordnung im Sinne der Digitalisierung, Transparenz
und Biirgerfreundlichkeit an die fortschreitenden technologischen Entwicklungen
angepasst. Die im Zuge dessen im Kindergartengesetz vorgesehenen Anderungen sollen
auch in das Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz iibernommen werden. Konkret wird eine
Verpflichtung des Rechtstrégers verankert, die Ferien sowie die Offnungszeiten, Kernzeiten
und Randzeiten auf seiner Homepage im Internet zu verdffentlichen, sofern er iiber eine
solche verfiigt. Dariiber hinaus hat ein Rechtstréiger, der eine Gebietskérperschaft ist, die
Anmeldefrist fiir eine Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung auf dem
Veréffentlichungsportal im Internet zu verdffentlichen.

Zu e) und f)

Eine Ausnahme von der Besuchspflicht nach § 26 Abs. 3 lit. c kann nur erteilt werden, wenn
sichergestellt ist, dass die Bildungsaufgaben und Werteerziehung entsprechend dem
Leitfaden fiir die hédusliche Betreuung bzw. dem Werte- und Orientierungsleitfaden erfolgt
und kein Sprachférderbedarf besteht. Die Regelung des § 26 Abs. 4 soll dahingehend ergdinzt
werden, dass bei einem Wegfall dieser Voraussetzungen die Ausnahme von der
Besuchspflicht durch die Landesregierung zu widerrufen ist. In diesem Zusammenhang wird
die in § 26 Abs. 5 enthaltene Verpflichtung der zur Betreuung bestimmten Personen und
Einrichtungen Auskiinfte zu erteilen entsprechend ausgeweitet.

Zu h)

Mit der Anderung wird sichergestellt, dass die Ubergangsregelung des § 47 Abs. 9 nicht nur
auf Betreuungspersonen, welche in Schulkindgruppen oder Kleinkindgruppen tdtig sind,
sondern auf alle Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen zur
Anwendung kommt. Damit werden auch Betreuungspersonen in Kinderspielgruppen und
sonstigen Kinderbildungs- und -betreuungs-einrichtungen erfasst, welche ihre Tidtigkeit
weiterhin ausiiben diirfen, und zwar ohne dass noch einmal bzw nachtréglich die
Verlésslichkeit und gesundheitliche Eignung nach § 34 Abs. 2 oder § 37 iVm § 34 Abs. 2
nachgewiesen werden muss.
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	2. Im § 123 wird im Verweis auf „§ 35 – Erholungsurlaub –“ jeweils die Wortfolge „Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenassistentinnen“ durch die Wortfolge „pädagogische Fachkräfte und Assistenzkräfte in Kindergartengruppen“ ersetzt.
	3. Nach dem § 128 wird folgender § 129 eingefügt:
	4. Nach dem § 164 wird folgender § 165 angefügt:
	Artikel VI
	1. In der Überschrift des 7. Abschnitts entfällt die Wortfolge „Horten und“.
	2. Im § 82 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „an Horten und für Erzieher“.
	3. Im § 82 Abs. 1 lit. a wird nach dem Wort „Erzieher“ ein Beistrich sowie die Wortfolge „der Reife- und Befähigungsprüfung für Erzieher“ eingefügt.
	4. Im § 82 Abs. 1 lit. b wird die Wortfolge „Befähigungsprüfung für Kindergartenpädagoginnen und Horterzieherinnen; oder“ durch die Wortfolge „Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen und Horterzieherinnen oder der Reife- und Befähigungsprüfung für K...
	5. Im § 82 Abs. 1 lit. c wird am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und das Wort „oder“ eingefügt sowie folgende lit. d angefügt:
	6. In der Überschrift des II. Hauptstücks wird die Wortfolge „Pädagoginnen und Assistentinnen in Kindergärten sowie für Pädagoginnen in anderen Kinderbetreuungseinrichtungen“ durch die Wortfolge „Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungsei...
	7. Der § 83 lautet:
	8. Nach dem nunmehrigen § 83 wird folgender § 83a eingefügt:
	9. Im § 84 Abs. 3 wird das Wort „Kindergartenpädagoginnen“ durch die Wortfolge „pädagogischen Fachkräften in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen und Assistenzkräften, die vorübergehend an deren Stelle tätig sind,“ und die Wortfolge „Mit Kindergar...
	10. Die Überschrift des § 85 lautet:
	11. Im § 85 Abs. 1 wird die Wortfolge „Kindergartenpädagogin zählen die“ durch die Wortfolge „pädagogischen Fachkraft zählen die Bildung und“ ersetzt und wird nach der Wortfolge „Betreuung, die“ die Wortfolge „– in Kleinkindgruppen und Kindergartengru...
	12. Im § 85 Abs. 2 entfällt der Klammerausdruck „(Tages-, Wochen-, Monats- und Jahresplanung)“ sowie das Wort „persönliche“.
	13. Im § 85 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „Nachbereitungszeit für eine“ die Wortfolge „Kleinkindgruppe oder“, nach dem Ausdruck „16 Stunden“ ein Strichpunkt sowie die Wortfolge „sie darf jedoch 35 % jenes Stundenausmaßes, das der wöchentlichen Öffnun...
	14. Der § 85 Abs. 4 lautet:
	15. Im § 85 Abs. 5 wird vor dem Wort „Kindergartengruppe“ die Wortfolge „Kleinkindgruppe oder“ eingefügt.
	16. Im § 85 Abs. 6 wird das Wort „Kindergartenpädagoginnen“ durch die Wortfolge „pädagogischen Fachkräfte“ ersetzt.
	17. Im § 85 Abs. 8 wird der Ausdruck „§ 83 Abs. 2“ durch den Ausdruck „§ 83a Abs. 1“ ersetzt.
	18. Im § 85 Abs. 10 wird das Wort „Kindergartenpädagoginnen“ durch die Wortfolge „pädagogische Fachkräfte“ und die Wortfolge „Kindergarten/Kinderbetreuung Pädagogik“ durch die Wortfolge „pädagogische Fachkräfte in Kinderbildungs- und -betreuungseinric...
	19. Die Überschrift des § 86 lautet:
	20. Im § 86 Abs. 1 wird das Wort „Kindergartenassistentin“ durch das Wort „Assistenzkraft“ und die Wortfolge „die Reinigung des Kindergartens“ durch die Wortfolge „einfache unterstützende Tätigkeiten, soweit diese zur unmittelbaren Aufrechterhaltung d...
	21. Im § 86 Abs. 2 wird das Wort „Sofern“ durch das Wort „Soweit“ und das Wort „Kindergartenassistentin“ durch das Wort „Assistenzkraft“ ersetzt.
	22. Der § 86a entfällt.
	23. Im § 94 Abs. 2 wird die Wortfolge „Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenassistentinnen“ durch die Wortfolge „Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	24. Die §§ 111 und 112 entfallen.
	25. Nach dem § 115 wird folgender § 116 angefügt:
	26. Die Anlage 9 wird durch die angeschlossene Anlage 9 ersetzt.

	Anlage 9 (zu § 85 Abs. 10)
	Gehaltsschema für pädagogische Fachkräfte in  Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 2022
	Artikel VII
	1. Im § 3 Abs. 1 lit. j wird das Wort „Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungeinrichtungen“ ersetzt.
	2. Nach dem § 19 wird folgender § 20 angefügt:
	Artikel VIII
	1. Im § 6 Abs. 4 wird das Wort „Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und  -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	2. Nach dem § 21 wird folgender § 22 angefügt:
	Artikel IX
	1. Im § 2 Abs. 3 wird das Wort „Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und  -betreuungseinrichtungen“ und die Wortfolge „des Kindergartens“ durch die Wortfolge „der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung“ ersetzt.
	2. Nach dem § 38 wird folgender § 39 angefügt:
	Artikel X
	1. Die Überschrift des 3. Abschnitts lautet:
	„3. Abschnitt Tageseltern“
	2. Die Überschrift des § 30 entfällt.
	3. Im § 30 Abs. 3 wird der Ausdruck „§§ 11 Abs. 1 und 2 sowie 17a des Kindergartengesetzes“ durch den Ausdruck „§§ 10 Abs. 1, 11 und 43 Abs. 3 des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes“ und die Wortfolge „Erziehung und vorschulische Bildung durch Ta...
	4. Die §§ 31, 31a und 32 entfallen.
	5. Im § 33 Abs. 2 entfällt der Ausdruck „31a Abs. 3,“ und wird die Wortfolge „die Untersagung, Bewilligung und Beaufsichtigung im Rahmen der Kinderbetreuung (3. Abschnitt)“ durch die Wortfolge „die Bewilligung der Tätigkeit als Tageseltern und deren B...
	6. Im § 40 Abs. 4 wird der Klammerausdruck „(§§ 25, 26, 28 und 30 bis 32)“ durch den Klammerausdruck „(§§ 25, 26, 28 und 30)“ ersetzt.
	7. Im § 41 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „ , Kinderbetreuungseinrichtungen und Ferienheimen“.
	8. Im § 42 Abs. 2 wird die Wortfolge „Die Kinderbetreuungseinrichtungen, Kindergärten und“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sowie“ ersetzt.
	9. Der § 47 Abs. 1 lit. e bis h entfällt; die bisherigen lit. i bis k werden als lit. e bis g bezeichnet.
	10. Im nunmehrigen § 47 Abs. 1 lit. e wird der Ausdruck „§§ 25, 28, 30, 31 oder 32“ durch den Ausdruck „§§ 25, 28 oder 30“ ersetzt.
	11. Im nunmehrigen § 47 Abs. 1 lit. f wird der Ausdruck „§§ 25, 26, 28, 30, 31 oder 32“ durch den Ausdruck „§§ 25, 26, 28 oder 30“ ersetzt.
	12. Im § 47 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „ , ausgenommen solche nach Abs. 1 lit. f und g,“ und entfällt der letzte Satz.
	13. Der § 48 Abs. 7 bis 9 entfällt; die bisherigen Abs. 10 bis 12 werden als Abs. 7 bis 9 bezeichnet.
	14. Nach dem § 53 wird folgender § 54 angefügt:
	Artikel XI
	1. Im § 4 Abs. 2 lit. c wird die Wortfolge „Kinderbetreuungseinrichtungen, Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	2. In der Überschrift des § 9 wird nach dem Wort „Übergangsbestimmung“ der Klammerausdruck „(LGBl.Nr. 30/2013)“ eingefügt.
	3. Nach dem § 9 wird folgender § 10 angefügt:
	Artikel XII
	1. Im § 2 Abs. 3 wird das Wort „Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und  -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	2. Dem § 10 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	Artikel XIII
	1. Im § 8 Abs. 2 lit. c wird das Wort „Kinderbetreuungseinrichtungen“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	2. Im § 15 Abs. 2 wird das Wort „Kindergärten“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	3. Im § 48a Abs. 1 wird die Wortfolge „Kindergärten oder sonstige Kinderbetreuungseinrichtungen“ durch die Wortfolge „Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“ ersetzt.
	4. Nach dem § 60 wird folgender § 61 angefügt:
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	a) Im Artikel I § 16 Abs. 1 wird nach dem Wort ‚Bildungswissenschaften‘ die Wortfolge ‚bzw. eine sonstige geeignete tertiäre Ausbildung‘ eingefügt.
	b) Im Artikel I § 21 Abs. 5 wird nach dem Wort ‚Vorschriften‘ die Wortfolge ‚sowie von Abs. 2 lit. d‘ eingefügt.
	c) Im Artikel I § 22 Abs. 2 wird die Wortfolge ‚bekannt zu machen‘ durch die Wortfolge ‚zu veröffentlichen; verfügt der Rechtsträger über eine Homepage im Internet, hat die Veröffentlichung auf dieser zu erfolgen‘ ersetzt.
	d) Im Artikel I § 23 Abs. 1 wird die Wortfolge ‚bekannt zu machen‘ durch die Wortfolge ‚zu veröffentlichen; verfügt der Rechtsträger über eine Homepage im Internet, hat die Veröffentlichung auf dieser zu erfolgen‘ ersetzt.
	e) Im Artikel I § 26 Abs. 4 wird nach dem dritten Satz folgender Satz eingefügt:
	f) Im Artikel I § 26 Abs. 5 wird die Wortfolge ‚eines Antrages‘ durch die Wortfolge ‚der Voraussetzungen‘ ersetzt.
	g) Im Artikel I § 29 Abs. 1 wird die Wortfolge ‚auf geeignete Weise bekannt zu machen; sie‘ durch die Wortfolge ‚spätestens eine Woche vor ihrem Beginn bis zu ihrem Ablauf auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G bzw...
	h) Im Artikel I § 47 Abs. 9 wird die Wortfolge ‚Kleinkindgruppe oder einer Schulkindgruppe‘ durch die Wortfolge ‚Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtung‘ ersetzt.“


